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Die  jüngste  gesetzgeberische  Verwirklichung  einer  »Trennung 
von  Staat  und  Kirche«  in  Frankreich  bereicherte  auch  die  deutsche 
kirchenrechtliche  und  kirchenpolitische  Literatur  um  eine  Reihe 
allgemeiner  Abhandlungen  über  diese  Form  des  Verhältnisses  von 
Staat  und  Kirche.  Der  Geschichte  des  Trennungsgedankens  wurde 
jedoch  bis  jetzt  noch  keine  gewidmet.1)  Die  »kanonistisch-dogma- 
tische  Studie«  von  J.  B.  Sägmüller  über  »Die  Trennung  von 
Kirche  und  Staat«  2)  verzichtet  ausdrücklich  auf  eine  geschichtliche 
Behandlung  des  Gegenstandes.  E.  Troeltsch  geht  zwar  in  seiner 
Schrift:  »Die  Trennung  von  Staat  und  Kirche,  der  staatliche  Re- 
ligionsunterricht und  die  theologischen  Fakultäten«  3)  auch  auf  die 
geschichtlichen  Voraussetzungen  und  Ursachen  des  Trennungsge- 
dankens ein  und  gibt  wertvolle  Hinweise  namentlich  auf  den  Zu- 
sammenhang desselben  mit  religiösen  Richtungen ;  sein  Hauptinteresse 
ist  jedoch  der  politischen  Würdigung  des  Trennungssystems  zuge- 
wandt. Letzteres  gilt  auch  von  den  »Aphorismen  zur  Trennung 
von  Staat  und  Kirche«,  unter  welchem  Titel  W.  Kahl  seine  jüngste 
Rektoratsrede  veröffentlicht  hat.4)    Am  ausführlichsten  und  voll- 


1)  Die  Rektoratsrede  F.  Nippolds,  Die  Theorie  der  Trennung  von  Staat 
und  Kirche  geschichtlich  beleuchtet  (1881),  gibt  nur  eine  ziemlich  einseitig  ge- 
färbte Würdigung  des  Trennungssystems  gegenüber  den  bis  jetzt  in  die  ge- 
schichtliche Erscheinung  getretenen  Formen  des  Verhältnisses  von  Staat  und 
Kirche. 

2)  Mainz  1907,  auch:  Arch.  f.  kath.  K.-R.  Bd.  86  (1906)  S.  195—252. 

3)  Tübingen  1907,  bes.  S.  15  ff. 

4)  Internationale  Wochenschrift  für  Wissenschaft,  Kunst  und  Technik, 
2.  Jhg.  (1908)  N.  43,  Sp.  1346  ff.;  auch  Separatabdruck,  Berlin  1908.  —  Rein 
politisch  agitatorisch  sind  die  Schriften  von  O.  Muser,  Die  Trennung  von 
Staat  und  Kirche,  der  badische  Klosterstreit,  die  Erziehungs-  und  Schulfrage 
(Bamberg  1903),  und  von  Frantz,  Das  Rechtsverhältnis  von  Staat  und  Kirche, 
insbesondere  Trennung  von  Staat  und  Kirche  (Frankfurt  1905),  von  welchen 
erstere  für  die  Trennung  als  für  ein  altes  demokratisches  Prinzip  eintritt, 
während  letztere  zwar  die  deutschen  Verhältnisse  für  eine  völlige  Trennung 
noch  nicht  reif  erklärt,  aber  doch  die  Vorbereitung  einer  Trennung  durch  Ab- 
schaffung des  staatlichen  Religionsunterrichtes  fordert.  —  Ueber  die  Stellung 
der  heutigen  liberalen  Parteien  zur  Trennungsfrage  vgl*  die  ablehnende  Haltung 
der  Kölnischen  Zeitung  (15.  VIII.  1908,  N.  864,  2.  Morgenausg.)  und  die 
trennungsfreundliche  der  Frankfurter  Zeitung  (17.  X.  1908,  N.  289,  Abend- 
blatt). 
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ständigsten  unterrichtet  noch  über  die  zur  Trennungsforderung 
führenden  geistigen  Strömungen  religiöser  und  politischer  Art 
K.  Rothenbücher  in  seiner  umfangreichen  Monographie:  »Die  Tren- 
nung von  Staat  und  Kirche« ; *)  da  dieselbe  jedoch  hauptsächlich 
der  Darstellung  des  positiven  Trennungsrechts  und  der  Gewinnung 
eines  juristischen  Begriffs  der  »Trennung  von  Staat  und  Kirche« 
dienen  soll,  bleibt  auch  hier  die  in  die  Einleitung  verwiesene  ge- 
schichtliche Darstellung  notwendigerweise  skizzenhaft. 

Vorliegende  Abhandlung  beabsichtigt  nun ,  einen  Beitrag  zu 
dieser  noch  fehlenden  Geschichte  des  Trennungsgedankens  zu  geben. 
Als  Teil  umfassenderer  Untersuchungen  des  Verfassers  über  die 
geistesgeschichtlichen  Grundlagen  der  modernen  Kirchenpolitik  will 
sie  die  inneren  Beziehungen  offenlegen,  die  zwischen  dem  Staatsideal 
des  älteren  deutschen  Liberalismus  und  der  Forderung  der  Trennung 
von  Staat  und  Kirche  bestehen. 2)  Auf  den  Nachweis  dieser  Be- 
ziehungen ,  und  zwar  lediglich  der  rein  geistesgeschichtlichen  Ver- 
bindungslinien,  will  sich  die  Abhandlung  beschränken,  wobei  noch 
das  Hauptgewicht  auf  die  Untersuchung  der  Verhandlungen  des 
Frankfurter  Parlamentes  von  1848/49  unter  dem  genannten  Gesichts- 
punkt gelegt  sein  soll.  Die  Geschichte  der  staatsphilosophischen 
Ideen,  die  Entstehung  der  politischen  Parteien,  der  Inhalt  ihrer 
Programme  und  ihre  parlamentarische  Tätigkeit  wird  daher  nur  in- 
soweit Berücksichtigung  erfahren,  als  es  zur  Erreichung  dieses  Zieles 
notwendig  ist.  Wenn  dabei  die  beiden  ersten  Teile  der  Untersuchung 
mehr  Umrisse  als  vollkommene  Ausführungen  geben,  so  möge  das  mit 
der  in  diesem  Zusammenhang  mehr  einleitenden  und  vorbereitenden 
Natur  dieser  Abschnitte  und  der  genannten  Absicht  des  Verfassers 
einer  späteren  eingehenderen  Behandlung  ihres  Gegenstandes  unter 
weiteren  Gesichtspunkten  entschuldigt  werden.  Einen  kleinen  Er- 
satz für  diesen  Mangel  suchen  die  eingehenden  Literaturangaben  zu 
gewähren,  welche  zum  Teil  auch  dem  Zweck  einer  noch  fehlenden 
Zusammenstellung  der  über  den  jeweiligen  Gegenstand  erschienenen 
Untersuchungen  dienen. 

1)  München  1908  (XVI  u.  480  S.),  bes.  »Geschichtliche  Einleitung« 
S.  1 — 112.  Vgl.  meine  Rezension  dieses  Buches,  Liter.  Rundschau  f.  das  kath. 
Deutschland,  Bd.  34  (1908)  N.  12,  S.  575  ff.,  und  die  jüngste  eingehende  von 
J.  Friedrich,  Zeitschr.  f.  Politik,  Bd.  2  (1909)  N.  1,  S.  119-128. 

2)  Frühere  Hinweise  auf  diesen  Zusammenhang:  0.  Mejer,  Lehrbuch 
des  deutschen  Kirchenr.  Bd.  1  3.  A.  1869,  S.  XVIII  u.  204/5;  J.  Stahl,  Die  gegen- 
wärtigen Parteien  in  Staat  uud  Kirche,  1863,  S.  94  ff.;  Ae.  Richter,  Lehrbuch  d. 
Kirchenr.,  8.  A.  1886,  §  96,  Anm.  5;  F.  Fabri,  Staat  und  Kirche.  1872,  S.  105. 
Abweichender  Ansicht  sind  Kothenbücher,  a.  a.  0.  S.  59;  E.  v.  Meier, 
Französische  Einflüsse  auf  die  Staats-  und  Rechtsentwicklung  Preussens  im 
19.  Jhdt.  Bd,  1,  1907,  S.  58/60. 
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Unter  älterem  deutschem  Liberalismus  wird  hier  jene  politische 
Strömung  in  Deutschland  verstanden,  welche  im  Anschluss  an  das 
sogen,  Naturrecht  eine  strenge  Beschränkung  der  Staatstätigkeit  auf 
den  Schutz  individueller  Frei  hei  tsrechte  zum  Programm  erhob.  Die 
Darstellung  des  inneren  Zusammenhangs  dieser  politischen  Richtung 
mit  dem  Trennungsgedanken  wird  daher  in  einem  ersten  Teil  das 
naturrechtliche  Staatsideal  in  Gegenüberstellung  zum  spekulativ- 
romantischen untersuchen,  in  einem  zweiten  sodann  die  Umbildung 
dieser  staatsphilosophischen  Ideen  in  politische  Programmforderungen, 
und  in  einem  dritten  schliesslich  ihre  praktisch-politische  Aus- 
wirkung in  den  Verhandlungen  der  Frankfurter  Nationalversamm- 
lung von  1848|49  verfolgen.  Mit  der  Bewegung  von  1848  war  die 
politische  Bedeutung  jenes  älteren  radikalen  Liberalismus  erschöpft. 
Die  gemässigtere  und  später  vorherrschende  liberale  Richtung  aber 
lehnt  unter  dem  Einfluss  eines  organischen  Kulturstaatideals  —  wie 
im  zweiten  und  dritten  Abschnitt  in  Fortsetzung  der  Gegenüber- 
stellung des  ersten  gezeigt  werden  soll  —  die  Beschränkung  des  staat- 
lichen Wirkens  auf  den  Rechtsschutz  und  im  Zusammenhang  damit 
auch  die  Trennung  von  Staat  und  Kirche  ab.  Die  Abhandlung 
findet  daher  in  der  Untersuchung  der  Frankfurter  Parlamentsver- 
handlungen einen  naturgemässen  Abschluss. 

Eine  solche  Untersuchung  zur  Geschichte  einer  politischen  Idee, 
wie  sie  hier  beabsichtigt  ist,  muss  von  einem  klar  erfassten  Begriffe 
derselben  ausgehen.  Nur  ein  wissenschaftlich  geklärter  Begriff  einer 
-»Trennung  von  Staat  und  Kirche«  ermöglicht  eine  scharfe  Aus- 
scheidung trennungsfreundlicher  und  -feindlicher  Schriftsteller. 
Rothenbücher  hat  nun  in  dem  zweiten  Hauptteil  seines  erwähnten 
Buches  versucht,  »die  Eigenart  des  Rechtes  der  Trennung  von  Staat 
und  Kirche«  festzustellen.1)  Da  er  dabei  jedoch  zu  einer  Begriffs- 
bestimmung gelangte,  welche  an  sich  anfechtbar,  namentlich  aber 
für  die  Zwecke  vorliegender  Arbeit  unbrauchbar  ist,  so  möge  hier 
zunächst  in  Auseinandersetzung  mit  den  Ausführungen  von  Rothen- 
bücher eine  Untersuchung  über  das  Wesen  einer  »Trennung  von 
Staat  und  Kirche«  Platz  finden. 

Rothenbücher  will  das  juristische  Wesen  einer  Trennung  von 
Staat  und  Kirche  bestimmen ;  auch  Kahl  spricht  von  der  Notwendigkeit 
eines  »scharf  umrissenen  ifec/^sbegriffs«  der  Trennung. 2)  Was  ist 
unter  einer  solchen  juristischen  Begriffsbestimmung  zu  verstehen?3) 

1)  S.  433  ff. 

2)  A.  a.  0.  Sp.  1349. 

3)  Vgl.  über  diese  methodischen  Fragen  G.  Jellinek,  Allgemeine  Staats- 
lehre. 2.  A.  1905,  S.  24  ff. 

1* 
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Staat  und  Kirche  sind  zunächst  *)  Erscheinungen  des  historischen 
menschlichen  Gemeinschaftslebens,  menschliche  Verbandseinheiten 
auf  verschiedener  Grundlage,  mit  verschiedenen  Gemeinschafts- 
zwecken  und  verschiedenen  Mitteln  zu  deren  Verwirklichung.  Diesem 
historisch-sozialen  Begriff  von  Staat  und  Kirche  entsprechend  lassen 
sich  nun  auch  verschiedene  historisch-soziale  Formen  des  Verhält- 
nisses dieser  beiden  menschlichen  Kulturorganisationen  begrifflich 
ausscheiden,  je  nachdem  im  Verlaufe  der  Geschichte  oder  zu  der- 
selben Zeit  an  verschiedenen  Orten  die  Beziehungen  zwischen  Mit- 
gliedern und  Organen  dieser  Vereinigungen  nach  all  den  Richtungen 
sich  verschieden  gestalteten,  in  welchen  überhaupt  ein  Verkehr  zwischen 
Menschen  und  menschlichen  Verbänden  untereinander  stattfinden  kann. 
Unter  diesem  Gesichtspunkt  kann  es  eine  »Trennung  von  Staat  und 
Kirche«  etwa  im  Sinne  einer  völligen  Zusammenhanglosigkeit  oder 
gegenseitigen  Ignorierung  dieser  beiden  Gemeinschaften  nicht  geben; 
solange  beide  bestehen,  werden  sie  stets  dieselben  Menschen  nach 
verschiedenen  Seiten  zu  beeinflussen  suchen  und  daher  stets  in  einer 
sich  gegenseitig  anerkennenden  und  fördernden  oder  bekämpfenden 
sozialen  Beziehung  zu  einander  stehen.  Im  Gegensatz  zu  diesem 
historisch- sozialen,  auf  unmittelbarer  Erfahrung  der  Wirklichkeit 
beruhenden  Begriffe  eines  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche  bringt 
der  juristische  Begriff  desselben  diejenigen  Beziehungen  zwischen 
Staat  und  Kirche  als  Rechtseinrichtungen  zum  Ausdruck,  welche  in 
einer  Rechtsordnung  ihren  Ausdruck  finden  können  bezw.  finden. 
Dieser  juristische  Begriff  baut  notwendig  auf  dem  historisch-sozialen 
auf,  da  die  Rechtsnormen  ja  stets  einerseits  Produkt  realer  politi- 
scher Bestrebung  sind  und  andererseits  auf  diese  Wirklichkeit  wieder 
einzuwirken  suchen.  Wie  sie  aber  trotzdem  kein  Stück  der  Er- 
fahrungswelt darstellen,  sondern  lediglich  als  Inhalt  unseres  Bewusst- 
seins  existieren,  so  erfasst  auch  der  Rechtsbegriff  die  Dinge  nicht 
in  ihrer  unmittelbar  gegebenen  Realität,  sondern  lediglich  das  Wesen 
ihrer  rechtlichen  Normierung.  Ein  Rechtsbegriff  muss  sich  daher 
stets  auf  eine  bestimmte,  wenn  auch  nur  gedachte,  positive  Rechts- 
ordnung beziehen.  Ein  juristischer  Begriff  des  Verhältnisses  von 
Staat  und  Kirche  ist  demnach  nur  möglich,  wenn  man  entweder  beide 
Organisationen  als  koordinierte  Glieder  einer  völkerrechtlichen 
Rechtsgemeinschaft,  oder  den  Staat  als  der  Rechtsordnung  der 
Kirche,  oder  die  Kirche  als  der  Rechtsordnung  des  Staates  unter- 
worfen sich  vorstellt. 


1)  Selbstverständlich  nur  für  die  empirisch- wissenschaftliche,  nicht  für 
die  dogmatische  Betrachtung. 
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Die  »Trennung  von  Staat  und  Kirche«  nun  im  juristischen 
und  damit  zugleich1)  im  politischen  Sinn  ist  eine  Ausprägung  der 
letzteren  dieser  drei  möglichen  rechtlichen  Verhältnisformen  zwischen 
Staat  und  Kirche.  Denn  in  allgemein  anerkannter  Weise  ist  ihr 
die  rechtliche  Behandlung  der  Kirchen  als  Vereinigungen  lediglich 
im  Staate  wesentlich,  nicht  neben  oder  über  dem  Staate.  Näher  zu 
bestimmen  bleibt  nur  noch,  welche  weiteren  Merkmale  die  Verhält- 
nisform der  »Trennung«  von  anderen  Ausprägungen  dieser  dritten 
Kategorie,  wie  namentlich  von  dem  sogen.  System  der  Staatskirchen- 
hoheit unterscheiden.  Diese  Untersuchung  kann  zwei  Wege  ein- 
schlagen. Einmal  kann  sie  ausgehen  von  politischen  Strömungen, 
welche  dieses  Verhältnis  als  ein  ideales  in  die  Wirklichkeit  umzu- 
setzen streben ;  sodann  von  bestehenden  Rechtsordnungen,  welche  die 
vorwissenschaftliche  Begriffsbildung  dem  in  Frage  stehenden  und 
nun  wissenschaftlich  zu  klärenden  und  zu  vertiefenden  Begriffe  unter- 
ordnet. Beide  Methoden  müssen  sich  gegenseitig  ergänzend  und  be- 
richtigend zu  demselben  Ziele  führen ;  die  Verknüpfung  verschiedenen 
Sinnes  mit  demselben  Wort  zur  Bezeichnung  derselben  Sache,  je 
nachdem  man  sie  vom  politischen  oder  rechtsvergleichenden  Stand- 
punkt aus  betrachtet,  wäre  ungerechtfertigt.  Denn  einerseits  schwebt 
jeder  politischen  Forderung  eine  bestimmte  Rechtsgestaltung  in  der 
Erfahrungswelt  vor,  für  die  sich  eine  scharfe  juristische  Begriffsbe- 
stimmung finden  lassen  muss,  wenn  eine  solche  auch  den  Trägern 
solcher  politischer  Gedanken  nicht  immer  gegenwärtig  sein  mag, 
andererseits  ist  die  begriffliche  Erfassung  einer  unter  verschiedenen 
kulturellen  Voraussetzungen  verwirklichten  Rechtseinrichtung  nie- 
mals in  der  Weise  möglich,  dass  alle  diese  empirischen  Tatbestände 
alle  als  wesentlich  bezeichneten  Merkmale  ganz  und  immer,  also 
ausnahmslos,  an  sich  trügen.  Denn  der  induktiv  gebildete  Begriff 
ist  nicht  wie  ein  einer  bestimmten  Zahl  mathematischer  Grössen  ge- 
meinsamer und  so  vor  eine  Klammer  gestellter  Faktor  —  meist 
werden  schon  gar  nicht  alle  in  Betracht  kommenden  Individuen  bei 
der  Begriffsbildung  herangezogen,  und  dann  müssen  wir  schon  vor 
derselben  ein  gewisses  Kriterium  dafür  haben ,  welche  denn  dazu 
heranzuziehen  sind  — ,  sondern  der  Begriff  steht,  wenn  auch  in  und 
aus  der  Erfahrung  gebildet,  doch  in  dem  Sinne  über  den  unmittelbar 
gegebenen  individuellen  Erfahrungsdingen,  dass  uns  diese  stets  als 
mehr  oder  minder  vollkommene  Verwirklichungen  dieses  Regriffes 
erscheinen.    So  teilt  auch  der  durch  Rechtsvergleichung  gefundene 


1)  Siehe  unten. 
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juristische  Begriff  mit  dem  einer  politischen  Forderung  zu  Grunde 
liegenden  notwendig  die  bei  letzterer  nur  mehr  in  den  Vordergrund 
tretende  normierende  Idealität. *) 

Eine  sich  einseitig  an  die  politische  Literatur  haltende  Me- 
thode wird  stets  in  Gefahr  sein,  ihre  Begriffsbestimmung  in  un- 
juristischen ,  mehr  philosophischen  oder  auch  theologischen  Merk- 
malen zu  geben. 2)  Denn  da  jedes  politische  Ideal  in  letzter  Linie 
auf  einer  allgemeinen  Welt-  und  Lebensanschauung  fusst,  wird  auch 
die  politische  Agitation  ihr  Ziel  oft  mehr  im  Zusammenhang  mit 
dieser  Grundlage  denken  und  ausdrücken,  als  mit  Rücksicht  auf  die 
schon  bestehenden ,  in  einem  bestimmten  Sinne  umzugestaltenden 
empirischen  Rechtseinrichtungen.  Umgekehrt  wird  eine  von  diesen 
ausgehende  Betrachtungsweise  dazu  neigen,  bestimmte  Merkmale, 
welche  vielleicht  in  der  politischen  Literatur  im  Vordergrund  stehen, 
deshalb  als  unwesentlich  auszuscheiden,  weil  sie  in  einigen  Gebieten, 
in  denen  sonst  der  in  Frage  stehende  Begriff  verwirklicht  scheint, 
nicht  auch  im  geltenden  Recht  Ausdruck  gefunden  haben.  Der  ideale, 
normierende  Charakter  jedes  Begriffes  wird  hier  leicht  übersehen, 
obwohl  er  sich  stets  doch  darin  tatsächlich  wieder  geltend  macht, 
dass  in  jeder  der  Rechtsordnungen,  aus  denen  der  fragliche  Begriff 
gefunden  sein  soll,  doch  Ausnahmen  von  einer  vollen  Verwirklichung 
desselben  festgestellt  werden  müssen. 

Dieser  letzteren  Gefahr  scheint  Rothenbücher  in  seinem  ge- 
nannten Buche  bei  der  induktiv  versuchten  Bestimmung  des  Begriffs 
der  »Trennung  von  Staat  und  Kirche«  nicht  ganz  entgangen  zu 
sein. s)  Auf  Grund  des  vorher  gegebenen  positiven  Rechtsmaterials 
bezeichnet  er  als  juristisch  unwesentlich  für  eine  »Trennung  von 
Staat  und  Kirche« :  die  ablehnende ,  vollkommen  ignorierende 
Stellung  des  Staates  zur  Religion  im  allgemeinen,  die  Nichtprivi- 
legierung  der  religiösen  Organisationen,  den  Mangel  einer  sie  be- 
nachteiligenden Sonderbehandlung  im  Staats-  und  Verwaltungsrecht, 
die  Verweigerung  jedes  staatlichen  Kultusbudgets  und  die  Stellung 
des  Staates  zur  Bedeutung  der  Religion  und  Konfession  in  der 


1)  Ergebnis  der  Begriffsbildung  wird  daher  auch  hier  immer  ein  »Ideal- 
bild« sein,  von  dem  »allenthalben  Ausnahmen*  konstatiert  werden  müssen«,  — 
was  daher  mit  Unrecht  von  Rothenbücher  (S.  436)  dem  Trennungsbegriff  von 
Hinschius  (s.  u.  S.  278  Anm.  3)  als  Maugel  angerechnet  wird.  —  Vgl.  auch 
M.  Weber,  Die  .Objektivität'  sjzialwissenschaftlicher  Forschung.  Arch.  für 
Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik.  Bd.  19  (1904)  S.  22—87. 

2)  Was  z.  B.  mit  Recht  von  Rothenbücher  (S.  460)  dem  Sohm'schen 
Begriff  der  öffentlichen  Korporation  als  einer  »durch  Rechtssatz  dem  Staate 
als  ethisch  gleichwertig  gesetzten«  vorgehalten  wird. 

3)  Vgl.  bes.  S.  438—40,  457. 
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Schule.  Alle  diese  Beziehungen  des  staatlichen  Rechtes  zu  religiösen 
Anschauungen  und  Vereinigungen  könnten  im  Staatskirchenrecht 
eines  bestimmten  Landes  bestehen  unbeschadet  der  vollkommenen 
Verwirklichung  einer  »Trennung  von  Staat  und  Kirche«  im  streng 
juristischen  Sinn.  Denn  diese  sei  vielmehr  folgendermassen  zu  de- 
finieren: »Unter  dem  Rechte  der  Trennung  von  Staat  und  Kirche 
ist  die  Organisation  der  Kirche  in  jeder  Beziehung  dem  freien 
Willen  der  Anhänger  eines  Bekenntnisses  überlassen.  Die  Art  und 
Weise,  wie  sich  diese  als  Jcirchenrechtlicher  Verband  konstituieren 
wollen  r  ist  ihnen  freigestellt.  .  .  .  Soweit  sie  Rechtsverhältnisse  be- 
gründen wollen,  die  auch  vom  staatlichen  Recht  als  wirksam  aner- 
kannt werden,  benützen  sie  die  Institutionen  des  Privatrechts.  Diese 
Institutionen  können  im  einzelnen  Lande  verschieden  sein  (Gemeines, 
besonderes  Vereinsrecht,  Stiftungsrecht)«. x) 

Da  die  Freiheit  der  innerkirchlichen  Rechtsbiidung  auch  unter 
einem  anderen  kirchenpolitischen  System  als  dem  der  Trennung  von 
Staat  und  Kirche  gewahrt  sein  kann,  so  bleibt  nach  der  Definition 
Rothenbüchers  als  allein  wesentlich  für  dieses  nur  der  Ausschluss 
jeder  staatlichen  Anerkennung  des  kirchenrechtlichen  Verbandes 
ausserhalb  des  staatlichen  Privatrechts;  hierin  allein  beruht  nach 
Rothenbücher  der  wesentliche  Unterschied  des  Trennungssystems  von 
dem  der  Einheit  von  Staat  und  Kirche  wie  von  dem  bei  uns  herrschenden 
der  Staatskirchenhoheit,  in  welchem  die  Kirchen  als  öffentlichrecht- 
liche Verbände  »auf  einem  Organisationsakte  des  Staates,  d.  h.  einem 
die  Beteiligten  unabhängig  von  ihrem  Willen,  zwangsweise  ergreifen- 
den Rechtssatze  beruhen«.2) 

Auf  die  von  Rothenbücher  aus  diesem  Anlass  erörterte  Frage 
nach  dem  Wesen  eines  öffentlich  rechtlichen  Verbandes  braucht  hier 
nicht  eingegangen  zu  werden.  Dass,  wie  dieses  auch  näher  zu  be- 
stimmen sei,  ein  wesentliches  Merkmal  des  Trennungsbegriffs  darin 
bestehe,  dass  der  Staat  die  innerkirchliche  Rechtsbildung  nur  inner- 
halb seines  Privatrechts  anerkenne,  d.  h.  innerhalb  des  Rechtsge- 
biets, in  dem  grundsätzlich  der  Wille  der  einzelnen  Rechtsgenossen 
die,  Rechtsverhältnisse  begründende,  verändernde  und  authebende 
Macht  ist,  —  das  sei  vollkommen  zugegeben ;  die  Beschränkung  der 
Definition  jedoch  auf  dieses  eine  Merkmal  unter  Ausscheidung  der 
oben  angeführten  erscheint  sowohl  vom  Standpunkt  der  rechtsver- 
gleichenden Methode  wie  im  Hinblick  auf  die  in  dieser  Arbeit  be- 
handelte politische  Literatur  ungerechtfertigt. 


1)  S.  457.  —  2)  S.  462. 
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Demi  einmal  ist  auch  dieses  Merkmal  nach  den  Angaben 
Rothenbüchers  selbst  in  den  Rechtsordnungen,  welche  von  ihm  dem 
Trennungssystem  unterstellt  werden,  nicht  in  allen  Beziehungen 
verwirklicht.  Die  Befreiung  der  Geistlichen  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  vom  Geschworenen-  und  Militärdienst  z.  B. 
und  ihr  Ausschluss  andererseits  von  bestimmten  öffentlichen  Ämtern l) 
bedeutet  die  unmittelbare  Verknüpfung  einer  innerkirchlichen  Rechts- 
stellung mit  einer  öffentlichrechtlichen  Befugnis  bzw.  Beschränkung, 
entspringt  also  demselben  Prinzip,  wie  die  Verknüpfung  der  öffent- 
lichrechtlichen  Rechtsfähigkeit  überhaupt  mit  der  Zugehörigkeit  zu 
einer  bestimmten  Kirche  bei  dem  System  der  rechtlichen  Einheit 
von  Staat  und  Kirche.  Von  den  Kultusvereinen  des  französischen 
Trennungsgesetzes  ferner  sagt  Rothenbücher  aus  Anlass  einer  Be- 
stimmung desselben  über  die  Kultusgebäude  unter  dem  Gesichts- 
punkt des  Denkmalschutzes :  »Das  Gesetz  spricht  hier  für  einen  ein- 
zelnen Fall  deutlich  aus,  was  sich,  wie  wiederholt  erwähnt,  aus  einer 
Reihe  von  Rechtssätzen  tatsächlich  ergibt,  dass  die  Kultusvereine  zwar 
lediglich  durch  den  freiwilligen  Zusammenschluss  entstehen,  dass  sie 
aber  entstanden,  die  Funktion  einer  öffentlichrechtlichen]  Anstalt  er- 
füllen und  daher  im  grössten  Teile  ihres  Wirkungskreises  den  Be- 
schränkungen einer  solchen  unterliegen«.2)  Ähnliche  Ausnahmen 
und  Folgewidrigkeiten  werden  im  Trennungsrechte  Mexikos  und 
Brasiliens  festgestellt. 3). 

Wenn  also  —  und  zwar  mit  Recht  —  solche  Ausnahmen  auch 
bei  Anwendung  der  induktiven  Methode  nicht  als  Hindernis  be- 
trachtet werden,  die  damit  behafteten  Rechtsordnungen  doch  dem 
Begriff  der  Trennung  von  Staat  und  Kirche  zu  unterstellen,  so  kann 
auch  der  Umstand,  dass  diese  Rechtsordnungen  auch  Religion-  und 
Kirchen wesen  hemmendes  oder  förderndes  Sonderrecht  enthalten,  es 
nicht  rechtfertigen,  diese  Bestimmungen  als  für  den  Trennungsbe- 
griff unwesentlich  zu  bezeichnen.  Ein  anderes  Argument  aber, 
als  dass  solche  Sonderbestimmungen  nicht  zu  den  »allgemein  wieder- 
kehrenden Eigentümlichkeiten  der  Trennung«  gehören,  kann  Rothen- 
bücher für  ihre  Nichtberücksichtigung  bei  seiner  Begriffsbildung 
nicht  vorbringen.4)  Vergleicht  man  jedoch  nach  ihrem  idealen  Ge- 
halte die  staatlichen  Rechtssätze,  welche  die  Nichtprivilegierung,  die 
Nichtunterstützung  und  den  Ausschluss  jeder  anderen,  namentlich 
polizeilichen  Sonderbehandlung  der  religiösen  Organisationen  zum 
Ausdruck  bringen,  mit  jenen  in  welchen  die  eigene  Rechtsbildung 


1)  S.  169/70.  —  2)  S.  340.  —  3)  S.  359  u.  368.  -  4)  S.  438. 
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derselben  nur  auf  dem  Gebiete  des  staatlichen  PnWrechtes  aner- 
kannt wird,  so  werden  diese  alle  zusammen  leicht  als  Folgen  eines 
gemeinsamen ,  allgemeinen  Rechtsprinzipes  erkannt ,  in  welchem  da- 
her mit  logisch  grösserem  Recht  das  Wesen  der  »Trennung  von 
Staat  und  Kirche«  als  erfasst  betrachtet  werden  darf,  nämlich  als 
Folgen  des  Grundsatzes,  dass  jedes,  die  religiösen  Organisationen 
fördernde  oder  hemmende  staatliche  Sonderrecht  ausgeschlossen  sein 
soll.  Aus  dieser  Gleichstellung  der  religiösen  Organisationen  mit 
irgendwelchen  Privatvereinen  durch  das  staatliche  Recht  entspringt 
sowohl. deren  Nichtanerkennung  im  öffentlichen  Recht,  als  der  Mangel 
jeglicher  staatlicher  Unterstützung  oder  besonderen  Beaufsichtigung. 
Eine  Sonderbehandlung  des  religiösen  Vereinsrechts  ist  dabei  immer 
noch  in  dem  Sinne  denkbar,  dass  etwa  für  die  privatrechtliche  An- 
erkennung solcher  Vereine  durch  den  Staat  besondere,  aus  der 
Natur  solcher  Vereinigungen  sich  ergebende  Normativbestimmungen 
bereitgestellt  werden,  wie  sich  das  in  den  Vereinigten  Staaten  viel- 
fach ausgebildet  hat, x)  und  was  auch  in  dem  besonderen  Recht  der 
Kultusvereine  des  französischen  Trennungsgesetzes  geschehen  ist. 2) 
Wesentlich  für  eine  reine  Durchführung  der  Trennung  trotz  solcher 
Sonderbestimmungen  ist  nur  der  Umstand,  dass  dadurch  ohne  jede 
Privilegierung  oder  Benachteiligung  der  religiösen  Organisationen 
gegenüber  anderen  Privatvereinen  lediglich  deren  tatsächlicher 
Eigenart  in  objektiver  Weise  Rechnung  getragen  wird.  Dieser 
durch  Rechtsvergleichung  gefundene  Begriff  dei?  »Trennung  von 
Staat  und  Kirche«  3)  mit  seinem  durchaus  juristischen  Gehalt  ist  aber 
auch  derjenige,  welcher  der  politischen  Trennimgsforderung  zu- 
grunde liegt.  Gerade  diese  grundsätzliche  Gleichstellung  der  reli- 
giösen Organisationen  mit  beliebigen  Privatvereinen  ist  es,  welche 
einerseits  bestimmten  Staatsanschauungen  und  Religionsbegriffen  als 
Ideal  erscheint,  und  gegen  welche  andererseits  die  politische  ße- 


1)  Vgl.  Rothenbücher,  a.  a.  0.  S.  156  ff. 

2)  Vgl.  Rothenbücher,  a.  a.  0.  S.  280  ff. 

3)  So  auch  Hinschius  (Allgemeine  Darstellung  der  Verhältnisse  von 
Staat  und  Kirche  in  Marquardsens  Handbuch  d.  öffentl.  Bechts  ßd.  1.  Teil  1. 
S.  221  ff.),  wenn  er  unter  Trennung  von  Staat  und  Kirche  versteht :  »die  Behand- 
lung der  Kirchen-  und  Religionsgesellschaften  durch  den  Staat  lediglich  als 
Privatvereine,  so  dass  er  den  ersteren  keinerlei  besondere  Rechte  und  Privilegien 
gewährt,  aber  andererseits  keine  anderen  Rechte  über  sie  in  Anspruch  nimmt, 
als  über  andere  Vereine«,  welches  System  auf  dem  Grundgedanken  beruhe,  »dass 
der  Staat  die  Religionsgesellschaften  und  Kirchen  völlig  ignoriert  und  die  Re- 
ligion lediglich  als  Privatsache  des  Einzelnen  betrachtet«.  —  Ebenso  W.  Kahl, 
Lehrsystem  des  Kirchenrechts  und  der  Kirchenpolitik,  Bd.  1.  1894  S.  294  ff.  und 
Aphorismen  a.  a.  0.  Sp.  1349  ff.;  Sägmüller,  a.  a.  0.  S.  9|10;  U.  Stutz,  in: 
Kohlers  Encycl.  d.  Rechtswissenschaft,  6.  A.  1904,  Bd.  2  S.  906. 
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kämpfung  der  Trennungsforderung  hauptsächlich  ihre  Spitze  kehrte. x) 
Auf  diesem  Trennungsbegriff  baut  daher  die  folgende  Abhand- 
lung auf. 

§  1.  Naturrechtliche  und  spekulative  Staatsphilosophie  in  ihrer  Be- 
ziehung zur  Theorie  der  Trennung  von  Staat  und  Kirche. 

I.  Ein  tieferes  Verständnis  für  Inhalt  und  Anziehungskraft 
bestimmter  Programmsätze  politischer  Parteien  ist  nur  zu  gewinnen 
durch  Zurückführung  derselben  auf  eine  allgemeinere  Anschauung 
vom  Wesen  und  der  Aufgabe  des  Staates,  die  ihrerseits  wieder  mit 
bestimmten  Richtungen  der  allgemeinsten  Welt-  und  Lebensauf- 
fassung in  engstem  Zusammenhang  steht.  So  bedeutet  auch  die 
Forderung  der  Trenuung  von  Staat  und  Kirche,  wie  sie  in  der 
Frankfurter  Nationalversammlung  der  Jahre  1848/49  von  den  links- 
liberalen Parteien  vertreten  und  durchgesetzt  wurde,  nur  den  Ver- 
such, auf  dem  besonderen  kirchenpolitischeu  Gebiete  ein  allgemeines 
Staatsideal  zu  verwirklichen,  welches  die  theoretische  Gedankenbe- 
wegung des  Naturrechts  mitsamt  dieser  kirchenpolitischen  Folgerung 
vorher  allmählich  herausgebildet  hatte.  Umgekehrt  zeigt  die  da- 
malige politische  Bekämpfung  des  Trennungsgedankens  von  Seiten 
der  gemässigten  Liberalen  und  noch  weiter  rechts  stehender  Parteien 
deutlich  Einflüsse  derjenigen  staatsphilosophischen  Anschauungen  auf, 
welche,  im  Gegensatz  zum  Naturrecht  sich  ausbildend,  von  anderen 
grundsätzlichen  Voraussetzungen  ausgehend  auch  zu  anderen  Idealen 
gelangte:  der  spekulativen  Richtung  eines  Fichte,  Schelling,  Hegel. 
So  wird  eine  kurze  Darlegung  dieser  allgemeinen  Gegensätze  Ein- 
blick gewähren  in  die  historische  Vorbereitung  und  letzte  theoretische 
Begründung  der  später  feindlich  einander  gegenüberstehenden 
praktisch-politischen  Forderungen. 2) 

»JSfaturrecht«  bedeutet  an  sich  ein  System  von  Rechtsnormen, 
welche  als  geltend  aus  der  Natur,  dem  empirischen  Wesen  der 
Dinge,  insbesondere  des  Menschen,  mit  der  Vernunft  erkannt  werden. 
In  diesem  allgemeinen  Sinne  begreift  sich  darunter  jedes  rechts- 
philosophische Denken,  insofern  es  auf  Grund  tieferer  Analyse  des 

1)  Vgl.  z.  B.  Kahl,  Lehrsystera  S.  304  ff. 

2)  Vgl  z.  folgenden  i.  allgera. :  K.  Muntscha,  Geschichte  der  neueren  Staats- 
wisseaschaft,  3.  A.  1881;  J.  H.  Fichte,  Die  philosophischen  Lehren  von  Recht, 
Staat  und  Sitte  in  Deutschland,  Frankreich  und  England  von  der  Mitte  des 
18.  Jhdts.  bis  zur  Gegenwart,  1850;  H.  Hettner,  Literaturgeschichte  des  18.  Jhdts. 
4.  A.,  1881—1894;  P.  Janet,  Histoire  de  la  science  politique,  3.  ed.  1887; 
R.  v.  Mo  hl,  Die  Geschichte  und  Literatur  der  Staats  Wissenschaften,  1855—58; 
H.  Rehm,  Geschichte  der  Staatswissenschaft,  1896;  J.  Mahl,  Die  Philosophie 
des  Rechts,  Bd.  1,  5.  A.  1878. 
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Rechtslebens  zur  Aufstellung  objektiver  Werte  fortschreitet.  Es  wird 
der  Ausdruck  »Naturrecht«  aber  auch  für  eine  bestimmte  historische 
Erscheinung  dieses  rechtsphilosophischen  Denkens  genommen ,  näm- 
lich für  diejenige,  welche  etwa  vom  17.  bis  zum  Beginn  des 
19.  Jahrhunderts  ziemlich  allgemein  herrschend  war.  Die  philo- 
sophische Eigenart  dieser  geistesgeschichtlichen  Bewegung  ist  gegeben 
mit  ihrer  Denkmethode,  welche  von  der  Analyse  der  Einzelerfahrung 
ausgehend  schlussweise  zu  allgemeineren  Erkenntnissen  gelangt. 
Auf  dem  Gebiet  der  Sozialphilosophie  bedeutet  dies:  Erklärung  der 
sozialen  .Gebilde  aus  ihren  Grundelementen,  den  Individuen,  bzw.  aus 
bestimmten  einzelnen  Fähigkeiten,  Trieben  und  Neigungen  derselben. 
Produkte  dieses  Denkprozesses  sind  die  Vorstellungen  des  Naturzu- 
standes, in  dem  die  Individuen  als  vereinzelt  gedacht  werden,  und 
des  Gesellschaftsvertrags,  durch  den  sie,  einem  bestimmten  Triebe 
ihrer  Natur  folgend,  durch  vernünftig  freie  Tat  sich  vereinigen  und 
sozial  organisieren.  Diese  Eigenart  der  Methode  erschöpft  jedoch 
nicht  das  Wesen  des  historischen  »Naturrechts« ;  denn  diese  teilt 
es  mit  der  mittelalterlichen  Scholastik,  welcher  die  Ideen  des  Na- 
turzustandes, des  Gesellschafts-  und  Herrschaltsvertrags  auch  schon 
geläufig  waren. *)  In  Gegensatz  zur  Scholastik  tritt  das  Naturrecht 
erst  durch  die  Stärke,  ja  Ausschliesslichkeit,  mit  der  es  sein  In- 
teresse der  unmittelbaren  Erfahrung  und  dem  natürlichen,  weltlichen 
Leben  zuwendet,  und  durch  die  dem  Individuum  nicht  nur  methodisch, 
sondern  auch  ethisch  eingeräumte  allbeherrschende  Stellung.  Mit 
diesen  Eigentümlichkeiten  gliedert  es  sich  als  Teilausdruck  auf  so- 
zialwisseuschaftlichem  Gebiete  jener  allgemeinen  empiristisch-indi- 
vidualistischen Geistesströmung  ein,  welche  seit  dem  17.  Jahr- 
hundert, namentlich  von  England  aus,  sich  über  fast  alle  europäi- 
schen Kulturländer  verbreitete.2) 

Auf  staatsphilosophischem  Gebiete  hat  somit  das  Naturrecht 
ein  doppeltes  Bestreben,  das  sich  im  Verlaufe  seiner  geschichtlichen 
Entfaltung  stets  mehr  Geltung  verschaffte :  einmal  Recht  und  Staat 
in  ihrer  theoretischen  Ableitung  wie  in  ihrem  praktischen  Bestand 
von  Sittlichkeit  und  Religion  unabhängig  erscheinen  zu  lassen;  so- 
dann den  Zweck  des  Staates  ausschliesslich  in  die  Förderung  des 
Individualwohles  zu  setzen.  Diese  letztere  Aufgabe  konnte  aber 
wieder  in  verschiedener  Weise  aufgefasst  werden.   Man  konnte  dem 

1)  Vgl.  0.  Gierke,  Deutsches  Genossenschaftsrecht.  Bd.  3,  1881.  S.  569  ff. 
derselbe,  Johannes  Althusius,  2.  A.,  1902,  S.  63  f. 

2)  Vgl.  K.  Biedermann,  Dentschland  im  18.  Jhdt.,  1854/58,  Bd.  2,  S.  201  ff. ; 
W.  Hasbach,  Die  allgem.  philos.  Grundlagen  der  von  Fr.  Quesnais  u.  A.  Smith 
begründeten  politischen  Oekonomie,  1890,  bes.  S.  91  ff. 
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Staat  —  in  theoretischer  Voraussetzung  der  Unmündigkeit  der  ein- 
zelnen Bürger  —  eine  dem  Umfang  wie  den  Mitteln  nach  sehr 
weitgehende  Fürsorge  für  das  Individualwohl  zuschreiben ;  oder 
man  konnte  ihn  —  in  grösserem  Vertrauen  auf  die  freie  Selbst- 
tätigkeit der  einzelnen  —  auf  die  Schaffung  solcher  Voraussetzungen 
des  Individualwohles  beschränken,  welche  die  Individuen  aus  sich  selbst 
nicht  herstellen  können,  d.  i.  des  Schutzes  von  Leben,  Freiheit  und 
Eigentum  des  einzelnen  gegenüber  anderen  Staatsbürgern  wie  gegen- 
über feindlicheu  Staaten.  Beide  Auffassungen  der  individualistischen 
Bestimmung  des  Staatszwecks  sind  innerhalb  des  Naturrechts  ver- 
treten, und  zwar  die  erste,  die  des  allbesorgten  und  unumschränkten 
Polizeistaates,  mehr  im  Anfang,  die  zweite,  die  liberale,  mehr  gegen 
Schluss  der  naturrechtlichen  Gedankenentwicklung. 

Mit  dieser  jeweiligen  Grenzbestimmung  zwischen  staatlicher 
und  freier  Individualtätigkeit  war  aber  auch  das  Verhältnis  des  Staates 
zur  Kirche  innerhalb  dieses  historischen  Naturrechts  gegeben.  Denn 
letzteres  wurde  in  der  Hauptsache  durch  Autoren  protestantischer 
Konfession  begründet  und  weitergebildet.  Allgemein  charakterisierend 
aber  für  die  protestantische  Auffassung  von  Religion  und  Kirche 
gegenüber  der  mittelalterlichen  wie  der  katholischen  ist,  dass  die 
Religion  mit  allen  ihren  Äusserungen  nur  mehr  als  Ausdruck  indi- 
viduellen Glaubens  und  Bedürfens  Anerkennung  findet,  und  nicht 
mehr  zugleich  als  Befolgung  eines  göttlichen  Gebotes,  das  in  einer 
objektiven,  rechtlich-autoritativ  organisierten  und  dem  Staate  so 
gleichstehenden  Kirche  sich  darstellt.  In  dem  gleichen  Grade  da- 
her, in  welchem  dem  Staate  die  Aufgabe  gestellt  wurde,  bevor- 
mundend die  ganze  Individualtätigkeit  zu  befördern  und  zu  über- 
wachen, in  demselben  mussten  auch  seine  Einwirkung  auf  den  be- 
sonderen Zweig  dieser  Tätigkeit,  auf  das  religiös-kirchliche  Leben, 
ausgedehnt  werden  (Territorialismus) ;  je  mehr  dagegen  das  Indi- 
viduum im  allgemein  freieren  Spielraum  im  öffentlichen  Leben  in 
Anspruch  nahm  und  gewann,  desto  freier  gestaltete  sich  auch  die 
Stellung  der  Kirche  im  Staate,  die  entsprechend  jener  religiösen 
Grund anschauung  nun  rechtlich  als  Verein  im  Staate  (Kollegialis- 
mus) gefasst  wurde,  während  man  sie  vorher  mehr  oder  weniger  mit 
dem  Staate  identifiziert  hatte.  Die  anfangs  engste  Verbindung  des 
Staates  mit  der  Kirche  lockerte  sich  allmählich  und  wich  schliess- 
lich mit  der  allgemeinen  Beschränkung  der  staatlichen  Wirksamkeit 
auf  den  Schutz  der  Individualrechte  und  einer  fortgeschrittenen  Ver- 
weltlichung desselben  einer  völligen  Trennung. 
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II. A)  Ein  typischer  Vertreter  der  territorialistischen  Stufe  der 
naturrechtlichen  Kirchenpolitik  ist  Hugo  Grotius2),  der  zwar  nicht 
der  »Vater  des  Naturrechts«  war, 3)  dessen  Werke  aber  doch  lange 
grossen  Einfluss  ausübten.  Seine  Schrift:  »De  iraperio  summarum 
potestatum  circa  sacra«  (verfasst  1614,  gedruckt  1647) 4)  gipfelt  in 
dem  Satze:  »Naturale  aliquatenus  est,  ut  idem  sit  Rex  et  Sacerdos«.5) 
Er  leitet  diese  Einheit  von  Staat  und  Kirche  ab  einmal  als  Folgerung 
aus  der  Souveränität  des  Staates,  indem  er  sich  diese  nur  dann  als 
gesichert  denken  kann,  wenn  er  nicht  nur  auf  weltlichem,  sondern 
auch  auf  religiösem  Gebiete  allein  das  Regiment  führt.  Sodann 
aber  gründet  er  den  Staat  auf  einen  ethischen  Altruismus,  der  die 
Individuen  aus  dem  Naturzustande  in  den  bürgerlichen  treibe;  als 
bestes  Mittel  aber,  diesen  zu  erhalten  und  zu  fördern,  erscheint  ihm 
die  Religion,  weshalb  sie  der  Staat  aus  dem  Iuteresse  der  Selbster- 
haltung schützen  und  fördern  müsse. 

Noch  radikaler,  wenn  auch  mit  teilweise  abweichender  Be- 
gründung, wird  die  territorialistische  Einheit  von  Staat  und  Kirche 
durch  Th.  Hobbes  in  seinem  »Leviathan«  (1651)  formuliert:  »Ein 
Staat  von  Christen  und  eine  christliche  Kirche  ist  ein  und  dasselbe, 
nur  wegen  zweierlei  Ursachen  mit  zweierlei  Namen  bezeichnet.  Denn 
der  Stoff  des  Staates  und  der  Kirche  ist  der  nämliche,  nämlich 
ebendieselben  Christenmenschen,  und  die  Form,  welche  in  der  ge- 
setzlichen Vollmacht  besteht,  die  Menschen  zusammenzurufen,  ist 
auch  die  nämliche;  was  also  Staat  genannt  wird,  sofern  er  aus 
Menschen  besteht,  heisst  Kirche,  sofern  diese  Menschen  Christen 
sind«.6) 

In  Deutschland  fanden  solche,  Staat  und  Kirche  völlig  in  eins 
setzenden  Gedanken  keinen  Boden ,  wenngleich  die  territorialistische 
Praxis  keine  andere  war,  als  anderswo.  Das  Nebeneinanderbestehen 
mehrerer  Konfessionen  in  demselben  Lande  legte  eine  die  Kirche 
doch  mehr  vom  Staate  sondernde  Begriffsbestimmung  der  Kirche 


1)  Vgl.  z.  folgenden :  0.  Mejer,  Studien  über  den  Kollegialismus, 
Kirchl.  Zeitschr.  Bd.  6  (1859).  S.  3  ff.;  J.  Merkel,  Das  protestantische  Kirchenr. 
des  18.  Jhdts.,  Zeitschr.  f.  ges.  lutherische  Theologie  u.  Kirche.  Bd.  21  (1860). 
S.  1  ff. 

2)  G.  Hartenstein,  Darstellung  der  Rechtephilosophie  des  H.  Gr.  Abhdl. 
der  kgl.  sächs.  Ges.  d.  Wissensch.  Philolog.-histor.  Klasse  Bd.  1  (1850) 
S.  483  ff. 

3)  Vgl.  C.  Kaltenborn,  Die  Vorläufer  des  Hugo  Grotius,  1848. 

4)  Ben.  Ed.  Francof.  1690. 

5)  Cap.  H,  3. 

6)  C.Sigwart,  Vergleichung  der  Rechts-  und  Staatstheorien  des  B.  Spinoza 
u.  Th.  Hobbes,  1842,  S.  93;  vgl.  bes.  Leviathan,  pars  III:  De  civitate  christiaua 
(Opera  philos.  ed.  Molesworth,  III,  S.  265  ff.). 
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nahe,  wenn  sie  damit  auch  zunächst  praktisch  nicht  mehr  Freiheit 
erhielt.  So  ist  es  Samuel  v.  Pufendorf,  *)  der  erste  deutsche  aka- 
demische Lehrer  für  Naturrecht,  welcher  in  seinem  kirchenpolitischen 
Hauptwerk:  »De  habitu  religionis  christianae  ad  vitam  civilem« 
(1(387)  2),  dieser  realen  kirchenpolitischen  Sachlage  Rechnung  tragend 
und  im  Kampfe  gegen  die  Staatsnatur  der  katholischen  Kirche  wie 
gegen  die  Extreme  eines  Hobbes,  die  Kirche  zuerst  dem  römisch- 
rechtlichen  Begriff  des  collegium  unterordnete,  sie  als  Verein  im 
Staate  definierte. s)  Bemerkenswert  für  die  innere  Konsequenz  dieser 
Begriffsbestimmung  und  zugleich  für  die  weitere  Entwicklung  des 
kirchenpolitischen  Kollegialismus  ist  es,  dass  Pufendorf  aus  der  Ver- 
eiusnatur  der  Kirche  gegenüber  dem  Staat  auch  die  Notwendigkeit 
einer  innereu  gesellschaftsrechtlichen,  demokratischen  Verfassung  für 
die  Kirche  folgert.4)  —  In  seiner  allgemeinen  Staatsanschauung  be- 
schränkt zwar  Pufendorf  schon  die  Wirksamkeit  des  Staates  auf  den 
Rechtsschutz, 5)  kommt  aber  praktisch  auf  wirtschaftlichem 6)  wie  auf 
kirchenpolitischem  Gebiete  zu  keinem  anderen  Ergebnis,  als  die  den 
Staatszweck  mehr  eudämonistisch  bestimmenden  Merkantilisten  und 
Territorialisten ,  indem  er  eiue  positive  Fürsorge  des  Staates  dabei 
mit  der  so  besser  zu  erfüllenden  Rechtsschutzaufgabe  begründet. 
Namentlich  hält  er  eine  religiös-sittliche  Erziehung  der  Bürger  dazu 
für  unentbehrlich.7)  Unter  diesem  Gesichtspunkt,  wie  unter  Nach- 
wirkung patriarchalischer  Anschauungen,8)  wie  sie  in  den  »Fürsten- 
spiegeln« lange  in  Deutschland  geherrscht  hatten,  und  lutherischer 
Gedanken  von  den  Rechten  und  Pflichten  eines  christlichen  Fürsten 
als  primum  membrum  ecclesiae  9)  vertritt  so  Pufendorf  das  System 
einer  staatskirchlich  bevormundenden  Verbindung   von  Staat  und 


1)  F.  Lezius,  Der  Toleranzbegriff  Lockes  n.  Pufendorfs,  1900;  H.  v. 
Treitschke,  Samuel  Pufendorf,  Iiistor.  u.  polit.  Aufsätze,  Bd.  4  (1897)  S.  202 
2i  Ben.  Ed  V.  Bremae  1713. 

3)  De  habitu  §  39. 

4)  »La  est  natura  collegiorum  omnium,  quae  libera  hominum  coitione 
constant.  ut  aliquid  habeant  democratiae  simile  hactenus,  ut  quae  eam  in 
Universum  concernunt  negotia  communi  omnium  consensu  sint  expedienda  .  .  . 
Unde  consequitur,  ut  radicaliter  et  originarie  facultas  constituendi  doctores 
aliosque  ministros  ecclesiae  sit  penes  totam  ecclesiam  universumque  coetum 
fidelium«  (De  habitu  §  39). 

5)  »Genuina  et  princeps  causa,  qua  patresfamilias ,  deserta  naturali 
libertate,  ad  civitates  constituendas  descenderint,  fuit,  ut  praesidia  sibi  cir- 
cumponerent  contra  mala,  quae  homini  ab  homine  imminent«.  (»De  Jure  Na- 
turae  et  Gentium«  Ed.  Francof.  1744,  tom.  II,  lib.  7  c.  1  §  7). 

6)  De  iure,  a.  a.  0.  cap.  9  §  11. 

7)  De  iure,  a.  a.  0.  cap.  9  §  4. 

8)  De  habitu  §  7. 

9)  De  babitu  §  45. 
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Kirche J)  unter  beschränkter  Toleranz  verschiedener  Religionsgemein- 
schaften.2) 

Pufendorfs  Schüler  Christian  Thomasins,  der  sich  anfangs 
völlig  an  seinen  Lehrer  anschloss,3)  kam  später  auf  Grund  eines 
pietistischen  Religions-  und  Kirchenbegriffs4)  und  unter  dem  Ein- 
fluss  John  Lockes,5)  zu  einer  schärferen  theoretischen  Scheidung 
von  Recht  und  Moral,  als  Pufendorf  und  er  selbst  anfangs  sie  ver- 
treten hatte, 6)  infolge  davon  zur  Anschauung,  dass  der  Staat  seine 
wesentliche  Rechtsschutzaufgabe  auch  ohue  Moral  und  Religion  er- 
reichen' könne7)  und  zu  einer  weitergehenden  Toleranz  religöser 
Gemeinschaften. 8)  Im  allgemeinen  bleibt  aber  auch  er  wegen  der 
von  religiösen  Anschauungen  und  den  Kirchen  für  die  Staatssicher- 
heit befürchteten  Gefahren9)  bei  der  polizeistaatlichen  Praxis. 

Einen  weiteren  Schritt  in  der  Lösung  der  Verbindung  von 
Staat  und  Kirche  machte  Immanuel  Kant. 10)  Wie  Thomasius  sieht 
er  in  der  sittlichen  Norm  nur  innere,  in  der  rechtlichen  nur  äussere 
Verpflichtung.  Entsprechend  aber  dem  inhaltlichen  Prinzip  seiner 
Ethik,  wonach  die  sittliche  Aufgabe  des  Menschen  sich  darauf  be- 
schränkt, die  Würde  des  Menschtums  in  sich  und  in  anderen  inner- 
lich zu  achten,  ist  ihm  Recht  »die  Einschränkung  der  [äusseren] 
Freiheit  eines  jeden  auf  die  Bedingung  ihrer  Zusammenstimmung 
mit  der  Freiheit  von  jedermann,  insofern  diese  nach  einem  allge- 


1)  De  habitu  §§  43—48. 

2)  De  habitu  §  7. 

3)  Vgl.  Thomasius,  Institutionum  Jurisprudentiae  Divinae  libri  tres,  in 
quibus  Fundamenta  Juris  naturalis  illustris  Pufendorffii  perspicue  demonstran- 
tur  et  ab  objectionibus  dissentientium  .  .  .  liberantur  Ed.  II.  Hallae  1694. 

4)  Vgl.  R  Kayser,  Christian  Thomasins  und  der  Pietismus.  Wissenschaftl. 
Beilage  z.  Jahresber.  d.  Wilhelm-Gymn.  i.  Hamburg,  Ostern  1900. 

5)  Kayser,  a.  a.  0.  S.  29.  Locke  vertrat  als  erster  die  grundsätzliche 
Beschränkung  der  Staatstätigkeit  auf  den  Schutz  individueller  Rechte  und  eine 
daraus  abgeleitete  Forderung  der  Trennung  von  Staat  und  Kirche;  vgl.  0.  Mejer, 
Studien  S.  51  ff.;  F.  Lezius,  Der  Toleranzbegriff  Lockes  u.  Pufendorfs,  1900; 

E.  Schärer,  J.  Locke.  Seine  Verstandestheorie  u.  seine  Lehre  über  Religion,  Staat 
u.  Erziehung,  1860. 

6)  In  den  »Fundamenta  iuris  naturae  et  gentium«,  Hallae  1713. 

7)  In  »Das  Recht  evang.  Fürsten  in  theolog.  Streitigkeiten«,  2.  A.  1696, 
S.  27—29. 

8)  Fundamenta  p.  195. 

9)  »Auserlesene  und  in  Deutsch  noch  nie  gedruckte  Schriften«,  Halle 
1705,  S.  109. 

10)  A.  Kalischer,  J.  Kants  Staatsphilosophie,  1904;  G.  Krause,  Kants 
Lehre  vom  Staat,  Nord  u.  Süd,  Bd.  52  (1890)  S.  77  ff.;  E.  Katzer,  Kants  Lehre 
von  der  Kirche.  Jahrb.  f.  protest.  Theologie,  Bd.  12  (1886)  S.  29  ff.  Bd.  15  (1889) 
S.  134  ff.,  195  ff.,  396  ff.,  553  ff.  Bd.  16  (1890)  S.  263  ff.;  Friedländer;  Kant  in 
seiner  Stellung  zur  Politik,  Deutsche  Rundschau  Bd.  9  (1876)  S.  241  ff.; 

F.  Schubert,  J.  Kant  u.  seine  Stellung  zur  Politik  in  der  letzten  Hälfte  des 
18.  Jhdts.  Raumers  Histor.  Taschenbuch  Bd.  9  (1838)  S.  525  ff.;  A.  Onken, 
A.  Smith  und  J.  Kant.  1877. 
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meinen  Gesetze  möglich  ist«.1)  Der  Staat  aber  ist  nichts  anderes 
als  die  »Vereinigung  einer  Menge  von  Menschen  unter  Rechtsge- 
setzen«. Sein  Zweck  ist  daher  in  keiner  Weise  Glückseligkeit, 
sondern  nur  Schutz  der  äusseren  Freiheit  der  Individuen.  »Das 
öffentliche  Heil  ist  gerade  diejenige  gesetzliche  Verfassung,  die 
jedem  seine  Freiheit  durch  Gesetze  sichert,  wobei  es  ihm  unbenom- 
men bleibt,  seine  Glückseligkeit  auf  jedem  Wege,  der  ihm  der  beste 
dünkt,  zu  suchen,  wenn  er  nur  nicht  jener  allgemeinen  gesetzlichen 
Freiheit,  mithin  den  Rechten  anderer  Mituntertanen  Abbruch  tut«. 2) 
Bei  der  Erfüllung  dieser  alleinigen  Rechtsschutzaufgabe  solle  der 
Staat  dem  Einzelnen  möglichste  Bewegungsfreiheit  lassen,3)  und 
brauche  auf  deren  Sittlichkeit  nicht  zu  rechnen,  da  »das  Problem 
der  Staatseinrichtung  ....  selbst  für  ein  Volk  von  Teufeln ,  wenn 
sie  nur  Verstand  haben,  ausführbar  ist«.4) 

In  Einklang  mit  dieser  allgemeinen  Staatsanschauung  steht  nun 
auch  Kants  kirchenpolitischer  Grundsatz.  »Wenn  der  Monarch  nur 
darauf  sieht,  dass  alle  wahre  oder  vermeintliche  Verbesserung  [der 
Religionseinrichungen]  mit  der  bürgerlichen  Ordnung  zusammenstimme, 
so  kann  er  seine  Untertanen  nur  selbst  machen  lassen,  was  sie  um 
ihres  Seelenheiles  willen  für  nötig  finden ;  das  geht  ihn  nichts  an ; 
wohl  aber  zu  verhüten,  dass  einer  den  anderen  gewalttätig  hindere, 
an  der  Bestimmung  und  Beförderung  desselben  nach  allem  seinem 
Vermögen  zu  arbeiten«.5)  Der  Staat  hat  also  den  Individuen  absolute 
Gewissensfreiheit  zu  gewähren 6)  und  den  Kirchen  gegenüber  nicht  das 
Recht  der  »inneren  Konstitutionalgesetzgebung«, 7)  sondern  »nur  das 
negative  Recht,  den  Einfluss  auf  das  sichtbare  gemeine  Wesen,  der 
der  öffentlichen  Ruhe  nachteilig  sein  könnte,  abzuhalten,  mithin  bei 
dem  inneren  Streite  und  dem  der  verschiedenen  Kirchen  untereinander 
die  bürgerliche  Eintracht  nicht  in  Gefahr  kommen  zu  lassen,  welches 
also  ein  Recht  der  Polizei  ist«.8) 

Aber  trotz  alledem  kommt  Kant  doch  nicht  zur  Forderung 
einer  völligen  Trennung  von  Staat  und  Kirche.  Wie  er  in  seiner 
allgemeinen  Rechts-  und  Staaatslehre  sein  individualistisches  Rechts- 
schutzstaatsprinzip gelegentlich  durch  Geltendmachung  sozialpoliti- 
scher9) und  ethischer10)  Gesichtspunkte  durchbricht,  so  erscheint 
ihm  doch  auch  das  Kirchenwesen  wieder  als  »wahres  Staatsbedürf- 
nis«,11) und  glaubt  er,  »dass  es  zum  Charakter  unserer  Gattung  ge- 

1)  Sämtl,  Werke,  Ausg.  Rosenkranz  u.  Schubert,  1838,  Bd.  Via,  S.  98. 

2)  IX,  S.  158.  -  3)  VII  a,  S.  331;  -  4)  VII  a,  S.  264.  -  5)  VII  a, 
S.  151.  -  6)  X,  S.  113.  —  1)  IX,  S.  176.  —  8)  IX,  S.  177.  -  9)  IX,  S.  173. 
—  10)  IX,  S.  90,  91,  139,  184.  -  11)  IX,  S  176. 
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hört,  dass  sie  zur  bürgerlichen  Verfassung  strebend  auch  einer 
Disziplin  durch  Religion  bedarf,  damit,  was  durch  äusseren  Zwang 
nicht  erreicht  werden  kann,  durch  inneren  bewirkt  werde,  indem 
die  moralische  Anlage  des  Menschen  vom  Gesetzgeber  politisch  be- 
nutzt wird«. *)  Daher  unterscheidet  Kant  zwischen  mehreren  zu 
diesem  Zweck  mehr  oder  weniger  geeigneten  Formen  religiösen  Ge- 
meinschaftslebens und  stattet  diese  dementsprechend  mit  verschie- 
denem rechtlichen  Charakter  aus,2)  fordert  öffentlichen  Religions- 
unterricht unter  staatlicher  Aufsicht 3)  und  hält  es  überhaupt  für  die 
Pflicht  des  Staates,  »dafür  zu  sorgen,  dass  es  nicht  an  gelehrten  und 
ihrer  Moralität  nach  in  gutem  Rufe  stehenden  Männern  fehle,  welche 
das  Ganze  des  Kirchenwesens  verwalten,  und  deren  Gewissen  er  diese 
Besorgung  anvertrauen  kann«.4) 

Durch  Kant  hatte  der  Grundgedanke  der  naturrechtlichen  Ideen- 
entwicklung in  der  Formel  eines  rein  diesseitigen,  sich  nur  auf  seine 
Zwangsgewalt  stützenden ,  individualistischen  Kechtsschutzstaates 
eine  klassische  Formulierung,  wenn  auch  noch  keine  folgerichtige 
Durchführung  erhalten.  Kants  Formulierung  blieb  fortan  für  eine 
grosse  politische  Literatur  typisch.  Für  dieses  nachhantische  Natur- 
recht ist  »die  Maxime  der  Koexistenz  der  oberste,  ja  einzige  Grund- 
sätze und  »der  Staat  darnach  die  Gesellschaft  zur  zwangsweisen 
Realisierung  der  Maxime  der  Koexistenz«.5)  Vielfach  wird  trotz  dieses 
Grundsatzes,  ähnlich  wie  bei  Kant,  die  Fürsorge  des  Staates  für  reli- 
giöse Kultur  auf  theoretischen  Umwegen  aufrecht  erhalten;6)  andere 
erkennen  zwar  theoretisch  die  völlige  Trennung  von  Staat  und  Kirche 
als  wünschenswert  an,  lehnen  aber  ihre  praktische  Einführung,  mindestens 
zur  Zeit,  ab. 7)  Von  einigen  schliesslich  wird  auch  ohne  weitere  Vorbehalte 
der  Trennungsgedanke  ausgeführt;  so  namentlich  von  J.  A.  Friedrich 
Steger  in  seinem  1799  zu  Berlin  anonym  erschienenen  »Versuch 
eines  natürlichen  Kirchenrechts  aus  der  Natur  des  Begriffs 
Kirche  entwickelt«.  Da  der  Staat  seine  alleinige  Rechtsschutzauf- 
gabe8) auch  ohne  Religion  und  Kirche  lösen  könne,9)  so  solle  er 
die  Kirchen  ihm  gegenüber  völlig  als  Privatgesellschaften  be- 
trachten, 10)  wie  auch  die  innere  »Organisation  einer  Kirche  von  der 
Organisation  jeder  anderen  Gesellschaft  vernünftiger  Menschen  in 

1)  Vn,  b  S.  275.  —  2)  X,  S.  316/17.  —  3)  X,  S.  316,  284/5,  278.  - 
4)  X,  S.  135.  —  5)  Stahl,  Philosophie  des  Rechts,.  Bd.  1.  S.  248,  251.  —  6)  So 
z.  B.  von  ./.  Chr.  Greiling,  Hieropolis,  1802;  L.  Th.  Frhr.  v.  Spittler,  Vor- 
lesungen über  Politik,  1828;  K.  H.  Gros,  Lehrbuch  der  philos.  Rechtswissen- 
schaft, 3.  A.  1814.  —  7)  So  W.  Fr.  Krug,  Das  Kirchenrecht  nach  Grundsätzen 
der  Vernunft,  1826;  Th.  Schmalz,  Das  natürliche  Kirchenrecht,  1795;  C.  S. 
Zachariae,  Die  Einheit  des  Staats  und  der  Kirche,  1797,  u.  Vierzig  Bücher  v. 
Staate,  1839-43  (Bd.  6,  S.  38  ff.).  —  8)  S.  15/16.  -  9)  S.  32.  —  10)  Bes. 
S.  15/16,  27,  29,  104,  47—49.  9 
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nichts  verschieden  ist«,1)  und  daher  als  »einzig  vernünftige«  nur 
»eine  Organisation  übrig  bleibt,  bei  welcher  die  gemeinschaftlichen 
Angelegenheiten  auch  durch  alle  Teilnehmer  entschieden  werden 

können«. 2) 

Eine  alle  Gebiete  des  öffentlichen  Lebens  systematisch  um- 
fassende und  zugleich  bis  zum  äussersten  radikale  Vertretung  fand 
die  individualistische  Theorie  des  Rechtsschutzstaates  in  Wilhelm 
von  Humboldts  »Ideen  zu  einem  Versuch,  die  Grenzen  der  Wirk- 
samkeit des  Staates  zu  bestimmen«.3)  Für  Humboldt  ist  »das 
höchste  Ideal  des  Zusammenexistierens  menschlicher  Wesen  das- 
jenige, in  dem  jedes  nur  aus  sich  selbst  und  um  seiner  selbst  willen 
sich  entwickelte«.4)  Danach  erlaubt  er  dem  Staate  »allein  die 
Sorge  für  die  Sicherheit,  weil  die  Erreichung  dieses  Zweckes  allein 
dem  einzelnen  Menschen  unmöglich  und  daher  diese  Sorgfalt  allein 
notwendig  ist«.5)  Der  Staat,  schreibt  er,  »enthalte  sich  aller  Sorg- 
falt für  den  positiven  Wohlstand  der  Bürger,  und  gehe  keinen 
Schritt  weiter  als  zu  ihrer  Sicherstellung  gegen  sie  selbst  und  gegen 
auswärtige  Feinde  notwendig  ist,  und  zu  keinem  anderen  Endzwecke 
beschränke  er  die  Freiheit«.6)  Von  dieser  Grundlage  aus  wird  die 
staatliche  Bestrafung  von  Unzuchtsvergehen  ausser  der  Notzucht7) 
und  jede  staatliche  Regelung  des  Ehewesens 8)  verworfen,  jede  öffent- 
liche Erziehung  abgelehnt,  da  »um  die  in  einem  Staat  notwendige 
Sicherheit  zu  erhalten,  die  Umformung  der  Sitten  selbst  nicht  not- 
wendig sei«,9)  und  mit  derselben  Begründung10)  jede  Fürsorge 
für  die  religiöse  Gesinnung  der  Bürger  als  unnötig,  ja  als  für  wahre 
Religiosität  selbst  gefährlich11)  erklärt.  Daher  glaubt  Humboldt 
»den  an  sich  nicht  neuen  Satz  aufstellen  zu  müssen,  dass  alles, 
was  die  Religion  betrifft,  ausserhalb  der  Grenzen  der  Wirksamkeit 
des  Staates  liegt,  und  dass  die  Prediger  wie  der  ganze  Gottesdienst 
überhaupt  eine  ohne  alle  besondere  Aufsicht  zu  lassende  Sache  der 
Gemeinen  sein  müsse«. 12)  —  Aber  auch  für  Humboldt  ist  doch  dieser 
Trennungsgedanke  mehr  ein  folgerichtig  ausgedachtes  theoretisches 
Ideal,  als  eine  politische  Forderung,  an  deren  unmittelbare  praktische 
Verwirklichung  er  dächte. 13) 

III.  Die  naturrechtliche  Periode  des  staatsphilosophischen 
und  politischen  Denkens  in  Deutschland  wurde  abgelöst  durch  die 
»spekulative«.14)    Wie  früher  das  Naturrecht,  so  ist  auch  diese 

1)  S.  77.  —  2)  S.  85.  -  3)  Verfasst  1792,  ganz  veröffentlicht  erst  nach 
seinem  Tode,  zitiert  nach  der  Ausg.  v.  Cauer,  1851.  —  4)  S.  13.  —  5)  S.  187/8. 
—  6)  S.  39.  —  7)  S.  139.  —  8)  S.  28/29.  -  9)  S.  60.  —  10)  S.  76/77.  - 
11)  S.  63/64.  —  12)  S.  83.  —  13)  S.  86.  —  14)  Vgl.  Stahl,  Philos.  d.  Rechts 
Bd.  1,  Buch  5:  »Spekulative  Rechtsphilosophie«.  S.  373  ff. 
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spekulative  Staatsanschauung  mit  ihren  kirchenpolitischen  Folgerun- 
gen nur  die  Anwendung  allgemeiner,  auf  allen  Gebieten  des  geistigen 
Lebens  sich  geltend  machender  neuer  Grundsätze  auf  das  gesell- 
schaftliche Zusammenleben  der  Menschen,  der  Ideen  des  spekulativen 
Idealismus  und  der  Romantik. l) 

Es  teilt  diese  neue  Bewegung  mit  dem  Naturrecht  die  Eigen- 
tümlichkeiten, welche  beide  als  moderne  geistige  Strömungen  im 
Gegensatz  zur  Grundstimmung  des  Mittelalters  kennzeichnet:  eine 
starke  Betonung  des  Natürlichen,  Diesseitigen,  und  des  Individuellen. 
In  der  Kirchenpolitik  wird  daher  die  vom  Naturrecht  ausgebildete 
beherrschende  Stellung  des  Staates  und  die  individuelle  Gewissens- 
wie  die  religiöse  Vereinsfreiheit  beibehalten.  Durch  eine  ganz  andere 
Methode  des  Denkens  aber  ist  die  Neigung  zu  einer  Trennung  von  Staat 
und  Kirche,  wie  sie  das  Naturrecht  durch  seinen  tatsächlichen  Ver- 
lauf bekundete,  hintangehalten  und  im  Gegenteil  eine  solche  zu 
enger  Verbindung  dieser  beiden  Kulturmächte  gegeben.  Denn  das 
Wesen  der  spekulativen  Methode2)  ist  im  Gegensatz  zur  analyti- 
schen des  Naturrechts:  Verständnis  des  Einzelnen  aus  dem  Ganzen, 
nicht  des  Ganzen  aus  dem  Einzelnen.  Während  dort  die  Grund- 
richtung des  seelischen  Interesses  auf  Unterscheidung  und  Geschieden- 
heit und  dann  erst  auf  künstliche  Verbundenheit  geht,  umfasst  hier 
unmittelbar  der  Blick  das  Ganze  und  alle  Teile  desselben  in  lebendig 
organischem  Zusammenhang.  Wie  so  beim  einzelnen  Körperliches 
und  Geistiges  und  innerhalb  seiner  verschiedenen  geistigen  Anlagen 
und  Bedürfnisse  Wissen  und  Glauben,  sittliches  und  rechtliches  Handeln 
nicht  scharf  geschieden,  sondern  ihre  untrennbare  Einheit  in  der  leben- 
digen menschlichen  Persönlichkeit  betont  wird,  so  vermag  es  diese  An- 
schauungsweise auch  hinsichtlich  des  öffentlichen,  staatlichen  Leben 
nicht,  diese  Gebiete  menschlicher  Tätigkeit  theoretisch  und  praktisch 
auseinanderzureissen.  Denn  auch  der  Staat  ist  ihr  ein  lebendiger 
Organismus,  der  Mensch  im  grossen,  mit  demselben  Bildungs-  und 
Kulturzweck  wie  das  Individuum.  Die  Individuen  aber  sind  nur 
Glieder  des  Ganzen  und  können  nicht  leben  ausserhalb  dieser  or- 
ganischen Gemeinschaft.  Ihr  individuelles  Sein  und  die  verschieden- 
artigen Auswirkungen  desselbeu  strömen  zusammen  und  erhalten 
ihren  Wert  erst  in  dem  grösseren  Ganzen  der  sozialen  Gebilde,  die 
ihrerseits  wieder  in  ihrem  Wesen  nur  richtig  erkannt  und  einge- 


1)  Vgl.  A.  Poetzsch,  Studien  zur  frühromantischen  Politik  und  Ge- 
schichtsauffassung, 1907;  R.  Euch,  Ausbreitung  und  Verfall  der  Romantik,  1902, 
S.  306  ff. 

2)  Vgl.  auch  Stahl,  a.  a.  0.  S.  382  ff. 

2* 
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schätzt  werden  können,  wenn  sie  dem  Zusammenhang  der  geschicht- 
lichen Entwicklung1)  und  in  letzter  Linie  der  —  leicht  pantheistiscb 
gedachten  —  Entfaltung  des  göttlichen  Weltplanes  eingeordnet  werden. 

IV.  Der  Übergang  von  der  naturrechtlichen  zu  dieser  spekulativen 
Staatsphilosophie  vollzieht  sich  in  Johann  Gottlieb  Fichte.2)  Von 
Natur  in  letzterer  Richtung  veranlagt,  trieb  er  durch  den  starken  Einfluss 
Kants  den  Individualismus  des  Naturrechts  in  seiner  ersten  Periode 
auf  die  äusserste  Spitze,  um  dann  später  in  das  entgegengesetzte 
Extrem  umzuschlagen.  Die  staatsphilosophischen  und  kirchenpoliti- 
schen Anschauungen  seiner  ersten  Periode  sind  niedergelegt  in  den 
»Grundlagen  des  Naturrechts  nach  Prinzipien  der  Wissenschafts- 
lehre« von  1796/97 3)  und  in  den  »Beiträgen  zur  Berichtigung  der 
Urteile  des  Publikums  über  die  französische  Revolution«  von  1793. 4) 
Sein  Rechtsbegriff  dieser  Zeit  erschöpft  sich,  ganz  im  Kant'schen 
Sinne,  darin,  »dass  man  in  Gedanken  jedes  Mitglied  der  Gesellschaft 
seine  eigene  äussere  Freiheit  durch  innere  Freiheit  so  beschränken 
lasse,  dass  alle  anderen  neben  ihm  auch  äusserlicb  frei  sein  können«  ;5} 
»das  Objekt  des  gemeinsamen  Willens  [d.  i.  des  staatlichen  Wirkens] 
ist  gegenseitige  Sicherheit  .  .  .  Und  zwar  ist  es  keinem  Angelegen- 
heit,  dass  der  andere  sicher  vor  ihm  sei,  als  inwiefern  seine  eigene 
Sicherheit  vor  dem  anderen  lediglich  unter  dieser  Bedingung  mög- 
lich ist«.6)  Mit  Förderung  der  Kultur  aber  hat  der  Staat  nichts 
zu  tun,7)  und  Moral  wie  Religion  sind  ihm  für  Erreichung  seiner 
Zwecke  entbehrlich. 8)  Von  dieser  Grundlage  aus  verteidigt  Fichte 
dann  die  in  der  französischen  Revolution  eingeführte  Trennung  von 
Staat  und  Kirche, 9)  wenn  auch  sein  eigenes  kirchenpolitisches  Ideal 
einer  Trennung  im  technischen  Sinn  insofern  nicht  ganz  entspricht, 
als  er  eine  Präventivpolizei  gegenüber  den  Kirchen  befürwortet10) 
und  diese,  in  juristisch  nicht  recht  denkbarer  Weise,  eigentlich 
mehr  ausserhalb  jeder  Rechtsordnung,  als  in  die  rechtliche  Stellung 
eines  Privatvereins  bringt.11) 

Schon  in  den  »Grundlagen  des  Naturrechts«  von  1796/97  hatte 
sich  aber  sein  lebendiger  Persönlichkeitsbegriff  ausser  in  der  Radi- 
kalisierung des  individualistischen  Rechtsschutzstaatsgedankens  doch 
auch  schon  in  einer  Durchbrechung  desselben  in  dem  Sinne  geltend  ge- 

1)  Ueber  diese  »historische  Ansicht«  vgl.  A.  Merkel,  Fragmente  zur 
Sozialwissenschaft.  1898.  S.  51  ff. 

2)  A.  Lasson,  J.  G.  Fichte  im  Verhältnis  zu  Kirche  und  Staat,  1863; 
—  E.  Zeller,  J.  G.  Fichte  als  Politiker.  Sybels  Histor.  Zeitschr.  Bd.  4  (1860)  S.  1  ff. 

3)  Sämtl.  Werke,  Ausg.  v.  J.  H.  Fichte,  1845/46.  Bd.  III. 

4)  Bd.  VI.  -  5)  III,  S.  9.  -  6)  III,  S.  150.  -  7)  VI,  S.  147.  - 
8)  VI,  S.  268.  -  9)  Beiträge  Kap.  6.  Bd.  VI,  S.  244  ff.  —  10)  VI,  S.  272/73.  - 
11)  VI,  S.  274  ff. 
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macht,  dass  er,  im  Gegensatz  zu  Kant,  *)  jedem  Bürger  »ein  abso- 
lutes Zwangsrecht  auf  Unterstützung«  von  Seiten  des  Staates  im 
Falle  der  Not  einräumt,  »weil  leben  zu  können,  das  absolut  unver- 
äusserliche Eigentum  aller  Menschen  ist«.2)  »Der  geschlossene 
Handelsstaat«  von  1800 3)  baute  dieses  Prinzip  zu  einem  vollkommen 
sozialistischen  Wirtschaftssystem  aus.  In  den  »Grundzügen  des 
gegenwärtigen  Zeitalters«  von  1804  setzt  er  sich  endgültig  »der 
unter  den  deutschen  Philosophen  verbreitesten  Ansicht  vom  Staate, 
nach  der  er  fast  nur  ein  juristisches  Institut  sein  soll  ....  mit 
sehr  bewusster  Besonnenheit  entgegen«,4)  indem  er  seine  eigene 
Anschauung  dahin  formuliert,  »dass  der  absolute  Staat  in  seiner  Form 
eine  künstliche  Anstalt  ist,  alle  individuellen  Kräfte  auf  das  Leben 
der  Gattung  zu  richten  und  in  demselben  zu  verschmelzen  .  .  .  Der 
Zweck  der  Gattung  aber  ist  Kultur  und  derselben  würdige  Sub- 
sistens«.5)  Doch  umfasst  in  dieser  Schrift  der  staatliche  Kultur- 
zweck nur  erst  den  wirtschaftlichen  Wohlstand  und  die  Elementar- 
bildung, nicht  »die  höheren  Zweige  der  Vernunftkultur,  Religion, 
Wissenschaft  und  Tugend«.6)  In  den  »Reden  an  die  deutsche 
Nation«  von  1808  werden  endlich  auch  diese  Gebiete  des  Lebens  in 
den  Kreis  staatlichen  Wirkens  hereingezogen.  In  Hinblick  auf  die 
Demütigung  Deutschlands  durch  Napoleon  meint  Fichte,  jetzt  sei 
der  Staat  »ausser  durch  andere  Gründen  sogar  durch  die  Not  ge- 
drungen, innerlich  und  im  Grunde  gute  Menschen  zu  bilden,  indem 
nur  in  solchen  die  deutsche  Nation  noch  fortdauern  kann«;7)  und 
in  Erfüllung  dieser  Aufgabe  habe  der  Staat  sogar  »als  höchster 
Verweser  der  menschlichen  Angelegenheiten  und  als  der,  Gott  und 
seinem  Gewissen  allein  verantwortliche  Vormünder  der  Unmündigen 
das  vollkommene  Recht,  die  letzteren  zu  ihrem  Heile  auch  zu 
zwingen«.*)  »Das  letzte  Geschäft  aber  der  neuen  Erziehung  bleibt 
die  Erziehung  zur  wahren  Religion«.9)  Diese  solle  aber  der  Staat 
nicht  den  historischen  Kirchen ,  welche  nicht  die  wahre  Religion 
pflegten,  überlassen,  sondern  selbst  in  die  Hand  nehmen  unter  gleich- 
zeitiger Einrichtung  einer  philosophisch-religiösen  Nationalkirche, 10) 
neben  der  allerdings  die  historischen  Kirchen  vom  Staate  getrennt 
bleiben. ll) 

Die  Verbindung  auch  mit  letzteren  findet  Friedrich  Wilhelm 
Hegel 12)  Ihm  ist  es  »der  Gang  Gottes  in  die  Welt,  dass  der  Staat 

1)  Vg!.  dessen  Werke  IX,  S.  173.  —  2)  III,  S.  212/13.  —  3)  III,  S.  387  ff. 

—  4)  VII,  S.  143.  —  5)  VII,  S.  144,  146.  —  6)  VII,  S.  166.  —  7)  VII,  S.  283. 

—  8)  VII,  S.  436.  —  9)  VII,  268.  —  10)  vgl.  VII,  S.  530  tf.;  546  ff.  —  11)  VII, 
S.  298.  —  12)  W.  Fickler,  Unter  welchen  philosoph.  Voraussetzungen  hat 
sich  bei  Hegel  die  Wertschätzung  des  Staates  entwickelt?  Zeitschr.  f.  Philo- 
sophie und  philos.  Kritik.  Bd.  122  (1903)  S.  122  ff.,  Bd.  123  (1904)  S.  9  ff. 
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sei.«  *)  Bei  diesem  metaphysich-sittlichen  Gehalt  und  Zweck  des  Staates 
ist  natürlich  auch  eine  sittliche  Gesinnung  seiner  Bürger  notwendige 
Voraussetzung  für  die  Erfüllung  seiner  Aufgaben. 2)  Diese  Gesin- 
nung werde  zwar  am  besten  durch  Philosophie,  in  Ermanglung 
solcher  aber  auch  durch  Religion  gebildet.3)  Von  dieser  Grund- 
anschauung aus  »ist  die  Bestimmung  des  Verhältnisses  von  Staat 
und  Kirche  einfach.  Es  ist  in  der  Natur  der  Sache,  dass  der  Staat 
eine  Pflicht  erfüllt,  der  Gemeinde  für  ihren  religiösen  Zweck  allen 
Vorschub  zu  tun  und  Schutz  zu  gewähren,  ja,  in  dem  die  Religion 
das  ihn  für  das  tiefste  der  Gesinnung  integrierende  Moment  ist, 
von  allen  Staatsangehörigen  zu  fordern,  dass  sie  sich  zu  einer 
Kirchengemeinde  halten».4)  Diese  Kirche  ist  aber  dem  Staate 
gegenüber  nicht  selbständig,  sondern  muss  sich  den  weitgehendsten 
Einfluss  desselben  auf  ihr  äusseres  wie  auf  ihr  inneres  Leben  ge- 
fallen lassen.5) 

Unter  dem  Einfluss  nun  dieser  beiden  philosophischen  Staats- 
anschauungen und  ihrer  kirchenpolitischen  Polgerungen  entwickeln  sich 
die  ersten  politischen  Parteigegensätze  in  Deutschland.  Auf  natur- 
rechtlicher Grundlage  baut  das  liberale,  auf  mehr  spekulativer  das 
konservative  Programm  auf;  in  den  zwischen  beiden  Extremen  ver- 
mittelnden Gruppen  lässt  sich  ein  Zusammenwirken  beider  Auf- 
fassungsweisen feststellen. 

§  2.  Liberale  Parteien  und  Trennungsf orderung  vor  der  Frank- 
furter Nationalversammlung. 

1.  Es  wurde  gezeigt,  wie  um  die  Wende  des  18.  Jahrhunderts 
die  Forderung  der  Trennung  von  Staat  und  Kirche  auf  naturrecht- 
licher Grundlage  in  Deutschland  sich  geltend  machte,  und  zwar 
mehr  als  theoretische  Folgerung  aus  allgemeinen  Voraussetzungen 
und  als  politisches  Wünschen,  denn  als  unmittelbar  einer  praktisch- 
politischen Tätigkeit  gestecktes  Ziel.  Das  kam  daher,  dass  eine 
solche  Tätigkeit  bei  der  allgemeinen  innerpolitischen  Lage  damals 
überhaupt  noch  nicht  möglich  war.  Das  absolutistische  Regiment 
war  noch  durchaus  im  Besitzstand ,  wenn  auch  in  der  gemilderten 
Gestalt,  wie  sie  ein  Friedrich  II.  von  Preussen  darstellte.  Vor 
Friedrich  gab  es  in  Deutschland  überhaupt  noch  keine  Publizistik, 


1)  Sämtl.  Werke.  Ausg.  durch  einen  Verein  v.  Freunden.  Bd.  VIII 
(3.  A.  1854)  S.  513. 

2)  VIII,  S.  333.  —  3)  VIII,  S.  341.  —  4)  VIII,  S.  330.  —  5)  VIII, 
S.  331/32,  335. 
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die  sich  mit  einer  Besprechung  oder  Kritik  der  öffentlichen  Zu- 
stände beschäftigt  hätte.  Erst  er  gab  den  Zeitungen  seines 
Landes  grössere  Freiheit  und  bediente  sich  selbst  ihrer  zu  politischen 
Zwecken.  So  entwickelte  sich  denn  zwar  in  der  zweiten  Hälfte  des 
18.  Jahrhunderts  eine  rege  politische  Schriftstellerei,  sowohl  in  den 
»Wochen-  und  Intelligenzblättern« ,  als  in  Monatsheften  und  selb- 
ständigen Schriften;1)  aber  der  allgemeine  Charakter  derselben  war 
in  Hinsicht  auf  praktische  Politik  derselbe,  wie  er  bezüglich  der 
besonderen  kirchenpolitischen  Abhandlungen  festgestellt  wurde. 
»Man  sieht  es  ihr  an,  dass  nicht  politische  Parteien  durch  sie  sprechen 
welche  darauf  ausgehen ,  bestimmte  Grundsätze  zur  Geltung  zu 
bringen  und  praktisch  durchzuführen ,  sondern  einzelne  Denker  und 
Patrioten,  welche  ihre  wohlgemeinten  Ideen  und  Wünsche  aus- 
sprechen, ohne  bisweilen  daran  zu  denken  oder  nur  daran  denken  zu 
können,  dieselben  alsbald  oder  überhaupt  nur  jemals  verwirklicht  zu 
sehen«.2)  Doch  diente  diese  regere  und  auf  weitere  Kreise  berech- 
nete Publizistik  immerhin  dazu,  dieselben  politisch  zu  interessieren 
und  so  den  Boden  auch  für  eine  praktische  Parteipolitik  zu  bereiten, 
welche  die  politischen  Umwälzungen  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts ermöglichen  und  anregen  sollten. 

Schon  die  französische  Revolution,  welche  eine  Umsetzung  lang 
gehegter  politischer  Theorien  in  die  Wirklichkeit  bedeutete,  musste 
in  diesem  Sinne  auf  Deutschland  wirken.  Eine  unmittelbare  Auf- 
rüttelung des  Volkes  zu  tatkräftiger  selbständiger  Teilnahme  am 
staatlichen  Leben  brachten  dann  die  Befreiungskriege  mit  sich. 
Die  politische  Erregung  derselben  wirkte  noch  weiter,  auch  als  ihr 
nächstes  Ziel  erreicht  war.  »Es  war  nur  die  ganz  natürliche  Folge 
des  im  Volke  lebenden  gewaltigen  Dranges  nach  Befreiung  des 
Vaterlandes,  dass  man  sich  dieses  wieder  befreite  Vaterland  nun 
auch  als  beharrend  auf  der  Höhe,  auf  die  es  durch  die  Gesamtkraft 
des  Volkes  erhoben  werden  sollte,  dass  man  sich  die  Opfer  von  Gut 
und  Blut,  welche  das  Volk  aus  freiem  Entschlüsse  zu  bringen  willig  war 
und  in  so  reichem  Maße  brachte,  nicht  als  umsonst  gebracht,  nicht 
als  verloren  dachte«.3) 

Nächste  Ziele  dieser  innerpolitischen  Bewegung  musste  die 
Überwindung  der  Zerstückelung  Deutschlands,  die  es  dem  fremden 
Eroberer  preisgegeben  hatte,  in  einer  neuen  Reichsverfassung  und 


1)  Biedermann,  Deutschi.  i.  18  Jahrh.  Bd.  1,  S.  109—113. 

2)  Biedermann,  a.  a.  0.  S.  157. 

3)  K.  Biedermann,  1815—1840;  25.  Jahre  deutscher  Geschichte,  1890 
S.  140/41. 
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Sicherung  der  weitereu  geordneten  Teilnahme  des  politisch  wach  ge- 
wordenen Volkes  an  der  Regierung  der  Staaten  sein.  Die  Erfüllung  dieser 
letzteren  Forderung  durch  die  Verfassungsgesetzgebung  der  meisten 
deutschen  Territorien  in  dem  zweiten  Jahrzehnt  des  19,  Jahrhunderts 
schuf  mit  der  Einführung  der  Parlamente  die  Möglichkeit  einer  Par- 
teibildung und  damit  des  Übergangs  der  bisher  behandelten  mehr 
theoretischen  Wünsche  für  die  Gestaltung  des  Verhältnisses  von 
Staat  und  Kirche  in  praktisch  politische  Forderungen. 

II.  Prinzip  der  Parteibildung1)  in  den  Landesparlamenten  war 
und  musste  bei  der  geschilderten  Sachlage  zunächst  das  Verfas- 
sungsproblem sein,  die  Frage  der  Weiterbildung  oder  Umgestaltung 
der  gegebenen  Verfassungen  in  mehr  absolutistischem  oder  parla- 
mentarischem oder  republikanischem  Sinn.  Mit  diesen  Gegensätzen 
verband  sich  jedoch  naturgemäss  auch  im  Bereich  der  Staatsver- 
waltung eine  stärkere  Betonung  auf  der  einen  Seite  der  Regierungs- 
auf der  anderen  Seite  der  freien  Volkstätigkeit.  So  schieden  sich 
die  politischen  Gruppierungen  im  grossen  in  Konservative  und  Liberale. 
Hinter  dieser  Stellungnahme  zu  den  gerade  nach  Lösung  drängenden 
praktisch-politischen  Fragen  standen  jedoch  hüben  wie  drüben  grund- 
sätzliche Voraussetzungen  der  allgemeinsten  Art,  wie  sie  in  dem 
vorausgehenden  Paragraphen  erörtert  wurden.  Die  spekulativ-roman- 
tische Gedankenrichtung  drängte  —  wie  in  dem  ihr  angehörigen 
Haupttheoretiker  der  konservativen  Partei,  Julius  Stahl2)  —  auf 
möglichste  Erhaltung  des  Bestehenden  oder  doch  nur  langsame 
organische  Weiterbildung  derselben,  wenn  sie  nicht  gar  in  Reaktion 
gegen  den  abstrakten  Radikalismus  des  Naturrechts  noch  weiter 
ging  und,  wie  in  Karl  Ludwig  v.  Haller,3)  den  mittelalterlichen 
Feudalstaat  wieder  zu  erwecken  versuchen.  —  Die  liberale  Partei 
knüpfte  im  wesentlichen  an  die  naturrechtlichen  Gedanken  an,  wie 
sie  in  Kant  zur  Vollendung  gekommen  waren.  Doch  machte  sich 
auch  in  ihrem  mehr  rechts  stehenden  Flügel,  wie  schon  angedeutet, 

1)  Eine  Geschichte  des  deutschen  Parteiwesens  fehlt.  Die  hier  nur  an- 
gedeuteten Parteigegensätze  behandeln  —  allerdings  mehr  subjektiv-kritisch, 
als  theoretisch  oder  historisch  objektiv  — :  J.  Stahl,  Die  gegenwärtigen  Parteien  in 
Staat  und  Kirche,  1863;  Th.  v.  Rohmer,  Die  vier  Parteien,  1844;  C.  Frantz, 
Kritik  aller  Parteien,  1864;  H.  v.  Treitschke.  Histor.-polit.  Aufsätze.  Parteien  u. 
Fraktionen,  Bd.  3.  4.  A  1871  S.  427  ff.;  K.  Bluntschli,  Charakter  und  Geist  der 
politischen  Parteien,  1869.  —  Geistvolle,  objektive,  und  zwar  wesentlich  auf  das 
Grundsätzliche  eingehende  Untersuchungen  bei  A.  Merkel,  Fragmente  zur  Sozial- 
wissenschaft, 1898;  ebensolche  historischer  Art  bei  K.  Lamprecht,  Deutsche 
Geschichte,  Erg.-Bd.  II,  2,  1904  S.  53  ff.  —  Vgl.  auch  H.  Sohm,  Der  Liberalismus 
und  seine  Geschichte,  Allgem.  evangel.-luther.  Kirchenztg.  1876  Nr.  40,  41. 

2)  Vgl.  »Philosophie  d.  Rechts«,  Bd.  2  u.  3.  u.  »Die  gegenwärtigen 
Parteien  in  Staat  u.  Kirche«. 

3)  »Restauration  der  Staatswissenschaften«  2.  A.  1820 — 34. 
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«in  gewisser  Einfluss  der  romantischen  Reaktion  gegen  jenen  ab- 
strakten Individualismus  im  Sinne  einer  stärkeren  Anerkennung  des 
historisch  Gewordenen  und  der  staatlichen  Kulturaufgaben  geltend, 
wie  ja  auch  schon  das  Bestreben,  praktisch  auf  die  politische  Wirk- 
lichkeit einzuwirken,  zur  Ablehnung  gewisser  radikalster  Polge- 
rungen aus  jenen  Grundsätzen  führen  musste. 

III.  Literarischer  und  parlamentarischer  Vorkämpfer  des  radi- 
kalen Liberalismus,  der  den  individualistischen  Rechtsschutzstaat 
mit  allen  seinen  Konsequenzen  politisch  zu  verwirklichen  suchte, 
war  Robert  Blum.  In  einem  »Volkstümlichen  Handbuch  der  Staats- 
wissenschaften und  der  Politik«,1)  das  er  Ende  der  vierziger  Jahre 
herauszugeben  begann,  das  aber  erst  nach  seinem  Tode  »aus  seinem 
Nachlass  von  Gleichgesinnten  fortgesetzt«  und  vollendet  wurde, 
suchte  er  dieser  Richtung  weitere  Verbreitung  zu  verschaffen.  Sein 
Programm  ist:  »Freiheit  im  Staate,  im  Leben,  in  der  Gesellschaft, 
im  Glauben,  in  der  Kirche,  in  der  Wissenschaft,  im  Handel,  überall 
und  für  alle,  auf  dem  Boden  des  Rechts  und  des  vernünftigen  Ge- 
setzes.« 2)  Und  zwar  wird  diese  »Freiheit  im  Staate«  dahin  ver- 
standen, dass  der  Staat  »als  die  oberste  und  weiteste,  alle  übrigen 
Gemeinschaften  in  sich  schliessende  Vereinigung  der  in  bestimmten 
Ländern  lebenden  Menschen,  die  äussere  Ordnung  und  die  Formen 
festzusetzen  hat,  in  und  unter  welchen  jeder,  ohne  in  des  anderen 
Freiheitsgebiet  einzugreifen,  die  Glückseligkeit  als  den  menschlichen 
Lebenszweck  zu  erstreben  hat.  Es  können  daher  nur  die  Beschrän- 
kungen der  persönlichen  Freiheit  von  der  Vernunft  als  gerechtfertigt 
anerkannt  werden,  welche  zum  friedlichen  Miteinanderleben  der 
Staatsgenossen  notwendig  sind« ;  nur  »das  reine  Rechtssysteni,  wo- 
nach der  Staat  die  seinen  Angehörigen  zustehende  natürliche  Frei- 
heit, welche  nur  soweit,  als  der  Mitgenossen  gleiche  Freiheit  daneben 
bestehen  kann,  beschränkt  ist,  zu  schützen  hat«,  verdient  Aner- 
kennung.3) Das  allein  richtige  Verwaltungssystem  verlaugt  daher, 
»dass  sowenig  als  möglich  durch  die  Staatsregierung,  vielmehr  so- 
viel als  möglich  durch  die  Staatsbürger  geschehe.«4) 

Die  Notwendigkeit  der  Religion  für  den  Staat  wird  zwar  be- 
hauptet, da  »die  Religion  jede  Pflicht,  also  auch  jede  Bürgerpflicht, 
zur  Gewissenssache  macht«.  »Ungläubige  und  Gottesleugner  können 
keine  guten  Staatsbürger  sein.  .  .  .  Mit  der  Notwendigkeit  der 
Religion  überhaupt  ist  [aber],  für  uns  wenigstens,  zugleich  die  Not- 


1]  2  Bde.  1852.  —  2)  A.  a.  0.  Bd.  1.  S.  VII.  —  3)  A.  Henzel,  Handbuch 
Bd.  1,  S.  367/8.  —  4)  »W.«  a.  a.  0.  Bd.  2.  S.  262. 
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wendigkeit  des  Christentums  erwiesen.« *)  Damit  soll  aber  eine 
Verbindung  von  Staat  und  Kirche  nicht  gefordert  sein;  eine  solche 
würde  sich  mit  dem  Grundprinzip  der  Freiheit,  hier  der  Glaubens- 
und Gewissensfreiheit  nicht  vertragen.  Denn  »Glaubens-  und  Ge- 
wissensfreiheit wird  die  Menschheit  trotz  aller  Verfassungsbestim- 
raungen,  Gesetze,  Patente  und  Versicherungen  niemals  haben,  so- 
lang der  Staat  sich  einbildet,  er  müsse  christlich  sein,  solange  die 
Kirche  etwas  anderes  ist,  als  eine  freie  Vereinigung  einzelner,  die 
sie  wollen  und  bedürfen,  und  solange  die  Schulen,  statt  einfach  den 
wachsenden  Menschen  zu  bilden  und  zu  unterrichten,  danach  nur 
trachten,  christliche  Rekruten  abzurichten.«2)  »Die  Kirche  [also] 
wenu  sie  Heil  stiften  soll,  kann  und  darf  nichts  anders  sein,  als 
eine  freie  Vereinigung,  sie  darf  sich  nicht  über  die  Gemeinde  aus- 
dehnen, die  sich  eben  zusammenfindet.  .  .  .  Der  Staat  [aber] 
hat  sich  um  diese  Vereinigung  nur  insofern  zu  kümmern,  als  er 
wacht,  dass  das  Recht  nicht  verletzt  werde;  ob  die  Gemeinschaft 
und  der  einzelne  irgend  etwas  glaubt  und  was,  das  geht  ihn  nichts 

an   Es  steht  fest,  dass  die  Kirche  eine  bloss  menschliche 

Einrichtung,  höchstens  eine  Bildungsanstalt  im  Staate  ist.«  Aber 
auch  »als  Bildungsanstalt  können  ihr  keine  anderen  Rechte  zuge- 
standen werden,  als  die,  welche  der  Staat  seinen  übrigen  Bürgern 
gewährt«. 3) 

IV.  Carl  v.  Roitecks  und  Theodor  Weihers  politische  An- 
schauungen können  als  programmatisch  für  den  gemässigten  Libe- 
ralismus gelten,  da  sie  lange  zu  seinen  hervorragendsten  parlamen- 
tarischen Führern  gehörten  und  gemeinsam  das  »Staatslexikon« 4) 
herausgaben,  »welches  die  billigen  Friedensbedingungen  zwischen 
dem  vernünftigen  und  dem  historischen  Recht  aufstellen  und  ohne 
Rückhalt  oder  geheimen  Vorbehalt  aussprechen  soll,  was  die  mit 
dem  Namen  der  liberalen  oder  konstitutionellen  bezeichneten  Partei 
eigentlich  will,  wünscht,  anspricht  und  fordert.«  5) 

Bottecks  Ausgangspunkt  bildet  das  »vernünftige  Recht«  im 
Sinne  des  naturrechtlichen  Individualismus.  Er  lehnt  in  seinem  »Lehr- 
buch des  Vernunftrechts  und  der  Staatswissenschaften«  6)  sowohl  die 
frühere  eudaimonistische  als  auch  die  spekulativ-romantische  Auf- 


1)  »W.«  a.  a.  0.  Bd.  2,  S.  194. 

2)  R.  Blum  a.  a.  0.  Bd.  1,  S.  445. 

3)  R.  Blum  u.  W.  Pretzsch,  Bd.  1,  S.  513/14. 

4)  »Encyclopädie  der  säratl.  Staatswissenschaften  für  alle  Stände«  1.  A. 
1834  ff. 

5)  Vorrede  zur  1.  A.  S.  XXIV. 

6)  Bd.  2.  1830. 
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fassung  des  Staatszwecks  ausdrücklich  ab;1)  ihm  ist  »der  erste  und 
Hauptzweck  des  Staates  die  Handhabung  des  Rechtsgesetzes  unter 
seinen  Angehörigen«,  d.  h.  die  Sorge  für  die  gleiche  äussere  Frei- 
heit aller  Bürger  innerhalb  der  Rechtsgemeinschaft ;  »Recht,  Gleich- 
heit und  (äussere)  Freiheit  sind  gleichbedeutend«.2)  Aber  durch 
wechselseitige  Rechtsgewährung  für  die  Genossen  des  Vereins  ist  die 
äussere  Freiheit,  die  erste  Grundlage  des  von  allen  erstrebten 
Lebensglückes  noch  nicht  hergestellt;  sie  ist  auch  bedroht  durch 
äussere  Angriffe,  Naturkräfte,  durch  eigene  wie  fremde  Unkunde 
oder  Unerfahrenheit  und  »die  Streiche  des  vielnamigen  bösen  Ge- 
schicks«. Gegen  diese  Gefahren  müssen  sich  die  Bürger  gegenseitig 
Hilfe  leisten.  »Auf  diese  beiden  Zwecke,  Rechtszustand  und  Sicher- 
heit, lässt  sich  bei  etwas  erweiternder  Auslegung  alles  oder  fast 
alles  zurückführen,  was  man  von  der  Staatsgewalt  fordert,  erwartet 
oder  ihr  einräumt.«  Auch  die  dem  Staat  zukommende  Sorge  für 
Industrie  und  Wohlstand,  für  Aufklärung  und  Wissenschaft,  Sitt- 
lichkeit und  Religion  könne  man  von  diesem  Standpunkt  aus  an 
sich  rechtfertigen  »als  nähere  oder  entferntere  Mittel  zur  grösseren 
Befestigung  des  Rechtszustandes  und  zur  vollkommneren  Sicher- 
stellung gegen  Gefahren  und  Übel« ;  es  ist  »solche  Vorstellung  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  nicht  nur  richtig,  sondern  auch  von  un- 
bedenklicher praktischer  Anwendung.  .  .  .  Dennoch  erscheint  es 
als  unnatürlich  und  der  unter  den  Verständigen  herrschenden  An- 
sicht von  den  an  den  Staat  zu  stellenden  Forderungen  unangemessen, 
die  Sorge  für  jene  allgemeinen  Interessen  nur  als  Mittel  für  Recht 
und  Sicherheit  in  Anspruch  zu  nehmen;  und  nichts  hindert  uns, 
solche  Interessen  ....  als  in  dem  Staatszweck  wirklich  mit  ent- 
halten zu  betrachten.  Alle  natürlichen  Lebenszwecke  der  Menschen 
(seien  es  gemeinsinnliche  oder  intellektuelle  oder  moralische),  deren 
Realisierung  nur  durch  gemeinschaftliches  Streben,  oder  wenigstens 
durch  solches  besser,  vollständiger,  sicherer  als  durch  isoliertes  Be- 
mühen der  einzelnen  geschehen  kann,  sind,  nach  mit  Gewissheit 
vorauszusetzender  Einwilligung  aller  Verständigen,  mitenthalten  in 
dem  Staatszweck,  jedoch  nur  in  solcher  Mass  und  Weise  .  .  .  . , 
dass  jedenfalls  den  beiden  Hauptzwecken,  Recht  und  Sicherheit, 
durch  solche  Erstrebung  kein  Eintrag  geschehe.«  s) 

1)  A.  a.  0.  8.  58 — 61 ;  vgl.  auch  die  eingehende  Auseinandersetzung  mit 
der  auf  spekulativer  Grundlage  stehenden  , Philosophischen  Rechtslehre  der 
Natur  und  des  Gesetzes'  v.  Troxler  (1820)  in  Rotteck's  Sammlung  kleinerer 
Schriften  Bd.  3,  1829  S.  258  ff.«J 

2)  Sammlung  kl.  Sehr.  Bd.  3,  S.  275. 

3)  Lehrbuch,  Bd.  2  S.  61—63. 
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So  hält  Rotteck  einerseits  an  der  Auffassung  des  Staates  als 
einer  blossen  Rechtsschutzanstalt  fest,  indem  er  diese  Sicherheits- 
aufgabe als  die  hauptsächlichste  bezeichnet,  und  gibt  doch  anderer- 
seits die  Ausschliesslichkeit  dieses  Standpunktes  auf,  indem  er  auch 
die  positive  Kulturförderung  in  den  Umkreis  des  staatlichen  Wir- 
kungsfeldes aufnimmt.  Diese  vermittelnde  Stellung  macht  sich  nun 
in  folgerichtiger  Anwendung  dieser  allgemeinen  Staatsanschauung 
auch  in  der  Mrchenpolitischen  Theorie  Rottecks  geltend. *)  Die  Ge- 
danken des  trennungsfreundlichen  Naturrechts  kehren  hier  als  For- 
derungen des  »strengen  Rechtes«  wieder.  Wesensinhalt  des  Rechts 
ist  ihm  aber,  wie  schon  gesagt,  die  gleiche  Freiheit  aller  den 
Staats  verein  bildenden  Individuen.  Besonders  ist  es  für  ihn  »ein 
Absurdum,  den  Begriff  des  Rechtes  in  etwas  anderes,  als  in  die 
Gleichheit  zu  setzen.  Alien  ist  durch  die  rechtliche  Vernunft  ge- 
nau dasselbe,  nicht  mehr  und  nicht  weniger  erlaubt«.2)  Entsprechend 
diesem  individualistischen  Rechtsbegriff,  der  ihm  «die  letzte  Grund- 
lage und  der  Prüfstein  der  Rechtmässigkeit  aller,  auch  in  der 
Sphäre  des  öffentlichen  Rechtes  zu  gründenden  Verhältnisse  und 
Einrichtungen  ist,«  stellt  Rotteck  daher  auch  hinsichtlich  des  Ver- 
hältnisses der  Kirche  zum  Staat  den  Grundsatz  auf,  »dass  die 
Kirche  insoweit  sie  die  Rechte  der  Persönlichkeit  oder  Gesellschaft 
anspricht,  vor  anderen  ...  zu  gemeinen  Zwecken  errichteten  An- 
stalten oder  Gesellschaften  nichts  Wesentliches  voraushabe,  son- 
dern mit  ihnen  unter  einem  Gesetze  des  strengen  Rechtes  stehe«, 
Er  verwirft  daher  »durchaus  eine  schon  vernunftrechtlich  auszu- 
sprechende Bevorrechtung  der  Kirche  z.  B.  vor  einer  gelehrten  oder 
Wohltätigkeits-Anstalt  oder  auch  nur  einer  industriellen  Anstalt 
oder  Gesellschaft«.3)  »Mit  der  Gewährung  der  .  .  .  Freiheit  des 
Glaubens  und  Gewissens  nebst  der  damit  verbundenen  freien  Aus- 
übung des  Privatgottesdienstes  sind  die  strengen  und  allgemeinen 
Rechtsansprüche  der  Bürger  in  der  Eigenschaft  als  Bekenner  einer 
.  .  .  Kirche  befriedigt.« 4) 

»Durch  diese  Zurückführung  der  überall  und  immer  geltend 
zu  machenden  Ansprüche  der  Kirchen  auf  jenes  allgemeine  und 


1)  Vgl.  den  Art.  »Kirche,  Kirchenrecht  .  .  .  .«  im  Staatslexikon,  Bd.  9. 
S.  269  ff.;  ferner  den  Art.  von  Murhard  über  »Staatskirche  und  die  wahre 
Glaubensfreiheit«  Bd.  14,  S.  793  ff.),  bes.  die  beifällige  Besprechung  der  nord- 
amerikanischen Trennung  S.  819  ff. 

2)  Samralg.  kl.  Sehr.  Bd.  3  S.  276. 

3)  Staatslexikon,  Bd.  9.  S.  287/88. 

4)  Staatslekikon,  Bd.  9.  S.  291. 
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strenge  Becht  wird  jedoch  keineswegs  die  billige  Erwartung  ausge- 
schlossen, dass  der  Staat  seines  eigenen  Interesses  willen,  sich 
keineswegs  auf  die  Befriedigung  jenes  strengen  Rechtes  beschränken, 
sondern  dass  er  jede  nach  den  Umständen  rätliche  Gunst  freiwillig 
erweisen  werde.«1)  Ja  »so  wichtig,  ja  unentbehrlich  für  das 
Gedeihen  der  Staatsgesellschaft,  d.  h.  für  die  gesicherte  Erstrebung 
ihrer  edelsten  Zwecke  ist  die  Religiosität  der  Bürger,  daher 
auch  eine  die  Erweckung  und  Erhaltung  derselben  verbürgende 
Anstalt  oder  Kirche,  dass  wo  immer  eine  solche  nicht  schon  von 
selbst  ins  Leben  trat  und  ohne  Staatsbeistand  durch  den  alleinigen 
Eifer  ihrer  Bekenner  geordnet,  dotiert  und  mit  selbständiger 
Lebenskraft  ausgerüstet  ward,  der  Staat  ihre  Errichtung  zu  veran- 
lassen, zu  befördern,  ja  aus  eigenen  Mitteln  zu  bewirken  dringend 
aufgefordert  ist.«  2) 

So  wird  im  Zusammenhang  mit  den  allgemeinen,  dem  Staat  zu- 
erteilten Kulturaufgaben  der  praktischen  Konsequenz  des  »strengen 
Rechts«  die  Spitze  abgebrochen  und  unter  dem  Titel  von  freiwilligen 
Gunstbezeigungen  des  Staates  sowie  des  möglichen  Missbrauchs 
jener  Gunst  vonseiten  der  Kirche  das  historisch  gewordene  Verhält- 
nis einer  Verbindung  von  Staat  und  Kirche  mit  grundsätzlicher 
rechtlicher  Unterordnung  der  Kirche  unter  den  Staat  anerkannt  und 
nur  eine  Um-  und  Weiterbildung  desselben  im  Sinne  grösserer 
Autonomie  der  Kirche  in  ihren  inneren  Angelegenheiten  angestrebt. 

Zu  demselben  politischen  Programm  wie  Rotteck  gelangt  auch 
sein  Parteigenosse  und  Mitherausgeber  des  ,Staatslexikons'  Theodor 
Welker,  nur  dass  dasselbe  bei  ihm  nicht  eine  auf  fremden  theoreti- 
schen Einflüssen  und  praktischen  Erwägungen  beruhende  Abschwä- 
chung  individualistisch-naturrechtlicher  Grundgedanken,  sondern  um- 
gekehrt eine  Verschmelzung  ursprünglich  spekulativ-romantischer 
Anschauungen  mit  liberalen  Forderungen  bedeutet.  Einig  ist  Wel- 
ker mit  Rotteck  in  der  Ablehnung  einer  den  Staat  lediglich  als  äussere 
Sicherungs-  und  Zwangsanstalt  anerkennenden  Auflassung  und  in 
der  dem  entgegengestellten  Definition  des  Staates  als  Friedens-  und 
Hilfsverein.3)  Und  doch  macht  sich  sogleich  ein  ganz  anderer 
Geist  geltend,  wenn  er  diese  seine  Staatsanschauung  näher  ausführt. 
Ihm  ist  der  Staat  »in  der  Tat  ein  lebendiges  Ganze,  das  des  ge- 
sellschaftlichen Volkslebens  selbst,  oder  die  lebendige  Organisation 
dieses  Volkslebens  in  seiner  Kultur«.    Daher  ist  ihm  »ein  völliges 


1)  Staatslexikon.  Bd.  9.  S.  288. 

2)  Staatslexikon,  Bd.  9.  S.  292. 

3)  Staatslexikon.  Bd.  1.  S.  XL,  XL,  IX. 
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Losreissen  des  Staates  von  Moral,  Religion  und  Kultur,  kurz  von 
dem  menschlichen  Gesamtzweck  des  Volkes,  welches  das  wahre  Ur- 
prinzip  der  Vereinigung  des  Volkes  zum  Staate  ist  und  des  Staates 
fortdauernde  Ausbildung  begründet,  unzulässig.«  *)  Während  Rott- 
eck nur  meint:  »es  hindert  uns  nichts,  diese  Kulturzwecke  als  in 
dem  Staatszwecke  mit  enthalten  zu  betrachten«,  sind  sie  für  Welker 
»Urprimip  der  Vereinigung  des  Volkes  zum  Staate«.  Eine  Ver- 
schiedenheit der  praktischen  Politik  braucht  dieser  mehr  theoretische 
Unterschied  nicht  zu  bewirken,  aber  die  stärkere  Hinneigung  Wel- 
kers zur  spekulativ-romantischen  Staatsanschauung,  und  damit  der 
Einfluss  derselben  auf  den  gemässigten  Liberalismus  kommt  darin 
klar  zum  Ausdruck.  Das  zeigt  sich  denn  auch  in  Welkers  Ge- 
danken über  das  Verhältnis  von  Staat  und  Kirche  im  besonderen2). 
»Innigst  verbundene,  sich  wechselseitig  ergänzende  und  unterstützende 
Glieder  eines  einheitlichen,  wirklich  lebendigen  Ganzen  sind  überall, 
wo  in  wahrer  Staatsgesellschaft  das  Band  höherer  Humunität  ein 
Volk  umschlingt,  jene  heiligen  Drei:  .  ,  .  weltliches  Recht,  Religion 
und  Wissenschaft,  und  ihre  Erhalter  und  Vertreter:  die  bürger- 
liche Ordnung,  die  Kirche  und  die  Schule  .  .  .  Verbunden  sind  sie 
ähnlich  wie  in  einem  lebendigen  Menschen  der  kräftige  organische 
Körper,  der  göttliche  Geist  und  die  sinnlich-vernünftige  freie 
Seele«.8)  Doch  —  und  darin  mag  man  eine  Milderung  spekulativer 
Ineins^etzung  von  Staat  und  Kirche  in  liberalem  Sinne  erblicken  — 
»doch  bei  der  Verbindung  und  Einheit  besteht  im  sittlichen  Reiche 
die  Selbständigkeit  und  Freiheit«.4)  Und  letztere  fordert  im  Ver- 
hältnis des  Staates  zu  Kirche  und  Schule  »gegenseitige  Unverletzt- 
heit und  positive  persönliche  und  autonomische  Selbständigkeit;  die 
Einheit  dagegen  Beseitigung  entstehender  Kollisionen  durch  Unter- 
ordnung unter  eine  gemeinschaftliche  Grundform  und  ihre  Hand- 
habung durch  einheitliche  höchste  Entscheidung  und  dann  möglichst 
innige  hilfreiche  Wechselwirkung«.5) 

§  3.  Die  Trennungsforderung  in  den  Verhandlungen  der 
Frankfurter  Nationalversammlung. 

I.  Der  Gedanke  der  Trennung  von  Staat  und  Kirche  trat  uns 
im  ersten  Teile  dieser  Abhandlung  entgegen  als  logische  Folgerung 
aus  einem  allgemeinen,  philosophisch  begründeten  Staatsideal.  Auch 


1)  A.  a.  0.  S.  XL. 

2)  Vgl.  seine  Rede  »Ueber  das  Verhältnis  von  bürgerlicher  Ordnung, 
Kirche  und  Schule«  1828. 

3)  Ueber  das  Verhältnis  etc.  S.  8/9.  —  4)  A.  a.  0.  S.  11.  —  5)  A.  a  0.  S.  17. 
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im  zweiten  hatte  er  als  Bestandteil  des  linksliberalen  Partei- 
programms den  Boden  der  Theorie  eigentlich  noch  nicht  verlassen, 
zeigte  sich  zum  mindesten  mehr  als  ruhende  politische  Macht,  denn 
als  treibende  Idee  politischer  Betätigung.  Bevor  er  zum  umstrit- 
tenen Problem  des  politischen  Kampfes  werden  konnte,  musste  zu- 
erst die  allgemeine  politische  Kegsamkeit  in  deutschen  Landen 
einen  neuen  Anstoss  erhalten.  Wie  die  erste,  so  ging  auch  diese 
zweite  grosse  politische  Bewegung  Deutschlands  im  19.  Jahrhundert 
von  Frankreich  aus.  Auf  dem  durch  die  dazwischenliegende  Reak- 
tionszeit bereiteten  Boden  entfachte  die  französische  Februarrevo- 
lution des  Jahres  1848  eine  neue  tiefergehende  und  radikalere  Be- 
wegung auch  in  Deutschland.  Ihr  positives  Produkt  war  die  deutsche 
verfassunggebende  Nationalversammlung;1)  welche  sich  am  18.  Mai 
1848  in  Frankfurt  a.  M.  konstituierte.  Nächste  Aufgabe  derselben 
war  eine  Neuordnung  der  nationalen  Verfassungsverhältnisse,  eine 
Umgestaltung  des  Deutschen  Bundes  im  Sinne  einer  einheitlicheren, 
strafferen  und  eine  Volksvertretung  in  sich  einschliessenden  Organi- 
sation. Grundlage  der  Parteibildung2)  war  daher,  wie  in  den  Terri- 
toriallandtagen, zunächst  die  Verfassungsfrage.  Sollte  die  National- 
versammlung die  neue  Verfassung  selbständig  geben  oder  mit  den 
Regierungen  vereinbaren?  Wie  weit  sollten  die  Befugnisse  der  neu 
zu  schaffenden  Zentralgewalt  gegenüber  den  Territorialregierungen 
erstreckt  werden?  Sollte  das  Verhältnis  dieser  Zentralgewalt  zur 
ständigen  Nationalversammlung  mehr  im  Sinne  der  Geltendmachung 
des  Prinzips  der  Volkssouveränität  oder  mehr  in  Anlehnung  an  die 
historischen  monarchischen  Verfassungsfbrmen  geordnet  werden?  — 
Das  waren  die  Probleme,  -welche  hauptsächlich  die  Mitglieder  der 
Versammlung  in  zwei  Gruppen  schieden,  innerhalb  deren  es  jedoch 
mannigfache  Besonderheiten  und  zwischen  deren  Extremen  es  eine 
Reihe  von  Übergangsstandpunkten  gab. 

Doch  beschränkte  sich  das  politische  Interesse  nicht  auf  diese 
eigentlichen  Verfassungsfragen.  Schon  das  sogen.  Vorparlament  hatte 
die  Forderung  erhoben,  das  Verfassungswerk  auf  eine  ausdrückliche  Fest- 
stellung der  »Grundrechte  des  deutschen  Volkes«  zu  bauen,  eine  An- 
regung, welche  von  dem  alsbald  aus  der  Nationalversammlung  gebildeten 
Verfassungsausschuss  sofort  aufgenommen  wurde.  Damit  waren  aber  die 


1)  ß.  Haym,  Die  deutsche  Nationalversammlung,  3  Bde.  1848—50. 

2)  Eisenmann,  Die  Parteyen  der  teutschen  Reichsversammlung,  ihre 
Programme,  Statuten  und  Mitgliederverzeichnisse,  1848.  —  K.  Bitdermann,  Er- 
innerungen aus  der  Paulskirche,  1849. 
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Grundlagen  auch  der  gesamten  inneren  Verwaltungspolitik  und 
namentlich  auch  der  Kirchenpolitik  der  Versammlung  zur  Diskus- 
sion gestellt  und  die  Möglichkeit  einer  Parteibildung  auch  unter 
diesem  Gesichtspunkt  gegeben.  In  den  meisten  Parteiprogrammen 
lassen  nun  zwar  die  verfassungsrechtlichen  Forderungen  die  Stellung- 
nahme zu  diesen  innerpolitischen  Fragen  ganz  zurücktreten;  doch 
hat  gerade  die  Partei,  welche  in  den  kirchenpolitischen  Debatten 
fast  ausschliesslich  die  Vertreter  einer  entschiedenen  Trennung  von 
Staat  und  Kirche  stellte,  auch  in  dieser  Hinsicht  ihre  Grundsätze 
deutlich  in  ihrem  Programm  ausgesprochen,  und  zwar  in  einem 
Sinne,  welcher  sie  als  die  politischen  Vorkämpferin  gerade  des 
Rechtsschutzstaatideals  erscheinen  lässt.  Es  ist  die  Partei  des 
deutschen  Hofes,  so  genannt  nach  ihrem  Versammlungsort.  Ur- 
sprünglich umfasste  sie  die  ganze  Linke  des  Parlaments;  später 
schieden  die  Partei  des  Donnersberg  und  des  Nürnberger  Hofs  aus, 
erstere,  um  noch  weiter  nach  links  zu  gehen,  letztere,  um  sich 
hinsichtlich  der  Form  des  Auftretens  etwas  nach  rechts  zu  ziehen,  *) 
also  ohne  wesentliche  Programmänderung.  Es  ist  diese,  geschlossen 
für  die  Trennung  von  Staat  und  Kirche  stimmende  Partei, 2)  welche 
in  ihrem  Programm  den  Satz  aufstellt:  »Sie  (d.  h.  die  Partei)  will 
die  vollkommenste  Freiheit.  —  Sie  will  daher  die  Freiheit  nicht 
mehr  beschränkt  wissen,  als  es  das  Zusammenleben  der  Staatsgenos- 
sen unumgänglich  notwendig  macht.« 3)  Die  Darstellung  der  Be- 
gründung der  Trennungsforderung  in  der  Debatte  wird  zeigen,  wie 
aus  diesem  den  Rechtsschutzstaatsgedanken  zum  politischen  Aktions- 
programm erhebenden  Satze  die  Folgerung  der  Trennung  von  Kirche 
und  Staat  gezogen  wurde. 

II.  Grundlage  der  Verhandlungen4)  über  die  Grundrechte  des 
deutschen  Volkes  bildete  der  Entwurf  des  Verfassungsausschusses, 
der  über  die  schwebenden  kirchenpolitischen  Fragen  in  Artikel  III 
bestimmte : 


1)  Eisenmann  a.  a.  0.  S.  36. 

2)  Vgl.  das  Mitgliederverzeichnis  bei  Eisenmann  a.  a.  0.  S.  41  und  die 
namentliche  Abstimmung  in  den  Sten.  ßer.  VI,  4129  ff. 

3)  Eisenmann  a.  a.  0.  S.  37. 

4)  Stenographischer  Bericht  über  die  Verhandlungen  der  deutschen 
konstituierenden  Nationalversammlung  zu  Frankfurt  a.  M.  hrsgg.  von  Fr.  Wi- 
gard,  9  Bde,  1849—1850.  Auf  diesem  beruhen  alle  folgenden  Zitate  ohne 
weitere  Angaben.  Vgl.  auch  Woltersdorf,  Das  preussische  Staatsgrundgesetz 
und  die  Kirche  (1873),  woselbst  ebenfalls  in  Buch  3  (S.  213—294)  die  kirchen- 
politischen Entwürfe,  Motive,  Anträge  und  Beschlüsse  abgedruckt  und  auch  die 
Debatte  zur  Darstellung  gebracht  ist,  allerdings  nnter  einem  von  dem  hier  ein- 
genommenen verschiedenen  Gesichtspunkt. 
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§11.  Jeder  Deutsche  hat  volle  Glaubens-  und  Gewissen- 
freiheit. 

§  12.  Jeder  Deutsche  ist  unbeschränkt  in  der  gemeinsamen 
häuslichen  und  öffentlichen  Übung  seiner  Religion. 

Verbrechen  und  Vergehen,  welche  bei  Ausübung  dieser  Frei- 
heit begangen  werden,  sind  nach  dem  Gesetze  zu  bestrafen. 

§  13.  Durch  das  religiöse  Bekenntnis  wird  der  Genuss  der 
bürgerlichen  und  staatsbürgerlichen  Rechte  weder  bedingt  noch  be- 
schränkt. 

Den  staatsbürgerlichen  Pflichten  darf  dasselbe  keinen  Ab- 
bruch tun. 

§  14.  Neue  Religionsgesellschaften  dürfen  sich  bilden;  einer 
Anerkennung  ihres  Bekenntnisses  durch  den  Staat  bedarf  es  nicht. 

§  15.  Niemand  soll  zu  einer  kirchlichen  Handlung  oder  Feier- 
lichkeit gezwungen  werden. 

§  16.  Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  ist  nur  von  der  Voll- 
ziehung des  Zivilaktes  abhängig;  die  kirchliche  Trauung  kann  erst 
nach  der  Vollziehung  des  Zivilaktes  stattfinden.1) 

Hauptbedeutung  für  die  hier  zu  erörternde  Frage  hat 
von  diesen  Bestimmungen  der  §  14,  um  den  sich  denn  auch 
die  Debatte  im  wesentlichen  drehte;  auch  die  Motive,  welche 
diesem  Entwürfe  beigegeben  waren,  gehen  fast  nur  auf  diesen  Para- 
graphen ein.  Weil  sie  die  Stellungnahme  der  Mehrheit  des 
Ausschusses  wie  eines  grossen  Teiles  der  Nationalversammlung 
selbst  zur  Frage  der  Trennung  von  Staat  und  Kirche  kurz  zu- 
sammenfassend zum  Ausdruck  bringen,  sollen  sie,' insoweit  dies  der 
Fall  ist,  hier  wiedergegeben  werden.  Der  Ausschuss  erklärt,  dass  er 
in  seinem  Entwürfe  »die  Unabhängigkeit  der  Kirche  vom  Staat,  die 
Trennung  beider  Gewalten ,  als  allgemeines  Prinzip  nicht  ausge- 
sprochen« habe.  Er  trage  Bedenken,  die  konfessionellen  Fragen  so 
allgemein  mit  der  politischen  in  Verbindung  zu  bringen ;  es  sei  schon 
einmal  die  Wiederherstellung  Deutschlands  dadurch  verhindert 
worden.  Auch  machte  sich  aus  seiner  Mitte  die  Ansicht  geltend, 
dass  wenn  die  Kirche  vom  Staat  ganz  unabhängig  sein  solle,  es 
notwendig  werden  könne,  diesen  letzteren  gegen  Obergriffe  durch 
besondere  Massregeln  zu  sichern.  Endlich  zog  man  in  Betracht, 
dass  die  evangelische  Kirche  in  ihrer  jetzigen  Verfassnng  so  eng  mit 
dem  Staat  verwachsen  sei,  dass  eine  plötzliche  Trennung  schwierig 
sei;  auch  schliesse  die  freiere  Form  einer  Synodal- Presbyteralver- 


1)  I,  683  und  III,  1639. 
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fassung,  welche  jetzt  angestrebt  werde,  eine  Beteiligung  des  Staates 
nicht  unbedingt  aus,  und  was  endlich  besonders  hervorzuheben  sei, 
es  komme  doch  wohl  gerade  in  dieser  Sache  darauf  an,  allen 
Beteiligten  Gehör  zu  geben.  Aus  allen  diesen  Gründen  beschloss 
der  Ausschuss,  in  Artikel  III  einige  Bestimmungen  vorzuschlagen, 
»welche  die  wichtigsten  Konsequenzen  des  allgemeinen  Prinzips  ent- 
halten, dieses  selbst  aber  nicht  ausdrücklich  aussprechen«  sollten.1) 
Gegen  diese  Taktik  wie  auch  gegen  das  von  der  Mehrheit  des 
Ausschusses  stillschweigend  dem  Entwürfe  zu  Grunde  gelegte  Prinzip 
machte  sich  nun  im  Ausschuss  Widerspruch  von  mehreren  Seiten 
geltend,  der  in  folgenden  Minoritätserachten  seinen  Ausdruck  fand: 

1)  Von  Lassaulx,  Deiters,  Lichnowsky,  Jürgens,  M.  v.  Gagern : 
»Die  bestehenden  und  die  neu  sich  bildenden  Religionsgesellschaften 
sind  als  solche  unabhängig  von  der  Staatsgewalt;  sie  ordnen  und 
verwalten  ihre  Angelegenheiten  selbständig«. 

2)  Von  v.  Beckerath,  R.  Moni,  Ahrens:  »Die  bestehenden  und 
neu  sich  bildenden  Religionsgesellschaften  sind  als  solche  unab- 
hängig von  der  Staatsgewalt ;  sie  ordnen  und  verwalten  ihre  inneren 
Angelegenheiten  selbständig.« 

3)  Von  Wigard,  Blum,  Simon,  Schüler:  »Jede  Religionsgesell- 
schaft ist  berechtigt,  ihre  inneren  Angelegenheiten  unabhängig  vom 
Staate  selbst  zu  ordnen  und  zu  verwalten.  Die  Bestellung  von 
Kirchenbeamten  bedarf  keiner  Bestätigung  vonseiten  des  Staates. 
Das  Kirchenpatronat  ist  aufgehoben. 

Keine  Religionsgesellschaft  geniesst  vor  anderen  Vorrechte 
durch  den  Staat.    Es  besteht  fernerhin  keine  Staatskirche.« 

4)  Von  Wigard,  Blum,  Mittermaier,  H.  Simon,  Ahrens: 
»Den  neu  gebildeten  Religionsgesellschaften  dürfen  die  Genossen- 
schaftsrechte nicht  verweigert  werden.« 

5)  Von  Wigard,  Blum,  Simon:  »Die  Schule  ist  unabhängig 
von  der  Kirche.«  2) 

Das  erste  dieser  Minoritätserachten  gibt  die  Grundauffassung 
der  auf  dem  Standpnnkt  einer  Koordination  von  Staat  und  Kirche 
stehenden  katholischen  Abgeordneten  wieder.3)  Das  zweite  ent- 
spricht dem  Programm  des  gemässigten  Liberalismus,  wie  er  von 
Rotteck  und  Welker  vertreten  wurde.  Das  dritte,  unter  dessen  Be- 
fürwortern sich  ja  der  bereits  bekannte  radikal-liberale  Robert 
Blum  findet,  fordert  Trennung  von  Staat  und  Kirche  im  strengen 
Sinne.    Die  beiden  letzten  stellen  weniger  allgemeine  Grundsätze, 


1)  I,  685.  -  2)  III,  1632.  -  3)  S.  u.  S.  47  ff. 
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als  bestimmte  Einzelforderungen  auf.  —  Zu  diesen  Minoritäts- 
erachten von  Auschussmitgliedern  kamen  im  Plenum  noch  eine  Fülle 
von  Verbesserungsanträgen  einzelner  Abgeordneter,  zum  Teil  auf  den 
ganzen  Artikel,  zum  Teil  nur  auf  einzelne  Paragraphen  sich  be- 
ziehend, einige  mit  ausführlicher  Begründung;  diese  sollen  jedoch, 
soweit  sie  überhaupt  hier  in  Betracht  kommen,  erst  mit  den  Ver- 
handlungen selbst  zur  Darstellung  gelangen.1) 

III.  Es  wurde  in  den  zwei  ersten  Paragraphen  bei  der  Be- 
handlung der  staatsphilosophischen  und  parteipolitischen  Literatur 
versucht,  den  Trennungsgedanken  auf  eine  bestimmte  psychologische 
Grundstimmung,  ein  abstrakt-individualistisches  Freiheitsbegehren, 
und  eine  dementsprechende  Staatsanschauung  zurückzuführen.  Es 
zeigte  sich  jedoch,  namentlich  bei  der  Darstellung  der  naturrecht- 
lichen Schriftsteller,  dass  dieser  theoretische  Rechtsschutzstaatsgedanke 
allein  noch  nicht  genügte,  um  zur  Theorie  der  Trennung  von  Staat 
und  Kirche  zu  gelangen,  da  man  eben  zur  Sicherung  des  staatlichen 
Rechtsbestandes  Religion  und  Kirche  sowohl  besonders  fördern, 
als  auch  besonders  beaufsichtigen  zu  müssen  glauben  konnte  und 
tatsächlich  vielfach  auch  glaubte.  Voraussetzung  für  eine  wirk- 
liche Folgerung  des  Trennungsgedankens  aus  jener  allgemeinen  Staats- 
anschauung war  also  einerseits  ein  entschiedenerer  Glaube  an  den 
Bestand  des  Staates  auch  ohne  Moral  und  Religion  der  Bürger, 
andererseits  ein  Nachlassen  jenes  argwöhnischen  Polizeigeistes  und 
ein  grösseres  Vertrauen  auf  die  Selbsttätigkeit  der  Bürger.  Dass 
jene  Unabhängigkeitserklärung  des  Staates  gegenüber  Moral  und 
Religion  bei  den  naturrechtlichen  Trennungstheoretikern  einen  Teil 
ihrer  Begründung  der  Trennungsforderung  bildete,  wurde  früher 
gezeigt;  in  der  politischen  Debatte  tritt  sie  nicht  so  sehr  hervor. 
Die  zweite  Veränderung  dagegen  führt  zur  Forderung  der  Be- 
seitigung aller  besonderen  sicherheitspolizeilichen  Präventivmass- 
regeln gegenüber  der  Kirche  und  somit  zur  Realisierung  des  Tren- 
nungsgedankens nach  dieser  Richtung.  Damit  aber  diese  freie  In- 
dividualtätigkeit  die  von  ihr  erwarteten  guten  Wirkungen  im  allge- 
meinen, wie  hier  auf  dem  besonderen  kirchenpolitischen  Gebiete 
haben  könne,  musste  man  sie  von  allen  autoritativen  Schranken  so- 
viel als  irgend  möglich  befreien ,  ihr  daher  auch  im  innerkirch- 
lichen Rechtsleben  mehr  Spielraum  gewähren.  Dieser  auf  einer 
stärker  liberalen  Strömung  beruhenden  Gedankengang  verband  sich 

1)  Abgedruckt:  III,  1632—1646  sowie,  nebst  einer  »beurteilenden  Ueber- 
sicht  über  die  Minoritätserachten  und  Verbesserungsanträgec  bei  Woltersdorf, 
a.  a.  0.  S.  221—243. 

3* 
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leicht  mit  der  früher  schon  hervorgehobenen  theoretischen  Folgerung 
aus  der  angenommenen  Vereinsnatur  der  Kirche  zur  Forderung  der 
staatlichen  Beseitigung  jeder  eigentlich  autoritativen  inneren  Organi- 
sation der  Kirchen,  in  welcher  Massregel  man  zugleich  ein  gewisses 
Gegengewicht  gegen  die  im  übrigen  beabsichtigte  völlige  Freilassung1 
der  Kirchen  vom  sicherheitspolizeilichen  Standpunkt  aus  erblicken 
konnte.  —  Unter  diesen  für  die  bisherigen  Darlegungen  massgeben- 
den Gesichtspunkten,  also  der  Begründung  des  Trennungsgedankens 
aus  jenem  Individualismus,  Rechtsschutzstaatsideal  und  liberalem 
Freiheitsvertrauen  und  seiner  Begleitung  durch  die  Forderung  einer 
Demokratisierung  der  inneren  Kirchenverfassung  von  staatswegen, 
sollen  im  folgenden  auch  die  Debatten  der  Nationalversammlung 
betrachtet  werden. 

Wie  schon  das  Programm  des  Deutschen  Hofes  das  ganze 
innere  Staatsrecht  auf  der  Freiheit  des  einzelnen  aufzubauen  suchte, 
so  kam  diese  individualistische  Grundstimmung  auch  bei  seinen 
Wortführern  in  der  Debatte  klar  zum  Ausdruck.  So  erklärte 
Wigard  (Dresden),  der  das  dritte  Minoritätserachten  im  Plenum 
vertrat:  »Wir  auf  dieser  Seite  des  Hauses  wollen  und  erstreben» 
wie  überall,  so  auch  hier,  die  Unabhängigkeit  des  Individuums,  so- 
weit dies  immer  das  Leben  im  Verbände  mit  Menschen  möglich 

macht   Wir  wollen  darum  und  erstreben  auch  Befreiung 

von  der  Bevormundung  der  religiösen  Überzeugung,  wie  auf  der 
einen  Seite  von  der  des  Polizeistaates,  so  auf  der  anderen  Seite  von 
der  der  Kirche.«1)  Sein  Parteigenosse  Vogt  (Giessen)  meinte: 
»Wir  wollen  die  Trennung  der  Kirche  vom  Staat  .....  weil  wir 
eine  unbeschränkte  Freiheit  in  allen  Dingen  wollen,  weil  wir  die 
Entwicklung  des  demokratischen  Prinzips  wollen  von  unten  bis  oben 
hin;  wir  wollen  sie,  weil  wir  vor  keiner  Konsequenz  zurück- 
schrecken.« 2)  Aber  auch  bei  in  Verfassungsfragen  weiter  rechts- 
stehenden Abgeordneten,  die  für  Trennung  von  Staat  und  Kirche 
eintreten,  ist  für  diese  kirchenpolitische  Stellungnahme  das  indivi- 
dualistische Motiv  wirksam.  Für  Jordan  (Marburg)  handelt  es  sich 
bei  der  ganzen  Bewegung  der  Zeit  »im  eigentlichen  Sinne  um  die 
Emanzipation  des  Menschen.  .  .  .  Der  Mensch  war  in  früherer 
Zeit  gleichsam  untergegangen  im  Bürgertum  und  Kirchentum;« 
nun  solle  der  Staat  nur  mehr  noch  eine  Schutzwehr  bilden,«  damit 
jeder  unter  dem  Schutze  desselben  seine  Menschheit,  sein  Menschen« 


1)  III,  1786. 

2)  III,  1669 
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tum  frei  habe,  frei  ausbilden  und  entwickeln  könne.1)«  —  Freiheit 
des  Denkens,  erscheinend  als  Freiheit  der  individuellen  Uberzeugung, 
und  Freiheit  der  Wissenschaft,  ist  auch  für  Plathner  (Halberstadt) 
das  grosse  Prinzip  der  neueren  Zeit.  Es  finde  Anerkennung  im 
Staate,  wenn  der  Staat  sich  jeder  Einwirkung  auf  die  individuelle 
Überzeugung  und  auf  die  Wissenschaft  enthalte.  Im  Staate,  dem 
höchsten  Erzeugnis  des  Willens,  dürfe  der  Mensch  nur  insofern  in 
Betracht  kommen,  als  er  handele,  d.  h.  einen  Willensakt  vollbringe; 
daher  gehe  auch  die  religiöse  Überzeugung  des  einzelnen  den  Staat 
nichts  an,  und  es  sollen  daher  »bezüglich  der  religiösen  Genossen- 
schaften weder  besondere  Gesetze  bestehen,  noch  sollen  sie  vom  all- 
gemeinen Gesetze  eximiert  sein«.2) 

Ablehnung  des  »Polizeistaates«  —  das  ist  ein  Gedanke,  von 
dem  wohl  die  meisten  Glieder  des  Hauses  mehr  oder  weniger  durch- 
drungen waren.  Gegenüber  der  willkürlich  verfahrenden  und  in 
alles  sich  einmischenden  Staatsgewalt  sollte  die  rechtlich  gesicherte 
Freiheit  des  einzelnen  mehr  zur  Geltung  kommen;  es  sollte  der 
»Rechtsstaat«  den  alten  »Polizeistaat«  verdrängen.  Innerhalb  dieser 
wohl  ziemlich  gemeinsamen  Überzeugung  der  Versammlung  gab  es 
jedoch  grosse  Verschiedenheiten  in  Bezug  auf  den  Grad,  in  dem  die 
Staatstätigkeit  von  einer  unmittelbaren  Kulturfürsorge  ausgeschlossen 
sein  sollte.  Je  ausgeprägter  der  persönliche  Freiheitsdrang  —  das 
geht  schon  aus  dem  eben  Angeführten  hervor  — ,  desto  grösser  die 
Neigung,  den  »Rechtsstaat«  gegenüber  dem  »Polizeistaat«  nicht  nur 
im  Sinne  eines  die  Freiheit  des  Individuums  rechtlich  garantieren- 
den, sondern  im  Sinne  eines  auf  diese  Garantierung  allein  sich  be- 
schränkenden Staatswesens  zu  fassen.  Diese  Auffassung  des  blossen 
Recht  schütz  Staates  findet  denn  auch,  namentlich  auf  der  linken  Seite  des 
Hauses,  aber  auch  bei  anderen  Verfechtern  des  Trennun^sgedankens, 
ausdrückliche  Vertretung.  So  macht  Nauwerk  (Berlin) ,  der  zur 
linksliberalen  Partei  gehörte,  gerade  die  Umkehrung  des  Polizei- 
staates zum  Ideal  und  folgert  daraus  die  Notwendigkeit  einer 
völligen  Trennung  von  Staat  und  Kirche:  »Wir  können  nicht  mehr 
das  alte  Wesen  dulden,  dass  alles  verboten  sei,  was  nicht  erlaubt 
ist.  Es  ist  jetzt  alles  erlaubt,  was  nicht  verboten  ist«,  und  ver- 
bieten dürfe  der  Staat  nicht  zum  Zweck  einer  erziehenden  Bevor- 
mundung, sondern  nur  um  des  Bestandes  der  individuellen  Freiheit 
willen. s)  —  Noch  deutlicher  spricht  diesen  Gedanken  Nauwerks  Ge- 
sinnungsgenosse von  der  äussersten  Linken,  Hagen  (Heidelberg),  aus. 


1)  III,  1646/47.  —  2)  III,  1632/33.  —  3)  III,  1692/93. 
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Auch  für  ihn  ist  es  der  Polizeistaat,  mit  dem  man  am  meisten  zu 
kämpfen  hatte,  und  den  man  nun  endlich  besiegt  habe.  »Indem 
der  demokratische  Staat  den  einzelnen  Gliedern  des  Staatslebens  die 
Freiheit  der  Selbstbestimmung  lässt,  so  steht  er  dann  über  allen  als 
schützende  Macht,  als  Hort  der  Freiheit  und  des  Gesetzes;  er  ist 
dasjenige  Element,  von  welchem  der  Schutz  gegen  etwaige  Unter- 
drückung und  Gesetzlosigkeit  gefordert  und  gewährt  wird.«  Und 
nach  diesem  alleinigen  Staatszweck  des  Rechtsschutzes  bestimmt 
sich  auch  das  Verhältnis  des  Staates  zur  Kirche ,  welches 
darin  aufgeht,  dass  einerseits  die  Kirche  als  Verein  im  Staate 
Schutz  von  diesem  empfängt,  und  dass  andererseits  die  Staats- 
genossen vor  etwaigen  Übergriffen  der  Kirche  geschützt  werden.  *)  — 
Am  klarsten  bringt  Behr  (Bamberg)  den  Zusammenhang  dieser 
negativen  allgemeinen  Staatsanschauung  mit  der  Trennungsforderung 
zum  Ausdruck.  Der  einzige  Massstab  für  das  Verhältnis  von  Staat 
und  Kirche  ist  ihm  »die  Angemessenheit  oder  Unverträglichkeit  der 
Grundsätze  und  Mittel  der  Kirche  mit  dem  Zwecke  des  Staates, 
nämlich  mit  der  Geltung  des  allgemeinen  Rechtsgesetzes.  .  .  .  Nur 
der,  aber  auch  jeder  Religionskultus,  der  mit  der  Geltung  des 
Rechtsgesetzes  harmoniert,  hat  Anspruch  nicht  bloss  auf  Duldung 
.  .  .  .,  sondern  auf  Anerkennung  und  auf  Schutz  seiner  Rechte.  .  .  . 
Aber  darauf  beschränkt  sich  auch  bloss  der  Einfluss  der  Anerken- 
nung vom  Staate.  Es  liegt  im  Zwecke  des  Staates  durchaus  keine 
Verbindlichkeit,  die  Kirche  pekuniär  zu  unterstützen,  und  es  wäre 
zu  wünschen,  dass  keine  Kirche  pekuniär  vom  Staate  unterstützt 
würde.  .  .  .  Auch  hat  der  Staat  kein  Einmischungsrecht  in  Schulen, 
in  denen  noch  Religionsunterricht  erteilt  wird,  in  Seminarien 
u.  dgl.«*)  Behr  formuliert  diese  seine  Anschauung  zu  folgendem 
Abänderungsantrag  zu  §14  des  Entwurfs:  »Die  Kirchen  sind  in 
Anschauung  ihres  inneren,  rein  religiösen  Lebens  unbeschränkt, 
unterliegen  jedoch  der  Aufsicht  und  Einwirkung  des  Staates,  wo  und 
so  oft  solche  notwendig  ist,  um  die  Staatsglieder  gegen  Beeinträch- 
tigung ihrer  Rechte  als  Menschen  und  Bürger  durch  Vorschriften 
der  Kirche  zu  wahren  und  seine  Schutzpflicht  im  vollen  Umfang  zu 
erfüllen.  —  Die  Bildung  neuer  Religionsgesellschaften  kann  nur 
dadurch  bedingt  werden,  dass  ihre  Dogmen  nichts  enthalten,  was 
dem  Zwecke  des  Staates  zuwider  ist:  unter  diesen  Umständen 
müssen  sie  anerkannt  werden.  —  Keine  Religionsgesellschaft  geniesst 


1)  III,  1698/99. 

2)  III,  1725. 
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vor  anderen  Vorrechte  durch  den  Staat;  es  besteht  also  keine  so- 
genannte Staatskirche.«  *) 

Neigt  diese  Formulierung  des  Trennungsgedankens  dazu,  den 
blossen  Rechtsschutzzweck  des  Staates  im  Sinne  einer  den  Kirchen 
gegenüber  etwas  misstrauischen  Rechtsschutzpflicht  zu  betonen, 
welch  letztere  auch  besondere  Sicherheitsmassregeln  nicht  auszu- 
schliessen  scheint,  so  ist  doch  im  allgemeinen  die  Stimmung  des 
trennungsfreundlichen  Teiles  der  Versammlung  die,  dass  gerade  wei- 
testgehende Freiheit  als  bester  Schutz  gegen  alle  Gefahren  der 
Freiheit  betrachtet  wird,  und  dass  deshalb  besondere  Präventiv- 
massregeln zum  Schutze  des  Staates  auch  vor  völlig  frei  gegebenen 
Kirchen  nicht  nötig  seien.  Der  frühere  ängstlich  besorgte  Polizei- 
geist ist  einem  wahren  Freiheitsrausche  gewichen:  »Wenn  sie  ein- 
mal Beschränkungen  zugelassen  haben,  dann  gibt  es  keine  Schranke 
mehr  gegen  das  Wuchern  des  Polizeistaates,  dann  bricht  sich  die 
Flut  überall  Bahn,  überall  werden  sie  mit  neuen  Polizeimassregeln 
dämpfen  müssen,  und  nirgends  werden  sie  das  Ende  dieser  Be- 
schränkungen finden  können.  —  Sie  werden  den  einzigen  Halt  nur 
in  der  ganzen,  vollen  politischen  Freiheit  finden.« 2)  So  Vogt 
(Giessen);  sein  Parteigenosse  vom  Deutschen  Hof,  Christ  (Bruch- 
sal), zieht  die  Folgerung  aus  diesem  Grundsatz  allgemeiner  poli- 
tischer Freiheit  auf  das  kirchenpolitische  Gebiet.  Er  hebt  hervor, 
dass  seine  Partei  durch  eine  mit  der  Gefährlichkeit  der  Kirchen 
begründete  besondere  Kirchengesetzgebung  in  einen  unauflöslichen 
Widerspruch  mit  sich  selbst  komme.  Sie  habe  nämlich  die  Selb- 
ständigkeit des  korporativen  Elementes  bisher  von  allen  Seiten  ver- 
teidigt und  den  Standpunkt  vertreten,  dass  selbst  eine  solche  poli- 
tische Gesellschaft  im  Staate  zu  dulden  sei,  die  sich  zum  Endzweck 
mache,  eine  wirkliche  Gegnerin  des  Staates  zu  werden,  weil  sie 
glaubt,  dass  diese  Staatsregierung  eine  schädliche  sei.  Dann 
müsse  sie  aber  mit  logischer  Notwendigkeit  auch  die  Kirche  ge- 
währen lassen,  von  welcher  Kirche  ja  gar  kein  feindseliges  Element 
gegen  den  Staat  gegeben  sei.3)  —  »Ich  und  meine  Freunde  haben 
das  volle  Vertrauen,  dass  die  ganze  Freiheit  das  Vorteilhafteste 
sei«4);  damit  kann  Nau werk  (Berlin)  den  Standpunkt  des  Deutschen 
Hofes  gegenüber  allen  Bedenken  für  die  Staatssicherheit  bei  einer 
Trennung  von  Staat  und  Kirche  feststellen.  Die  völlige  Freiheit 
des  Kultus  und  der  Religiou  erscheint  dieser  Seite  des  Hauses  nicht 
nur  ganz  unbedenklich  vom  sicherheitspolizeilichen  Standpunkt  aus, 


1)  III,  1726.  —  2)  III,  1669.  —  3)  III,  1681.  —  4)  III,  1694. 
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sondern  sie  glaubt  sogar,  positiv  in  ihr  »eines  der  wichtigsten,  eines 
der  grossartigsten  Mittel  zu  schaffen  gegen  die  Gefährlichkeit  der 
Kirche«  A) 

IV.  Freilich  gilt  auch  hier :  Freiheit,  die  ich  meine ;  die  ganze 
Freiheit,  welche  der  beste  Hort  vor  den  Gefahren  der  kirchlichen 
Freiheit  sein  soll,  hat  bei  den  meisten  Rednern,  die  sich  auf  sie 
berufen,  einen  ganz  bestimmten  Sinn ;  sie  bedeutet  Freiheit  des  kirch- 
lichen Lebens  nicht  nur  von  staatlichen  Einflüssen,  sondern  auch 
von  jeder,  namentlich  aber  der  hierarchisch  organisierten,  inneren 
Kirchengewalt,  bedeutet  somit  Demokratisierung  der  inneren  Kirchen- 
verfassung. 

In  diesem  Sinne  ist  zunächst  der  mehr  allgemein  und  unbe- 
stimmt gehaltene  Wunsch  einer  Vernichtung  der  Kirche  bzw.  jeder 
Kirchengewalt  zu  verstehen,  den  mehrere  Redner  der  Linken  ihrer 
Forderung  einer  Trennung  von  Staat  und  Kirche  beifügen.  Jordan 
(Marburg)  hält  die  Trennung  von  Staat  und  Kirche,  »sowie  die 
Kirchen  jetzt  sind«,  für  praktisch  unfruchtbar,  ja  gefährlich, 
»weil  dann  die  Kirchengewalt  in  ihren  Privat-  und  Sonderzwecken 
würde  freier  fortmanipulieren  können,  als  es  bisher  schon  der  Fall 
war«.  Er  fordert  daher,  dass  gleichzeitig  mit  der  Trennung  »die 
Kirchengewalt  als  solche  untergehe,  und  dann  auf  diese  Weise  die 
Staatsgewalt  als  eine  freie  und  unabhängige  dastehe,  als  eine  wahre 
Gewalt,  die  dann  auch  den  einzelnen  in  seiner  wahren  Freiheit  des 
Gewissens  gegen  jede  fremde  Beeinträchtigung  zu  schützen  imstande 
sei«.2)  In  noch  entschiedenerer  Form  und  unter  Bezugnahme  auf 
allgemeinpolitische  Grundsätze  äussert  Vogt  (Giessen)  denselben  Ge- 
danken: „Wenn  wir  den  Polizeistaat  politisch  vernichten  wollen,  so 
wollen  wir  auch  auf  religiösem  Gebiete,  in  der  Kirche  selbst,  ihn 
vernichten,  denn  das  liegt  eben  in  der  Natur  der  Polizei,  dass  sie 
ansteckend  wirkt  .  .  .  Ich  bin  für  Trennung  von  Staat  und  Kirche 
nur  unter  der  Bedingung,  dass  überhaupt  das,  was  Kirche  genannt 
wird,  vernichtet  werde  .  .  .  Für  mich  ist  jede  Kirche,  habe  sie  einen 
Namen,  wie  sie  wolle,  ein  Hemmschuh  der  Zivilisation.  Jede  Kirche 
schon  deshalb,  weil  sie  Glaubenssätze,  weil  sie  überhaupt  einen 
Glauben  will,  steht  der  freien  Entwicklung  des  Menschengeistes  ent- 
gegen«.3) —  Unter  Hervorhebung  mehr  der  individuellen  Gewissens- 
freiheit stellt  sich  auch  Schmidt  (Löwenberg)  auf  seine  Seite:  »Es 


1)  Hagen  (Heidelberg)  III,  1698.  Aehnlich:  Biedermann  (Leipzig)  1642, 
Zimmermann  (Stuttgart)  1702,  Löwe  (Calbe)  1946,  Kanzer  (Lauchheim)  1750. 

2)  III,  1648. 

3)  III,  1670,  1668. 
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gilt  Bestimmungen  zu  treffen,  nach  denen  es  endlich  möglich  werde, 
dass  der  Mensch  sich  vom  kirchlichen  Drucke  befreie  .  .  . ;  es  gilt, 
jede  Kirchengewalt  zu  vernichten ,  es  kann  eine  solche  in  einem 
nach  Grundsätzen  der  Humanität  und  Vernunft  organisierten  Staats- 
lehen der  Staatsgewalt  weder  über-  noch  neben-  und  untergeordnet 
bestehen;  sie  kann  überhaupt  nicht  bestehen«.1) 

Geben  solche  Äusserungen  mehr  eine  allgemeine  Stimmung,  als 
einen  juristisch  fassbaren  Vorschlag  wieder,  so  wurden  doch  von 
diesem,  wie  allerdings  auch  von  religiös  und  kirchlich  positiverem 
Standpunkte  aus  auch  konkretere  Forderungen  und  Abänderungs- 
anträge  zu  dem  in  Frage  stehenden  Artikel  der  Grundrechte  ge- 
stellt. Schon  das  dritte  Minoritätserachten,  das  die  Abschaffung 
aller  kirchlichen  Vorrechte  verlangt,  wurde  von  seinem  Vertreter  im 
Plenum,  Wigard  (Dresden),  im  Sinne  der  staatlichen  Garantierung 
der  Teilnahme  aller  Kirchenglieder  am  Kirchenregiment  ausgelegt. 
Die  Berechtigung  der  Nationalversammlung,  hierüber  Bestimmungen 
zu  treffen,  leitet  er  daraus  ab,  dass  eben  von  den  Grundrechten  des 
deutschen  Volkes  geredet  werde,  und  darum  auch  diese  Frage  in  den 
Vordergrund  gestellt  werden  müsse,  welche  Freiheiten  in  jeder  ein- 
zelnen Kirche  dem  Volke  gewährt  werden.  In  dieser  Hinsicht  meint 
er  nun,  dass  die  protestantische  und  die  deutsch-katholische  Kirche 
wie  die  jüdische  Glaubensgenossenschaft  allerdings  die  religiöse 
Freiheit  ihren  Mitgliedern  zu  gewähren  imstande  seien,  dass  aber 
in  der  römisch-katholischen  Kirche,  für  den  Fall  dass  man  die 
Unabhängigkeit  der  Kirche  ausspreche,  dann  auch  nur  die  Priester- 
herrschaft und  somit  di^  Unterdrückung  der  Laienmitglieder  aus- 
sprechen werden  würde.  Er  verlangt  daher  im  Namen  seiner  Partei 
»Selbstverwaltung  der  religiösen  Genossenschaft  in  bezug  auf  ihre 
inneren  Angelegenheiten  durch  sie  selbst,«  und  macht  darauf  auf- 
merksam, dass  hierin  der  wesentliche  Unterschied  zwischen  dem 
dritten  Minoritätsgutachten  und  den  übrigen  liege.  »Wir  haben, 
indem  wir  sagten:  Jede  Beligionsgesellschaft*  durchaus  nicht  daran 
gedacht,  damit  sagen  zu  wollen:  jede  Priesterschaft  einer  Kirche 
ist  berechtigt,  sondern  jede  Religions-Gesellschafl,  also  die  Gesell- 
schaft selbst,  die  Mitglieder  der  Gesellschaft  sind  berechtigt,  ihre 
inneren  Angelegenheiten  selbst  zu  ordnen.«  Und  zwar  sollen  sie 
dabei  ganz  selbständig  sein,  was  aber  nicht  möglich  sei,  wenn  man 
nicht  das  Kirchenpatronat  beseitige,  »aber  nicht  allein  in  Bezug 
auf  das  Patronat  der  Weltlichen,  sondern  in  seinem  ganzen  Um- 


l)  III,  1717. 
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fange;  d.  h.  auch  das  Patronafc  der  Bischöfe;  es  muss  die  Anstel- 
lung der  Geistlichen  von  der  Gemeinde  ausgehen.«  ')  —  Dieselbe 
Auffassung  des  dritten  Minoritätsgutachtens  vertritt  auch  Nauwerk 
(Berlin),2)  und  Hagen  (Heidelberg)  lässt  deutlich,  wie  übrigens 
auch  schon  Wigard,  die  Richtung  erkennen,  nach  welcher  dieser 
Antrag  zielt:  »Wir  müssen  das  demokratische  Prinzip  auch  in  die 

katholische  Kirche  hineinwerfen   Wir  müssen  einmal  das 

Synoilalsystem,  zweitens  die  Forderung  unterstützen,  dass  die  Ge- 
meinden einen  Anteil  und  eine  Mitwirkung  am  gesamten  Kirchen- 
wesen haben   Wir  müssen  den  Grundsatz  aussprechen,  dass 

die  Gemeinde  das  Recht  hat,  den  Pfarrer  zu  wählen  und  vorzu- 
schlagen.«8) Auch  von  katholischer  Seite,  wo  ja  die  Wessenberg- 
sche  Richtung4)  ganz  in  diesem  Sinne  wirkte,  fanden  diese  Forde- 
rungen Unterstützung.  So  brachte  Roesler  (Oels)  »als  Gegengewicht 
gegen  den  bei  der  Trennung  zu  erwartenden  Druck  in  der  katho- 
lischen Kirche«  das  Amendement  ein:  »die  Pfarrer  oder  Kirchen- 
beamten der  Gemeinde  werden  von  dieser,  die  Oberaufseher  (Bischöfe) 
und  höheren  Kirchenbeamten  werden  von  der  Gesamtheit  der  Geist- 
lichen und  Laien  der  betreffenden  Sprengel  gewählt  und  ernannt, 
ohne  dass  es  hierzu  der  Bestätigung  vonseiten  des  Staates  be- 
darf.« 5) 

Aber  auch  bei  solchen,  die  für  eine  völlige  Trennung  von 
Staat  und  Kirche  überhaupt  nicht  oder  wenigstens  zur  Zeit  nicht 
eingenommen  waren,  fand  doch  dieses  Bestreben  einer  Demokrati- 
sierung der  inneren  Kirchen  Verfassung  Anklang.  So  stellte  Ahrens 
(Salzgitter)  als  Mitunterzeichner  des  zweiten,  auf  eine  Trennung  von 
Staat  und  Kirche  ja  nicht  eingehenden  Minoritätsgutachtens6)  zu 
diesem  den  Zusatzantrag:  »den  Gemeinden  ist  eine  Mitwirkung  bei 
der  Ernennung  und  Entlassung  der  Geistlichen  gewährleistet ;  die 
Art  der  Mitwirkung  wird  durch  die  Gesetzgebung  der  einzelnen 
Staaten  näher  bestimmt.« 7)  Auch  Wedekind  (Bruchhausen),  der 
für  eine  Trennung  von  Kirche  und  Staat  für  jetzt  die  deutschen 
Verhältnisse  wegen  der  historischen  Yerwachsenheit  von  Staat  und 
Kirche  noch  nicht  reif  glaubt,  diese  aber  doch  aus  allgemein  demo- 
kratischen Grundsätzen  für  ein  Ideal  hält,  dem  man  nachstreben 

1)  III,  1787/88;  ebenso  hinsichtlich  des  Patronats  Löwe  (Calbe)  III, 
1946,  der  auch  für  Trennung  stimmte. 

2)  III,  1694.  —  3)  III,  1698/99. 

4)  Vgl.  lgn.  H,  v.  Wessenberg,  Die  Eintracht  zwischen  Kirche  und 
Staat.  1869. 

5)  III,  1798;  ähnlich  der  bairische  Minister  v.  Beisler  III,  1664  f. 

6)  Später  stimmte  er  allerdings  doch  für  die  Trennung:  VT,  4129. 

7)  III,  1779. 
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müsse,  will  den  Boden  für  die  Verwirklichung  dieses  Ideals  gerade 
dadurch  bereiten,  dass  er  den  Antrag  stellt:  »Alles  Patronatsrecht 
ist  aufgehoben,  jede  Kirchengemeinde  wählt  und  ernennt  ihre  Seel- 
sorger und  sonstigen  Kirchenbeamten  selbständig  aus  qualifizierten 
Personen.«  l) 

So  suchte  man  also  von  verschiedenen  Standpunkten  aus  wie 
das  Verhältnis  des  Staates  zur  Kirche  so  auch  das  des  Kirchen- 
regiments zu  den  Kirchengliedern  in  neuem  Geiste  umzugestalten. 
Und  man  scheint  guter  Hoffnung  hinsichtlich  des  Erfolges  dieser 
Bestrebungen  gewesen  zu  sein,  wenigstens  nach  dem  Beifall  zu 
schliessen,  den  Zimmermann  (Stuttgart)  in  der  Versammlung  land, 
als  er  gegenüber  ängstlichen  Gemütern  versicherte:  »Die  Kirche 
wird  in  Bälde  eine  andere  werden,  als  sie  bisher  war.  Sie  allein 
wird  dem  Geiste  der  Zeit,  der  so  mächtig  ein  hergeht,  nicht  als  die 
einzige  Körperschaft  imstande  sein,  zu  widerstehen.«  Doch  bei  all 
diesem  Vertrauen  auf  die  Macht  des  Zeitgeistes  will  doch  auch 
Zimmermann  diesem,  wie  er  sich  in  der  Öffentlichkeit  und  Freiheit 
des  Vereins-  und  Pressewesens  äussere,  allein  das  Werk  nicht  über- 
lassen, sondern  wünscht  eine  besondere  staatliche  Vorkehrung  zur 
Beförderung  seines  Wirkens,  und  zwar  die  »Trennung  der  Schule 
von  der  Kirche.« 2)  —  Das  ist  neben  der  Demokratisierung  des 
kirchlichen  Verfassungsrechts  die  zweite  »positive  Massregel,  wo- 
durch dem  Zweideutigen  und  Gefährlichen  der  Trennung  der  Kirche 
vom  Staate  vorzubeugen  ist«  (Vischer,  Tübingen).3)  Mit  der 
Kirche  der  Gegenwart  glaubt  man  das  Trennungsexperiment  nur 
dann  vornehmen  zu  können,  wenn  zugleich  auch  auf  diese  Weise 
für  ihre  baldige  innere  Umgestaltung  gesorgt  werde:  »Weil  wir  aut 
die  Zukunft  rechnen  .  .  .  .,  werden  wir  kämpfen  für  die  vollstän- 
dige Trennung  der  Schule  von  der  Kirche,  für  die  vollständigste, 
unbedingte  Freiheit  des  Unterrichts,  für  die  vollständigste  Freiheit 
der  heranwachsenden  Generation.«    (Vogt,  Giessen.)4) 

Diese  innerkirchliche  Reformpolitik  im  Interesse  der  Verwirk- 
lichung eines  staatspolitischen  Ideals  geht  Hand  in  Hand  mit  einer 
auf  rein  religiösem  Boden  erwachsenen  und  ruht  mit  auf  diesen 
religiösen  Anschauungen.  Es  ist  der  Geist  Schleiermachers, 5)  der 
hier  in  der  Versammlung  weht  und  auch  von  dieser  Seite  einer 
Trennung  von  Staat  und  Kirche  Anhänger  zu  werben  sucht.  Der 

1)  III,  1650.  -  2)  III,  1702/3.  -  3)  III,  1636. 

4)  III,  1670;  ebenso  Nauwerk  (Berlin)  III,  1695. 

5)  Vgl.  »üeber  die  Religion,  Beden  an  die  Gebildeten  unter  ihren  Ver- 
ächtern«. 1.  A.  1799.  (Sämtl.  Werke.  Abt.  I.  Bd.  1.  S.  133  ff.) 
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Geist  der  Zeit,  von  dem  Zimmermann  (Stuttgart)  eine  Umgestaltung 
des  kirchlichen  Verfassungslebens  erhofft,  ist  nicht  nur  der  allge- 
mein demokratische,  sondern  für  ihn  ist  auch  »die  Religion  des 
Geistes  im  Anzüge,  die  Zeit  des  rein  innerlichen  Gottesreiches  ist 
im  Anbruch.  Um  aber  dahin  zu  gelangen,  dass  die  Kirche  diese 
glückliche  Entwicklung  an  sich  macht,  muss  sie  zuvor  frei  gemacht 
werden.« *)  Von  einer  anderen  Seite  kennzeichnet  Biedermann  (Leip- 
zig) diesen  neuen  religiösen  Geist:  »Blicken  Sie  auf  die  Länder, 
wo  der  Staat  die  Kirche  freigegeben  hat,  so  finden  Sie,  dass  nicht 
allein  der  Staat  dort  besser  steht,  sondern  auch  das  wahre  religiöse 
Leben,  freilich  nicht  das  kirchliche  Leben,  wie  die  Hierarchie  es 
darstellt,  sondern  wie  es  in  der  freien  Gemeinschaft  der  einzelnen 
sich  bildet  und  nicht  durch  allerhand  menschliche  Mittel  sich  zu 
fördern  sucht.« 2)  »Es  ist  das  Bewusstsein,  dass  es  nicht  mehr 
allein  die  Aufgabe  der  Kirche  ist,  die  religiöse  Vorstellungsweise 
zu  uniformieren,  sondern  vielmehr  das  religiöse  Gemeinleben 
zu  organisieren,  ....  was  hier  zu  Grunde  liegt.  Jenes  gegen- 
seitige Nehmen  und  Geben,  nicht  etwa  bloss  in  materieller, 
sondern  in  geistiger  und  sittlicher  Beziehung,  jenes  erhabene  Ge- 
meinleben, welches  die  erste  Form  der  Erscheinung  des  Christen- 
tums war  und  immer  das  Endziel  desselben  bleibt,  ist  der  Rettungs- 
anker unserer  Zeit«.  (Zittel,  Bahringen) 3). 

Die  Eigenart  der  seither  betrachteten  politischen  Vorstellungs- 
welt, auf  welcher  sich  in  der  Nationalversammlung  die  Begründung 
der  Trennungsforderung  stützte,  wird  noch  klarer  hervortreten,  als 
es  vielleicht  durch  die  bis  jetzt  vorgebrachten  unmittelbaren  Zeug- 
nisse geschehen  ist,  wenn  die  ihr  entgegengesetzte,  von  der  aus 
diese  kirchenpolitische  Theorie  bekämpft  wurde,  ihr  gegenüber  ge- 
stellt wird.  Es  sollen  daher  —  wie  diese  Methode  ja  auch  schon 
bei  der  Behandlung  der  staatsphilosophischen  Unterlagen  des  Tren- 
nungsgedankens befolgt  wurde  —  im  folgenden  die  grundsätzlich  be- 
deutsamen Gesichtspunkte  der  Bekämpfung  einer  Trennung  von  Kirche 
und  Staat  dargestellt  werden,  wie  sie  in  der  Debatte  hervortraten. 
Hierbei  wird  sich  zugleich  Gelegenheit  geben,  auf  die  Stellung  des 
katholischen  Klubs  innerhalb  der  Versammlung  und  damit  auf  die 
katholischen  Parallelerscheinungen  der  bisher  betrachteten,  vom 
Protestantismus  ausgehenden  und  hauptsächlich  in  ihm  sich  ab- 
spielenden geistigen  und  kirchenpolitischen  Bewegungen  kurz  ein- 
zugehen. 


1)  III,  1703.  —  2)  III,  1643.  —  3)  III,  1667. 
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V.  „Alle  Redner,  die  bisher  dafür  gesprochen  haben,  dass  die 
Kirche  nicht  vom  Staate  getrennt  werden  soll,  alle  diese  Redner 
gingen  von  der  Idee  aus,  dass  die  Kirche  für  den  Staat  gefährlich 
sei".  Damit  hebt  Christ  (Bruchsal)1)  ein  Motiv  hervor,  das  für 
viele  ihre  ablehnende  Haltung  gegenüber  einer  Trennung  von  Staat 
und  Kirche  begründete  oder  mindestens  mitbegründete.2)  Von  all- 
gemeiner Bedeutung  ist  dieses  aber  hier  nur  insofern,  weil  sich  von 
diesem  Hintergrund  die  oben  als  Voraussetzung  des  Trennungsge- 
dankens behandelte  vertrauensvolle  und  radikale  Freiheitsbegeisterung 
um  so  schärfer  abhebt.  Diese  Gefahren  für  Staat  und  individuelle 
Gewissensfreiheit  erwartete  man,  wie  früher  gezeigt,  hauptsächlich 
von  der  katholischen  Kirche;  auch  nur  gegen  eine  von  katholischer 
Seite  ausgehende  Deutung  der  Trennung  im  Sinne  einer  Koordi- 
nation von  Staat  und  Kirche3)  ist  das  mehrfach  gegen  diese  Tren- 
nung geltend  gemachte  Argument  gerichtet,  die  damit  gegebene 
Unabhängigkeit  der  Kirche  Verstösse  gegen  die  Souveränität  des 
Staates. 4) 

Die  spekulativ-romantische  Reaktion  gegen  den  abstrakten  In- 
dividualismus des  Naturrechts  kommt  in  der  Debatte  in  zwei  Stand- 
punkten zum  Ausdruck.  Der  eine  bedeutet  eine  ziemlich  getreue 
Wiedergabe  HegePscher  Gedanken.  Der  andere  gibt  die  Grund- 
anschauung des  von  dieser  neuen  Gedankenrichtung  beeinflussten  ge- 
mässigten Liberalismus  wieder,  wie  er  im  zweiten  Paragraphen  be- 
handelt wurde. 

Ganz  im  Hegeischen  Bannkreis  steht  Pfeiffer  (Adamsdorf). 
Ihm  ist  der  Staat  »die  Form,  in  der  die  Idee  der  sittlichen  Freiheit 
sich  verwirklicht,  die  alle  Interessen,  materielle  wie  geistige,  seiner 
Glieder  umfasst.«  Diese  sittliche  Freiheit  entspreche  aber  erst  dann 
ihrem  Begriffe  vollständig,  wenn  sie  neben  der  Freiheit  des  Denkens 
in  der  Wissenschaft,  neben  der  Freiheit  des  Handelns  in  bürger- 
lichen und  Familienverhältnissen  zugleich  Frömmigkeit  sei  und  zwar 
die  Frömmigkeit,  die  sich  zu  religiösem  Leben  gestalten  und  ent- 
falten müsse.  »Allerdings  lassen  sich  auf  dem  Gebiete  des  Staates 
dann  diese  verschiedenen  Gebiete  unterscheiden,  das  des  wissen- 
schaftlichen Lebens,  der  Familie,  der  Gemeinde,  des  religiösen 
Lebens;  aber  sie  lassen  sich  niemals  ohne  Schaden  für  das  Ganze, 
für  den  lebendig  gegliederten  Staat,  und  das  abgetrennte  Glied  von 

1)  III,  1681. 

2)  Z.  B.  Welker  (Baden)  III,  1651;  Tafel  (Zweibrücken)  1654;  Bauer 
(Bamberg)  1683. 

3)  S.  u.  S.  49  f. 

4)  Z.  B.  Welker  III,  1651,  Giskra  (Mährisch- Trübau)  1791. 
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ihm  scheiden«.1)  Oberall  daher,  »wo  der  Staat  in  seiner  Ver- 
fassung die  sittliche  Idee  der  Freiheit  repräsentiert  und  in  seinen 
Einrichtungen  verwirklicht,  geht  die  Kirche  ihrem  Zwecke  nach  im 
Staate  auf«.2)  —  In  ähnlichem  Sinn  ist  für  Schwarz  (Halle)  »der 
Staat  in  unserer  Zeit  das  Höchste  und  Umfassendste,  der  Staat  ist 
das  Volk,  das  Volk  als  moralische  Person,  der  Gesamtwille  des 
Volkes  als  gesetzgebend  und  gesetzausführend  ...  Er  hat  als  Be- 
wahrer und  Vertreter  der  Sittlichkeit  an  der  Grenze  zu  stehen  im 
Namen  der  Sittlichkeit«.3)  Es  wird  ihm  daher  in  einem  von 
Schwarz  vorgeschlagenen  Amendement  ein  Veto  zugesprochen  »gegen 
alle  kirchlichen  Anordnungen,  die  der  Sittlichkeit  oder  dem  Staats- 
wohl Gefahr  drohen«.4) 

Vertreter  des  zweiten  der  genannten  Standpunkte  ist  Theodor 
Welker.  Von  seinen  früher  dargelegten  grundsätzlichen  Anschauungen 
aus  sucht  er  nun  in  der  Nationalversammlung  das  Unberechtigte 
und  Gefährliche  einer  Trennung  von  Staat  und  Kirche  darzutun. 
Er  betont  dabei  weniger  die  naturgegebene  Verbindung  von  Staat 
und  Kirche  auf  Grund  des  spekulativen  Kultur-  und  Gemeinschafts- 
begriffs, wie  es  Pfeiffer  und  Schwarz  in  der  Versammlung  und  auch 
er  in  der  oben  zitierten  akademischen  Rede  taten,  sondern  mehr  den 
Wert  einer  auf  die  historischen  Zusammenhänge  achtenden  Politik. 
Dieser  Gesichtspunkt  geht  jedoch,  wie  bei  der  allgemeinen  Betrach- 
tung über  den  spekulativen  Staatsgedanken  kurz  bemerkt  wurde,  auf 
dieselbe  allgemeine  Gedankenrichtung  zurück,  wie  jene  Anschauung 
von  der  natürlichen  Verbundenheit  aller  menschlichen  gesellschaft- 
lichen Funktionen.  So  erscheint  es  denn  Welker  jetzt  gefährlich,  in 
die  gegebenen  historischen  kirchlichen  Verhältnisse  mit  einem  all- 
gemeinen Prinzip  hineinzugreifen,  das  vielleicht  Konsequenzen  nach 
sich  ziehen  könne,  die  man  später  tief  beklagen  möchte.  Er  mahnt, 
vor  allem  vom  Standpunkt  historischer  Betrachtung  auszugehen  und  zu 
beachten,  dass  die  kirchlichen  Verhältnisse,  vor  allem  „historische 
Verhältnisse  sind,  ....  tief  zusammengewachsen  und  verschmolzen 
mit  dem  staatsgesellschaftlichen  Leben".5) 

Anerkennung  also  nur  einer  organischen  Fortbildung  des 
historisch  Gegebenen,  Misstrauen  gegen  eine  von  rein  theoretischen 
Gesichtspunkten  aus  gewährte  Freiheit  und  ein  Staatsideal,  das  die 
Verbindung  von  Staat  und  Kirche  seinem  ganzen  Wesen  nach 
fordert,  —  das  sind  in  der  Hauptsache  die  gegen  trennungsfreund- 


1)  III,  1782.  -  2)  III,  1723.  —  3)  III,   1706.  —  4)  III,  1639.  — 
5)  III,  1650/51. 
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liehen  dogmatischen  Radikalismus,  Freiheitsrausch  und  blossen 
Rechtsschutzstaatsgedanken  geltend  gemachten  Grundsätze. 

VI.  Ein  Standpunkt  der  Bekämpfung  der  Trennungsforderung 
ist  bis  jetzt  unberücksichtigt  geblieben,  nämlich  derjenige  der 
'katholischen  Abgeordneten. l)  Sie  bildeten  zwar  im  allgemeinen 
keine  Partei  für  sich,  sondern  waren  fast  in  allen  anderen  politi- 
schen Klubs  verteilt;  in  kirchenpolitischen  und  anderen  mit  der 
Religion  zusammenhängenden  Fragen  jedoch  ging  ein  grosser  Teil 
von  ihnen  gemeinschaftlich  vor.  Über  die  Stellungnahme  nun  dieses 
katholischen  Klubs  zur  Trennungsfrage  scheint  vielfach  Unklarheit 
zu  herrschen. 2)  Sie  ist  auch  nicht  ohne  weiteres  unter  einem  der 
bisher  herausgestellten  grundsätzlichen  Standpunkte  zu  begreifen 
und  verlangt  daher  eine  besondere  Betrachtung,  welche  etwas  weiter 
ausholen  muss. 

Bisher  wurden  zur  Darlegung  der  Entstehung  des  Trennungs- 
gedankens in  Deutschland  —  wie  schon  einmal  kurz  bemerkt  — 
die  Entwicklung  der  Staats-  und  kirchenpolitischen  Ideen  nur  in 
protestantischen  Kreisen  ins  Auge  gefasst.  In  den  katholischen 
Gebieten  hatte  diese  vollkommen  ihre  Parallele.  Die  von  katho- 
lischen Autoren  ausgehenden  kirchenpolitischen  Systeme  teilen,  in- 
sofern sie  überhaupt  der  allgemeinen  Kulturentwicklung  grundsätz- 
lich zustimmend  folgen,  mit  dem  dargestellten  protestantischen 
durchaus  die  Staatsanschauung  in  allen  ihren  Wandlungen  und 
unterscheiden  sich  von  ihnen  nur  durch  den  dogmatisch  und 
historisch  begründeten  anderen  Kirchenbegrift.  Denn  die  Staats- 
auffassung beruhte  im  wesentlichen  auf  allgemeinen ,  katholischen 
wie  protestantischen  Ländern  gemeinsamen  Kulturverhältnissen, 
weshalb  auch  in  dieser  Hinsicht  diese  beiden  Zweige  kirchenpoliti- 
scher Ideenbildung  sich  von  Anfang  an  gegenseitig  beeinflussten. 
Ein  katholischer  Staat  war  es  ja,  Frankreich,  welcher  zuerst  den 
souveränen  modernen  Staat  in  Theorie  und  Praxis  ausbildete  und 
im  sogen.  GalliJcanismus  auch  die  Folgerungen  aus  dieser  allge- 
meinen Staatsanschaung  für  das  kirchenpolitische  Gebiet  zog.  Denn 
der  Gailikanismus    ist  nicht  nur  nationalistische   Betonung  der 

1)  Ueber  den  »Trennungsgedanken  innerhalb  des  Katholizismus«  vgl. 
Rothenbüchtr,  Trennung  von  Staat  und  Kirche  S.  87  ff. 

2)  So  meint  W.  Kahl  (Lehrsystem  des  Kirchenrechts  und  der  Kirchen- 
politik, Bd.  1,  1894  S.  297)  —  wie  sich  zeigen  wird,  mit  Unrecht  — ,  dass  »die 
Grundrechte  von  1848,  und  zwar  auf  Forderung  der  katholischen  Fraktion 
der  Nationalversammlung,  .  .  .  das  System  der  Trennung  von  Staat  und  Kirche 
in  Gesetzesparagraphen  formuliert«  habe.  In  seinen  jüngsten  »Aphorismen« 
(a.  a.  0.  Sp.  1367)  stellt  er  sich  allerdings  auf  den  Standpunkt,  dass  die  Grund- 
rechte das  Trennungsprinzip  überhaupt  noch  nicht  ausgesprochen  hätten.  Vgl. 
darüber  u.  S.  54  f. 
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bischöflichen  Selbständigkeit  gegenüber  dem  Papste,  sondern  eben- 
sosehr, und  zwar  in  mindestens  praktisch  engem  Zusammenhang 
mit  diesem  Episkopalismus,  Verstärkung  des  Staatseinflusses  auf 
das  kirchliche  Leben. *)  Durch  Vermittlung  der  von  Cujacius  in 
Frankreich  ausgebildeten  romanistischen  Jurisprudenz  mit  ihrer 
Hinneigung  zur  alten  Imperatorenallgewalt  und  ihrer  gallikanischen 
Parteistellung  wirkten  diese  staatskirchlichen  Ideen  auf  Holland, 
dessen  Juristenschule  sich  zu  Ende  des  16.  und  Anfang  des  17.  Jahr- 
hunderts stark  unter  dem  Einfluss  der  französischen  befand,  und 
halfen  so  mit  zur  Ausbildung  des  protestantischen  Territorialismus.2) 
Die  katholische  Parallelerscheinung  desselben  in  Deutschland  bildete 
der  sogen.  Febronianismus ,  der  in  seinem  Hauptverfechter  auf 
literarischem  Gebiet,  dem  Weihbischof  N.  v.  Hontheim3)  auch  un- 
mittelbar mit  dem  französischen  Gallikanismus  in  Verbindung- 
steht, und  der  Josephinismus ,  welcher  die  praktische  Verwirk- 
lichung dieser  staatskirchlichen  Ideen  in  Deutschland  darstellt. 
Wie  der  Absolutismus  im  allgemeinen  damals  in  allen  europäischen 
Kulturländern  Staatsmaxime  war,  so  war  auch  die  Praxis  der 
polizeistaatlichen  Kirchenpolitik  in  katholischen  wie  in  protestanti- 
schen Ländern  ziemlich  die  gleiche,  nur  dass  der  katholisch-dog- 
matische Kirchenbegriff  und  die  thatsächliche  feste  Eigenorganisation 
der  katholischen  Kirche  eine  solche  theoretische  und  praktische  In- 
einssetzung  von  Kirche  und  Staat  oder  eine  solche  Unterordnung 
der  Kirche  unter  den  Staat  als  Verein  verhinderte ,  mit  der  man 
protestantischerseits  den  praktischen  Absolutismus  zu  rechtfertigen 
versuchte,  ,1m  Prinzip'  treten  nicht  nur  Gallikaner  und  Febronianer 
gemässigterer  Richtung,  sondern  selbst  die  entschiedensten  Anhänger 
des  Josephinismus  für  Koordination  der  beiden  Gewalten  ein  und  er- 
klären die  Kirche  in  ihrer  Sphäre  als  die  höchste,  vom  Staate  un- 
abhängige Autorität;4)  indem  sie  diese  Sphäre  dann  aber  auf  das 
,reine  Geistige'  beschränken,  räumen  sie  doch  dem  Staate  tatsäch- 
lich keine  geringeren  Rechte  ein  als  die,  welche  auch  diese  prin- 
zipielle' Unabhängigkeit  der  Kirche  in  Abrede  stellen,  was  aber  ja 
innerhalb  des  deutschen  protestantischen  Territorialismus  auch  nie 
völlig  geschah.    Wie  aber  dieser  auch  dann  noch  auf  theoretischen 


1)  Vgl.  Singer,  Zur  Frage  des  staatlichen  Oberaufsichtsrechts.  I.  Deutsche 
Zeitschr.  f.  Kirchenr.  Bd.  5  (1895)  S.  46  ff. 

2)  0.  Mejer,  Studien  zum  Kollegialisruus,  a.  a.  0.  S.  30  ff. 

3)  Unter  dem  Pseudonym  Febronius,  De  statu  ecclesiae  et  legitiraa  po- 
testate  ßomani  pontificis.  1763. 

4)  Singer  a.  a.  0.  S.  83. 
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Umwegen  sich  zu  halten  suchte,  als  seine  Träger  schon  vom  Ideale 
des  Wohlfahrtsstaates  zu  dem  des  eine  Pflege  religiöse  Kultur  ab- 
schliessenden blossen  Rechtsschutzstaates  weitergeschritten  waren,  so 
nahmen  auch  katholische  Autoren  diese  theoretische  Beschränkung  der 
staatlichen  Wirksamkeit  an,  ohne  praktisch  daraus  irgend  welche 
Folgerungen  gegen  das  herrschende  Staatskirchentum  zu  ziehen. x) 

Dieselben  allgemein  kulturellen  Ursachen  erst ,  welche  auf 
protestantischer  Seite  einen  stärkeren  politischen  Freiheitsdrang  er- 
weckten, wirkten  in  diesem  Sinne  auch  auf  katholische  Kreise.  Wie 
man  dort  dann  diesem  veränderten  allgemeinpolitischen  Ideal  ent- 
sprechend die  Forderung  der  Trennung  von  Staat  und  Kirche  oder 
mindestens  einer  grösseren  kirchlichen  Autonomie  erhob,  so  suchte 
man  hier  mit  der  Koordination  von  Kirche  und  Staat  im  Sinne 
einer  wirklichen  rechtlichen  Selbständigkeit  der  Kirche  Ernst  zu 
machen. 2)  Von  Franz  Otto  Freiherrn  Droste  zu  Vischering  in  seiner 
Schrift  »Über  Kirche  und  Staat«  1817  zum  erstenmal  program- 
matisch vertreten,  von  Sommer  dann  unter  dem  Titel:  »Von  der 
Kirche  in  dieser  Zeit.  Betrachtungen  von  Westphalus  Eremita« 
1819  schärfer  juristisch  im  Sinne  einer  völkerrechtlichen  Koordina- 
tion formuliert  und  von  manchen  anderen  aufgenommen  und  ver- 
breitet, stellt  diese  Theorie  die  wohl  ziemlich  allgemeine  kirchen- 
politische Überzeugung  deutscher  katholischer  Kreise  von  den  20er 
bis  zu  den  50er  Jahren  dar.  Ihr  sind  Kirche  und  Staat  zwei  nicht 
nur  ideell,  sondern  auch  rechtlich  und  politisch  selbständige  Ge- 
walten mit  alleiniger  Rechtssouveränität  in  dem  ihnen  eigentüm- 
lichen Wirkungskreis.  Die  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten 
sollen  durch  völkerrechtliche  Konkordate  geregelt  und  im  übrigen 
trotz  dieser  rechtsformalen  Selbständigkeit  der  beiden  Gewalten  ihre 
Beziehungen  zu  einander  inhaltlich  von  gegenseitig  sich  förderndem 
Wohlwollen  getragen  sein.  Diese  Theorie  unterscheidet  sich  also 
wesentlich  sowohl  von  der  kirchenpolitischen  Anschauung  des  tren- 
nungsfreundlichen Linksliberalismus,  als  von  der  gemässigt  liberalen 
Richtung,  wie  sie  Rotteck  und  Welker  vertraten.  Sie  berührt  sich 
mit  beiden  nur  in  einer  die  Rechtssouveränität  des  Staates  aner- 


1)  Eiu  Beispiel  dafür  bietet  Noemer,  Grundlinien  eines  dem  itzigen 
Zeitgeist  angemessenen  Kirchenrechts,  1804,  anonym  erschienen,  offenbar  von 
einem  bairischen  katholischen  Geistlichen ;  Steger  und  Schmalz  (s.  o.  S.  17, 
Text  u.  Anm  7)  werden  im  1.  Abschn.  ohne  eigene  Gedanken,  oft  wörtlich,  wieder- 
gegeben, trotz  dieser  Rechtsschutzstaatstheorie  aber  das  ganze  josephinische 
Staatskirchentum  aufrecht  erhalten. 

2)  Vgl.  z.  f.  nähere  Nachweise  bei  Singer  a.  a.  0.  S.  75  ff. ,  womit  je- 
doch dessen  Würdigung  der  Koordinationstheorie  nicht  beigepflichtet  sein  soll. 
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kennenden  und  in  Hinsicht  auf  seine  innere  Verfassung  and  Ver- 
waltung freiheitlichen  politischen  Grundanschauung  und  der  daraus 
abgeleiteten  Forderung  kirchlicher  Selbständigkeit  und  insofern, 
gegenüber  dem  kirchenpolitischen  Absolutismus,  in  dem  Verlangen 
einer  -»Trennung  von  Staat  und  Kirche«,  mit  welchem  Schlagwort 
man  auch  ihre  Richtung  zuweilen  bezeichnete.  Von  einer  »Trennung 
von  Staat  und  Kirche«  in  dem  hier  zu  gründe  gelegten  Sinne  ist 
jedoch  diese  Koordinationstheorie  weit  entfernt. 

Auf  ihrem  Boden  nun  stehen  auch  die  vereinigten  katholischen 
Abgeordneten  der  Frankfurter  Nationalversammlung.  Die  katho- 
lischen Vertreter  im  Verfassungsausschuss  legten  ihre  Anschauung 
in  dem  oben  wiedergegebenen1)  ersten  Minoritätserachten  nieder,  in 
dem  sie  Selbständigkeit  der  Kirche  in  »ihren«,  d.  h.  in  allen  ihren, 
nicht  nur  in  ihren  inneren  Angelegenheiten  verlangten.  In  der 
Debatte  finden  ihre  Grundsätze  weitere  Ausführung  und  in  der  Ab- 
stimmung praktische  Betätigung.  —  Döllinger  erklärt  ausdrücklich : 
»Wir  sagen  Unabhängigkeit  und  verstehen  unter  Unabhängigkeit 
etwas  anderes  als  Trennung« ; 2)  Sektenfreiheit  ist  ihm  nicht  etwas, 
grundsätzlich  zu  Forderndes,  sondern  nur  »eine  unabweisbare  Not- 
wendigkeit unter  den  gegenwärtigen  Umständen«. 8)  Die  Beziehungen 
des  Staates  sowohl  zur  katholischen  wie  zur  protestantischen  Kirche 
sollen  durchaus  nicht  abgebrochen,  sondern  fortan  nur  nicht  mehr 
auf  einseitigem  absolutistischen  Staatsgesetz,  sondern  auf  freier,  die 
Unabhängigkeit  beider  Gewalten  wahrender  Vereinbarung  beruhen. 4) 
Die  Hauptinteressen  dieses  katholischen  Klubs  auf  dem  in  Frage 
stehenden  Gebiet  kommen  in  einem  Antrag  Nagel,  Lassaulx  und  Ge- 
nossen zu  §  14  des  Artikels  III.  der  Grundrechte  zum  Ausdruck,  der 
lautet:  »Die  bestehenden  und  neu  sich  bildenden  Religionsgesell- 
schaften sind  als  solche  unabhängig  von  der  Staatsgewalt;  sie  ordnen 
und  verwalten  ihre  Angelegenheiten  selbständig.  —  Die  Bestellung 
von  Kiichenbeamten  unterliegt  keiner  Mitwirkung  von  Seiten  der 
Staatsgewalt,  auch  nicht  vermöge  Patronatsrechts.  —  Die  Bekannt- 
machung kirchlicher  Erlasse  ist  nur  denjenigen  Beschränkungen 
unterworfen,  welchen  alle  übrigen  Veröffentlichungen  unterliegen. 
—  Jeder  Religionsgesellschaft  wird  der  Besitz  und  die  freie  Ver- 
wendung ihres  Vermögens  sowie  ihrer  für  Kultus-,  Unterrichts- 


1)  s.  o.  S.  34. 

2)  III  1675;  ebenso  Jürgens  III,  1635;  vgl.  über  Döllingers  Ansichten  auch 
seine  von  Reusen  hersgg.  kleineren  Schriften  (1890)  S.  1 — 104. 

3)  III,  1677. 

4)  Jürgens  III,  1635;  v.  Radowitz  III,  1695. 
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und  "Wohltätigkeitszwecke  bestimmten  Anstalten  gewährleistet«.1) 
—  Dagegen  stimmten  fast  alle  Angehörigen  des  katholischen  Klubs 
gegen  die  im  Sinne  der  wirklichen  Trennung  von  Staat  und  Kirche 
von  liberaler  Seite  beantragte  Aufhebung  der  kirchlichen  Vor- 
rechte. 2) 

VII.  Die  Bekämpfung  der  Trennungsforderung  von  den  ver- 
schiedenen dargelegten  Standpunkten  aus  blieb  erfolglos.  Artikel  III 
des  Ausschussentwurfes  wurds  in  mehreren  Punkten  in  radikalerem 
Sinne  umgestaltet3)  und  in  §  14  der  Grundsatz  der  Trennung  von 
Staat  und  Kirche  in  folgender  Fassung  ausgesprochen:  »Jede  Re- 
ligionsgesellschaft (Kirche)  ordnet  und  verwaltet  ihre  Angelegen- 
heiten selbständig,  bleibt  aber,  wie  jede  andere  Gesellschaft  im 
Staate,  den  Staatsgesetzen  unterworfen.  Keine  Religionsgesellschaft 
geniesst  vor  anderen  Vorrechte  durch  den  Staat,  es  besteht  ferner- 
bin keine  Staatskirche.  Neue  Religionsgesellschaften  dürfen  sich 
bilden,  einer  Anerkennung  ihres  Bekenntnisses  durch  den  Staat  be- 
darf es  nicht«.4) 

Die  Beschlüsse  der  ersten  Lesung  gingen  an  den  Verfassungs- 
ausschuss  zu  nochmaliger  Beratung  zurück  5)  und  wurden  bei  dieser 
Neuberatung,  was  den  hier  in  betracht  kommenden  Artikel  angeht, 
in  der  Hauptsache  wieder  im  Sinne  der  ersten  Ausschuss vorläge  um- 
gestaltet. Es  ist  in  der  Vorlage  zur  zweiten  Lesung  Artikel  V,  der 
in  §  17  nur  bestimmt:  »Jede  Religionsgesellschaft  ordnet  und  ver- 
waltet ihre  Angelegenheiten  selbständig,  bleibt  aber  den  allgemeinen 
Staatsgesetzen  unterworfen.  —  Neue  Religiosgesellschaften  dürfen 
sich  bilden,  einer  Anerkennung  ihres  Bekenntnisses  durch  den  Staat 
bedarf  es  nicht.    Es  besteht  fernerhin  keine  Staatskirche«.6) 

Die  den  Trennungsgedanken  aussprechenden  Sätze  des  Plenar- 
beschlusses wurden  also  vom  Ausschuss  wieder  gestrichen  und  zwar 
mit  der  Begründung,  dass  »das  unterschiedslose  Zusammenwerfen 
der  religiösen  mit  Jeder  anderen  Gesellschaft''  in  den  Worten  einen 
Mangel  an  Achtung  vor  dem  Religiösen  zu  enthalten  vielen  ge- 
schienen habe«,  und  dass  »der  Ausdruck  , Vorrechte'  auf  alle  Unter- 
schiede bezogen  werden  könnte,  die  sich  bei  den  Religionsgesell- 


1)  III,  1775. 

2)  So  Döllinger,  Deiters,  Jürgens,  Radowitz,  Nagel,  Sepp,  Lassaulx, 
Ketteier  u.  a.  VI,  4131/32. 

3)  S.  Abdruck  der  ganzen  Beschlüsse:  III,  1767—2018,  Woltersdorf, 
a.  a.  0.  S.  244/45. 

4)  III,  2001  (namentliche  Abstimmung). 

5)  Woltersdorf,  a.  a.  0.  S.  284  ff. 

6)  V.  3875. 

4  * 


—    52  - 


schatten,  wie  bei  anderen  Gesellschalten ,  von  selbst  aus  den  Um- 
ständen ergeben,  nicht  weil  die  eine  diese,  die  andere  jene  Kon- 
fession zu  Grunde  hat,  sondern  weil  die  eine  als  Gesell- 
schaft ausgedehnter  als  die  andere,  durch  zufällige  Verhältnisse  in 
eine  besondere  äussere  Lage  gekommen  ist,  vertraglich  Besonderes 
erworben  hat  u.  dgl.  Man  könnte  z.  B.  ein  Vorrecht  nennen  wollen, 
wenn  ausgedehnte,  jahrhundertelang  bestehende  Religionsgesell- 
schaften Korporationsrechte  haben  oder  aus  der  Staatskasse  für  ihre 
Bedüifnisse  Beihülfe  geniessen,  dagegen  in  der  Bildung  begriffenen, 
noch  aus  wenig  Mitgliedern  bestehenden,  dieselben  doch  nicht  ge- 
worden sind,  obgleich  doch  auch  andere  Gesellschaften  rücksichtlich 
dieser  Punkte  sehr  verschieden  gestellt  sein  können«.  Nur  vor  sol- 
chen »Missdeutungen«,  welchen  der  Satz:  »Keine  Religionsgesell- 
schaft geniesst  vor  anderen  Vorrechte  durch  den  Staat«  ausgesetzt 
sein  könne,  wolle  der  Ausschuss  mit  der  Streichung  dieses  Satzes 
das  Gesetz  bewahren,  was  man  um  so  eher  tun  könne,  als  »der 
darin  ausgedrückte  Gedanke  durch  die  übrigen  Sätze  völlig  ge- 
sichert« sei.  *) 

Es  hat  danach  den  Anschein,  als  ob  der  Ausschuss  eigentlich 
nur  eine  redaktionelle  Änderung  an  dem  Beschluss  erster  Lesung  be- 
antrage und  demgemäss  dieser  Plenarbeschluss  eine  wirkliche  Gleich- 
setzung der  religiösen  mit  »jeder  anderen  Gesellschaft«  und  eine 
Abschaffung  aller  kirchlichen  Privilegierungen,  somit  eine  Trennung 
von  Staat  und  Kirche  im  eigentlichen  Sinn  gar  nicht  beabsichtigt 
habe,  sondern  etwa  nur  »für  Gesellschaften  dasselbe  ausspricht,  was 
durch  §  13 2)  für  die  Individuen  ausgesprochen  ist«  —  nämlich 
Gleichheit  aller  Religionsgesellschaften  in  bezug  auf  die  allgemeinen 
staatsbürgerlichen  Rechte  und  Pflichten  — ,  womit  sich  der  Aus- 
schuss durchaus  einverstanden  erklären  würde. 3) 

Der  Plenarbeschluss  ist  jedoch  nicht  so  aufzufassen.  Dafür 
spricht  einmal  die,  wie  gezeigt,  wirklich  auf  eine  Trennung  von 
Staat  und  Kirche  ausgehende  politische  Richtung,  welche  die  mass- 
gebenden Absätze  desselben  beantragte  und  hauptsächlich  in  der 
Debatte  vertrat.  Wäre  sodann  der  Beschluss  in  diesem  Sinne  zu 
verstehen,  beantragte  also  der  Ausschuss  nur  eine  redaktionelle 
Verbesserung  desselben,  so  wäre  die  Reihe  von  Ausschuss-Minoritäts- 
erachten  und  Verbesserungsanträgen  einzelner  Abgeordneter,  welche 
entgegen  der  zweiten  Vorlage  des  Ausschusses  die  Wiederherstellung 


1)  V.  3875/76. 

2)  Des  1.  Entwurfs  s.  o.  S.  33. 

3)  V,  3875/76. 
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des  vom  Plenum  beschlossenen  Wortlautes  oder  eine  noch  deutlichere 
Fassung  des  Trennungsgedankens  beantragten1)  und  eine  dement- 
sprechende  Umgestaltung  der  Ausschussvorlage  in  zweiter  Lesung 
auch  durchsetzten,  ganz  unerklärlich.  Diese  endgiltige  Fassung  der 
kirchenpolitischen  Beschlüsse  der  Nationalversammlung,  wie  sie  als 
Artikel  V  der  »Grundrechte  des  deutschen  Volkes«  publiziert  wurden, 
und  unter  denen  §  17  für  die  hier  erörterte  Frage  namentlich  in 
Betracht  kommt,  lautet  wie  folgt: 

§  14.  Jeder  Deutsche  hat  volle  Glaubens-  und  Gewissensfrei- 
heit. . —  Niemand  ist  verpflichtet,  seine  religiöse  Überzeugung  zu 
offenbaren  oder  sich  irgend  einer  religiösen  Genossenschaft  anzu- 
schliessen. 

§  15.  Jeder  Deutsche  ist  unbeschränkt  in  der  gemeinsamen 
häuslichen  und  öffentlichen  Übung  seiner  Religion. 

Verbrechen  und  Vergehen,  welche  bei  Ausübung  dieser  Frei- 
heit begangen  werden,  sind  nach  dem  Gesetze  zu  bestrafen. 

§  16.  Durch  das  religiöse  Bekenntnis  wird  der  Genuss  der 
staatsbürgerlichen  Rechte  weder  bedingt  noch  beschränkt. 

Den  staatsbürgerlichen  Pflichten  darf  dasselbe  keinen  Ab- 
bruch tun. 

§  17.  Jede  Religionsgesellschaft  ordnet  und  verwaltet  ihre  An- 
gelegenheiten selbständig,  bleibt  aber  den  allgemeinen  Staatsge- 
setzen unterworfen. 

Keine  Religionsgesellschaft  geniesst  vor  anderen  Vorrechte 
durch  den  Staat;  es  besteht  fernerhin  keine  Staatskirche. 

Neue  Religionsgesellschaften  dürfen  sich  bilden,  einer  Aner- 
kennung ihres  Bekenntnisses  durch  den  Staat  bedarf  es  nicht. 

§  18.  Niemand  soll  zu  einer  kirchlichen  Handlung  oder  Feier- 
lichkeit gezwungen  werden. 

§  19.  Die  Formel  des  Eides  soll  künftig  lauten :  So  wahr  mir 
Gott  helfe. 

§  20.  Die  bürgerlicke  Gültigkeit  der  Ehe  ist  nur  von  der  Voll- 
ziehung des  Zivilaktes  abhängig;  die  kirchliche  Trauung  kann  erst 
nach  der  Vollziehung  des  Zivilaktes  stattfinden.  Die  Religionsver- 
schiedenheit ist  kein  bürgerliches  Ehehindernis. 


1)  Z.  B.  das  Minoritätserachten  von  Wigard ,  Mittermayer  u.  a. :  Zu- 
satz zu  §  17:  »Keine  Religionsgesellschaft  geniesst  vor  der  anderen  Vorrechte». 
—  Antrag  Nauwerk  (Berlin)  »Keine  Religionsgesellschaft  darf  vor  anderen 
durch  den  Sta^t  begünstigt  werden«.  V,  3876;  VI,  4128  —  Woltersdorf,  a. 
a.  0.  S.  288  ff. 
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§  21.  Die  Standesbücher  werden  von  den  bürgerlichen  Be- 
hörden geführt,  i) 

In  dem  für  den  Trennungscharakter  des  in  diesem  Artikel  zu 
Grunde  gelegten  kirchenpolitischen  Systems  massgebenden  §  17  ist 
zwar  gegenüber  der  Fassung  erster  Lesung  (§  14)  der  Satz:  »wie 
jode  andere  Gesellschalt«  entsprechend  dem  Vorschlag  des  Aus- 
schusses weggelassen ;  eine  sachliche  Änderung  trat  damit  jedoch  nicht 
ein,  da  die  rechtliche  Auflassung  der  Kirchen  als  Vereine  im  Staat  an  sich 
der  ganzen  Gesetzgebung  zu  Grunde  liegt  und  dazu  durch  die  Unter- 
stellung der  Religionsgesellschaften  unter  die  »allgemeinen 2)  Staatsge- 
setze« ausdrücklich  hervorgehoben,  jede  staatliche  Privilegierung  aber 
dieser  Vereine  wie  auch  jede  ungünstige  Sonderbehandlung  derselben8) 
ebenso  ausdrücklich  abgelehnt  wurde.  In  §  17  ist  also  der  Grund- 
satz der  Trennung  von  Staat  und  Kirche  ausgesprochen.  Dass  die 
Aufhebung  der  bestehenden  öffentlichrechtlichen  Organisation  der 
Kirchen  nicht  besonders  ausgesprochen  wurde,  ist  kein  Hindernis, 
von  einer  Proklamation  der  »Trennung  von  Staat  und  Kirche«  zu 
sprechen. 4)  Denn  »wir  werden  Artikel  V  nur  als  einen  allgemeinen 
Grundsatz  zu  betrachten  haben,  welcher  fortan  nur  die  rechtsbildende 
Tätigkeit  der  Staaten  in  ihrem  Verhältnis  zur  religiösen  Sphäre  als 
leitend  und  massgebend  anerkennen  soll,  also  nicht  als  einen  eigent- 
lichen Rechtssatz,  der  in  der  ganzen  Ausdehnung  seines  Inhaltes 
positiv  gilt  und  die  darunter  fallenden  Verhältnisse  schon  beherrscht, 
sondern  als  ein  Prinzip  künftiger  Rechtssätze,  die  ihre  gesetzliche 
Festlegung  erst  noch  erwarten."5)  Dieses  Prinzip  aber,  das,  dem 
ganzen  Charakter  der  Nationalversammlung  und  der  Grundrechte 
gemäss,  mehr  in  seinen  politisch,  als  in  seinen  juristisch  bedeut- 
samen Folgen  ausgesprochen  wurde,  begriff  auch  die  rechtliche 
»Entstaatlichung«  der  religiösen  Vereinigungen  nach  der  Absicht 
seiner  Urheber  in  sich.  Das  darf  man  nach  der  eingangs  erörterten 
Eigenschaft  dieses  juristischen  Merkmals  einer  »Trennung  von  Staat 
und  Kirche«  neben  denen  der  Nichtprivilegierung,  der  Nichtunter- 
stützung  und  der  mangelnden  Sonderbeschränkung  der  Kirchen  als 

1)  VI,  4302.  Namentliche  Abstimmung  über  §  17:  VI,  4134. 

2)  Nicht  mehr  bloss  »die  Staatsgesetze«,  gemäss  dem  Vorschlag  des 
Ausschusses,  um  der  Befürchtung  vorzubeugen ,  »als  werde  die  Staatsgesetz- 
gebung die  Freiheit  und  selbst  den  Bestand  einzelner  Religionsgesellschafteu 
gefährden  können  durch  besondere  gegen  dieselbe  gerichtete  Bestimmungen« 
V,  1775. 

3)  S.  o.  Anm.  2. 

4)  Anders  Rothenbücher  a.  a.  0.  S.  105. 

5)  E.  Herrmann,  Ueber  die  Stellung  der  Religionsgemeinschaften  im 
Staate,  besonders  nach  dem  hannoverischen  Verfassungsrecht  und  den  Grund- 
rechten. 1849.  S.  89. 
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Folgen  des  einen  gemeinsamen  Rechtsprinzips  einer  Indifferenz  des 
Staates  gegenüber  denselben  und  nach  der  aus  dem  Vorausgehenden 
zu  ersehenden  Grundrichtung  und  Stimmung1)  der  für  die  Gestal- 
tung des  Artikels  Y  hauptsächlich  massgebenden  Abgeordnetenkreise 
doch  wohl  annehmen.  Denn  gerade  für  die  Einsicht  in  den  eigent- 
lichen Inhalt  solcher  allgemeinen  Grundsätze,  wie  sie  Artikel  V 
ausspricht,  sind  solche  allgemeine  logische  Zusammenhänge  und 
politische  Grundrichtungen  von  grösserer  Bedeutung,  als  etwa  für 
die  Auslegung  positiv  geltender  Rechssätze,  für  welche  der  Wort- 
laut und  das  ausdrücklich  Gesagte  in  erster  Linie  massgebend  sind. 

So  ist  also  die  Trennung  von  Staat  und  Kirche  in  Deutsch- 
land nicht  auf  den  Stufen  der  theoretischen  Folgerung  und  der 
politischen  Forderung  geblieben,  sondern  hat,  wenn  auch  nur  in  der 
unvollkommenen  Form,  wie  alle  Bestimmungen  der  »Grundrechte 
des  deutschen  Volkes«,  doch  auch  eine  gewisse  rechtliche  Geltung 
erlangt.  Mit  dieser  Feststellung  möge  diese  Untersuchung  schliessen. 
Eine  Darstellung  der  Einwirkung  des  Artikels  V  und  dadurch  mittel- 
bar der  in  ihm  zur  Geltung  kommenden  naturrechtlich-liberalen 
politischen  Strömungen  auf  die  Gesetzgebung  der  deutschen  Einzel- 
staaten,2)  sowie  eine  weitere  Verfolgung  der  Geschichte  des  Tren- 
nungsgedankens im  Zusammenhang  mit  der  Fortbildung  der  deut- 
schen Staatsphilosophie  und  Politik,  namentlich  der  sozialdemokra- 
tischen Trennungsforderung  in  ihrem  etwaigen  Zusammenhang  mit 
einem  allgemeinen  Staatsideal,8)  liegt  ausserhalb  des  Rahmens,  den 
sich  diese  Untersuchung  mit  Rücksicht  auf  die  innere  Geschlossen- 
heit des  behandelten  Stoffes  gestellt  hat. 


1)  Diese  wird  wohl  von  Herr  mann  (a,  a.  0.  S.  81)  nicht  ganz  richtig 
eingeschätzt,  ebenso  wie  die  an  diesem  Ort,  wie  von  0.  Mejer  (Grundlagen 
dos  lutherischen  Kirchenregiments,  1864,  S.  281/82)  gegebenen  Auslegung  des 
Wortes  „allgemeine"  Staatsgesetze  die  o.  S.  323  A.  2  zitierte  Begründung  des- 
selben durch  den  Ausschuss  nicht  zu  berücksichtigen  scheint. 

2)  Vgl.  darüber  K.  Rieker,  Die  rechtl.  Stellung  der  evangelischen  Kirche 
in  Deutschland.  1893.  S.  384  ff. 

3)  Einiges  hierüber  bei  Rothenbüctier,  a.  a.  0.  S.  102—112. 


Lebenslauf. 


Ich ,  Karl  Nikolaus  Neundörfer,  wurde  geboren  am  5.  Mai 
1885  zu  Wöllstein  (Provinz  Rheinhessen)  als  Sohn  des  jetzigen 
Grossherzoglichen  Oberamtsrichters,  Geheimen  Justizrats  Ludwig 
Neundörfer  zu  Mainz.  Ich  besuchte  von  1891 — 1903  Vorschule 
und  Gymnasium  zu  Mainz.  Nachdem  ich  letztere  Anstalt  im  Herbst 
1903  mit  dem  Zeugnis  der  Reife  verlassen  hatte,  studierte  ich 
Rechtswissenschaft  auf  den  Universitäten  Freiburg  i.  Br. ,  Berlin 
und  Giessen,  bestand  im  Herbst  1906  an  der  Grossherzogiichen 
Landesuniversität  Giessen  das  juristische  Fakultätsexamen  und 
wurde  im  Frühjahr  1907,  nachdem  ich  mich  inzwischen  mit  wissen- 
schaftlichen Studien  beschäftigt  hatte,  am  Grossherzoglichen  Amts- 
gericht Mainz  zum  Vorbereitungsdienst  zugelassen.  Zugleich  erhielt 
ich  jedoch  weiterer  Studien  halber  auf  ein  Jahr  Urlaub,  welcher  im 
Frühjahr  1908  um  dieselbe  Zeit  verlängert  wurde. 


